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EDITORIAL / IMPRESSUM 

Es geht: Mehr Kapazität bei gleicher Fläche
Der Güter- und Personenverkehr wird, da sollte 
sich niemand etwas vormachen, mittel- und lang-
fristig weiter wachsen, sobald die Wirtschaft wie-
der in die Gänge kommt. Das Szenario, wo das 
nicht der Fall ist, wird sich hoffentlich niemand 
ernsthaft wünschen: Anhaltende Rezession, ver-
bunden mit Arbeitslosigkeit und Wohlstandsver-
lust für alle.  

Angesichts der leeren Staatskassen und wohl 
auch wegen des wachsenden Widerstandes in 
der Bevölkerung gegen große Infrastrukturprojek-
te heißt das Gebot der Stunde: Stärkere Entkop-
pelung des Verkehrswachstums vom Verkehrs-
flächenwachstum. 

Wie das gehen soll? Gerade im abgelaufenen 
Jahr wurde bei einer ganzen Reihe hochkarätiger 
Veranstaltungen aufgezeigt, dass das keines-
wegs ein frommer Wunsch bleiben muss. Es gibt 
heute dazu eine ganze Reihe ausgereifter und 
erprobter Technologien (nennen wir sie hier et-
was verkürzt „telematikgestütztes Verkehrsma-
nagement“). Mit ihrem Einsatz lässt sich auch bei 
gegebenem Verkehrsflächenangebot mehr Ka-
pazität bereitstellen. Auch in diesem Mobilitäts-
jahrbuch finden sie hierzu mehrere Beiträge. 

Für die GSV gehört die intensive Nutzung von 
moderner Verkehrstelematik zu ihren zentralen 
Forderungen. Sie unterstützt daher alle Bemü-
hungen zu deren verstärktem Einsatz - erfreuli-

cherweise setzt auch das BMVIT voll auf diese 
Karte. Um der steigenden Bedeutung von 
Verkehrstelematik Rechnung zu tragen, haben 
wir unser Team im Oktober mit einem ambitio-
nierten, erstklassig ausgebildeten jungen Tele-
matikspezialisten verstärkt. 

So fügt es sich gut, dass der Weltkongress für 
intelligente Transportsysteme (ITS) im Herbst 
2012 in Wien stattfinden wird. Das ist eine be-
trächtliche Chance für unsere auf diesem Gebiet 
gut aufgestellte Industrie, macht aber auch Hoff-
nung, dass aus diesem Kongress das entspre-
chende politische Momentum für den zeitgemä-
ßen Einsatz dieser Systeme in der Praxis ent-
steht. 

Im November haben wir das erste GSV-Forum 
zum Thema „Mobiles Parken“ veranstaltet. Diese 
Forenreihe soll ab sofort quartalsweise stattfin-
den und sich an den Arbeitsschwerpunkten der 
GSV orientieren. 

Herzlichst 
Ihr

Hans Peter Halouska 
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VERKEHRSPOLITIK 

Sören Hess (Car2car Communication Consortium), Paul Forstreiter 
(Swarco), Bundesministerin Doris Bures, Josef Fiala (Asfinag) (von 
links) 

 

Österreich Marktführer bei "Intelligenten Verkehrssystemen": 
 

Nationaler IVS Aktionsplan 
und ITS Austria Plattform vorgestellt 

 
"Wie kommt man am schnellsten und am sicher-
sten von einem Ort zum anderen? Das ist eine 
zentrale Frage unserer heutigen Gesellschaft", 
sagte Infrastrukturministerin Doris Bures bei der 
Präsentation des IVS-Aktionsplans als strategi-
sches Instrument zur Umsetzung eines intelligen-
ten Verkehrssystems. 

Mit intelligenten Verkehrssystemen werde der 
Verkehr flüssiger, sicherer und umweltfreundli-
cher. "Wir müssen die erforderlichen Technolo-
gien, die nach jahrelanger Forschung weit gereift 
sind, so einsetzen, dass das steigende Ver-
kehrsaufkommen in Zukunft nachhaltig, umwelt-
freundlich und sozial gerecht gestaltet werden 
kann", so Bures, die Österreich als Marktführer 
bei "Intelligenten Verkehrssystemen" positionie-
ren will. 
 
Österreich hat bereits 2004 mit dem Rahmenplan 
für den Einsatz der Telematik im österreichischen 
Verkehrssystem einen ersten wichtigen und vor 
allem innovativen und richtungsweisenden Schritt 
gesetzt, dem 2008 der EU-IVS-Aktionsplan und 
im August 2010 die EU-IVS-Richtlinie gefolgt 
sind. Nunmehr ist es notwendig, Österreichs 
Strategie für ein Intelligentes Verkehrssystem 
den europäischen Rahmenbedingungen anzu-
passen. Diese Strategie mit dem Titel „IVS – 
Aktionsplan Österreich“ wurde am 21. November 

im Rahmen der ITS Austria Konferenz in Wien 
präsentiert. Kooperationspartner sind die Öster-
reichische Verkehrswissenschaftliche Gesell-
schaft (ÖVG), der Austrian Traffic Telematics 
Cluster (ATTC) und die Österreichische Gesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswesen (GSV). 
 

Beim IVS-Aktionsplan ist Multimodalität 
ein zentrales Thema. Bernhard 
Engleder, Leiter der Wiener Magist-
ratsabteilung 28 – Straßenverwaltung 
und Straßenbau - und GSV Vor-
standsmitglied erläuterte: „Der multi-
modale Zugang ist wesentlich. Es gibt 
dazu ständig neue Innovationen wie 
AnachB.at, Car Sharing, Elektrofahr-
zeuge und City Bikes.“ 
 

 
Hermann Meyer, Chief Executive Offi-
cer bei Ertico, würdigte die „starke Po-
sition Österreichs bei der Einführung 
intelligenter Verkehrssysteme“. 
 

 
Josef Fiala, Geschäftsführer der Asfinag Maut 
Service GmbH, beschrieb die Ziele der Gesell-
schaft: Verfügbarkeit, Verkehrssicherheit und 
Verkehrsinformationen seien zweifellos wichtig, 
doch auch eine bessere Vernetzung zum ÖV sei 
erstrebenswert. Einen Beitrag hierzu werde die 
Verkehrsauskunft Österreich mit Informationen 
des ÖV und des IV für ganz Österreich liefern. 
Sie soll im 1. Quartal 2013 dem Endkunden zur 
Verfügung stehen. 
 
Andreas Matthä, Aufsichtsratsmitglied der ÖBB 
IKT GmbH, betonte, das alle Verkehrsträger im 
IVS Aktionsplan integriert seien. Die ÖBB wollten 
die Kapazitäten erweitern, die Attraktivität und die 
Interoperabilität des Systems Bahn weiter aus-
bauen und Nachhaltigkeit sowie Sicherheit opti-
mieren. Der Weg des nationalen IVS-Planes 
werde von der ÖBB jedenfalls mitgegangen.  
 
Paul Forstreiter, Vice President von Swarco, wies 
darauf hin, dass 1,5% des BIP der EU im Stau 
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VERKEHRSPOLITIK 

Die GSV wird im Competence Board der ITS 
Austria- Plattform mitarbeiten: Vizepräsident 
Walter Hecke 

Ausgewogenheit zwischen Forschung und 
Industrie: Martin Russ 

ende. Deshalb unterstütze auch sein Unterneh-
men den nationalen IVS Aktionsplan. 

 
Der Salzburger Landesbaudirektor Christian Nagl 
berichtete über die neu eingerichtete  ITS Austria 
West. Gemeinsam mit Unternehmens- und For-
schungspartnern befasse sich dieses Konsortium 
mit dem Aufbau und Betrieb einer integrierten 
Verkehrsdatenplattform für die Länder Salzburg 
und Oberösterreich. 

 
Evelinde Grassegger, Leiterin der Abteilung 
Mobilitäts- und Verkehrstechnologie im bmvit, 
betonte die steigende Zahl von Unternehmen, die 
sich mit ITS beschäftigen. 

Neben dem nationalen IVS-Aktionsplan wurde 
auch über die Einrichtung einer ITS Austria Platt-
form berichtet. Martin Russ, Geschäftsführer der 
AustriaTech, erläuterte das Vorhaben im Detail: 
 

Die Plattform soll nach Außen durch ein Compe-
tence-Board repräsentiert werden, das auch- 
Positionspapiere erarbeiten soll. Jeder Verein - 
ÖVG, ATTC und GSV - solle drei Vertreter in 
dieses Board  entsenden. Auf Ausgewogenheit 
zwischen Forschung und Industrie sei zu achten. 
Infrastrukturbetreiber wie Asfinag und ÖBB, Län-
der und Kommunen sollten ebenfalls Vertreter in 
das Board entsenden. 

 
 
Die Mitglieder für ein 
zweites Gremium - ein 
Steering Board – wür-
den vom bmvit nomi-
niert werden. Es soll 
die Umsetzung bzw. 
Weiterentwicklung des 
nationalen IVS Akti-
onsplanes verfolgen. 
 
Das dritte Gremium - 
ein Beirat - ist im künf-
tigen IVS-Gesetz vor-
gesehen, das dem-
nächst in Begutach-
tung geht. 

 
Das Sekretariat der Plattform ITS Austria soll in 
der AustriaTech eingerichtet werden. 
 

Bernhard Weiner 
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VERKEHRSPOLITIK 

Intelligente Verkehrssysteme - 
Impulse der Europäischen Union 

 
EU-IVS-Aktionsplan 
 
Im Dezember 2008 veröffentlichte die 
Europäische Kommission den EU-IVS-
Aktionsplan zur Einführung Intelligenter 
Verkehrssysteme (IVS) in Europa. 
 
EU-IVS-Richtlinie 
 
Zur Umsetzung der im EU-IVS-
Aktionsplan definierten Ziele wurde im 
August 2010 eine Richtlinie veröffentlicht, 
die die harmonisierte und koordinierte 
Umsetzung von Telematikmaßnahmen im 
Verkehrsbereich unterstützen soll. 
 
EU-Weißbuch Verkehr 
 
Im März 2011 wurde das europäische 
„Weißbuch – Fahrplan zu einem einheitli-
chen europäischen Verkehrsraum – Hin 
zu einem Wettbewerb orientierten und 
Ressourcen schonenden Verkehrssys-
tem“ veröffentlicht. 

 
Strategie zur Umsetzung
eines Intelligenten Verkehrssystems in Österreich
 
 

IVS Aktionsplan Österreich
 
 
Mobilität ist ein Grundbedürfnis unserer Gesell-
schaft – zentral für die Entwicklung der Wirt-
schaft, des Wirtschaftsstandorts und unserer 
gesamten Gesellschaft. Die Mobilitätsbedürfnisse 
steigen dynamisch an. Dabei gilt es, das rasant 
steigende Verkehrsaufkommen nachhaltig, um-
weltfreundlich und sozial gerecht zu gestalten. 
 
Die Herausforderung der Verkehrspolitik liegt 
darin, einen Ausgleich zu finden zwischen der 
„Sicherung der Mobilität“ für unsere BürgerInnen 
und für unsere wirtschaftsnotwendigen Güter auf 
der einen Seite und der „Gewährleistung der 
Nachhaltigkeit“ im Verkehrssystem angesichts 
von Ressourcenknappheit und Emissionsgren-
zen auf der anderen Seite. 
 
In diesem Wechselspiel zwischen Mobilität und 
Nachhaltigkeit tritt die Bedeutung von Intelligen-
ten Verkehrssystemen klar zu Tage. 
 
Es gilt, mithilfe moderner Mobilitätstechnologien 
und unter Nutzung des von den Informations-und 
Kommunikationstechnologien verfügbar gemach-
ten Systemwissens, das Zusammenspiel aller 
Akteure in allen Verkehrsmodi im Verkehrssys-
tem zu optimieren. Durch neue Konzepte der 
Verkehrsführung und des intermodalen Ver-
kehrsmanagements wird das Verkehrssystem zu 
einem intelligenten System, das flexibel auf den 
Verlauf des Aufkommens reagieren kann und 
damit die bestehende Infrastruktur optimal aus-
nutzt. 
 
 
Hochwertige Dienste für effiziente Mobilität 
 
Vision 
 
Ein Intelligentes Verkehrssystem unterstützt or-
ganisatorisch und technisch die Vernetzung aller 
Verkehrsträger. Sein Ziel ist es, die NutzerInnen 
des Systems mit exakten Informationen und Ent-
scheidungsgrundlagen in Echtzeit zu versorgen. 
 
Dadurch und durch die Bereitstellung hochwerti-
ger Dienste an alle NutzerInnen des Intelligenten 
Verkehrssystems – aufbauend auf dieser Echt-
zeit-Informationsbasis – wird zum einen die Aus-
lastung der Infrastruktur optimiert, zum anderen 
ein wesentlicher Beitrag zur Steigerung der Effi-

zienz, zur Erhöhung der Sicherheit und zur 
Schonung der Umwelt geleistet. 
 
 
Ein Intelligentes Verkehrssystem versorgt alle 
Verkehrsteilnehmer mit relevanten Informationen 
in Echtzeit – unter strikter Wahrung des Daten-
schutzes und ihrer Anonymität – und bietet ihnen 
dazu auf ihre Bedürfnisse ausgerichtete IVS-
Dienste, wie etwa Auskünfte zur Wegstrecke, zu 
Ereignissen an der Strecke oder zur Wetterlage. 
Für das Transportgewerbe wichtige Dienstange-
bote sind exaktes Routing, sichere Lkw-
Parkplätze oder Informationen über die Schnitt-
stellen zu anderen Verkehrsträgern entlang der 
Logistikkette. Die Einbeziehung aller Verkehrs-
träger in das System und die Vernetzung all ihrer 
Daten garantiert, dass diese Dienste auch inter-
modal angeboten werden. 
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VERKEHRSPOLITIK 
Wesentliche Zielfunktionen eines 
Intelligenten Verkehrssystems: 
 
 Steigerung des individuel-

len Mobilitätsnutzens der Ver-
kehrsteilnehmerInnen durch ein 
hochwertiges Angebot an Diensten, 
die vielfältige Bedürfnisse adäquat 
zu befriedigen helfen  
 
 Mitwirkung an der Bewälti-

gung gesellschaftlicher Herausfor-
derungen wie Klimawandel und 
Rohstoffknappheit durch Schonung 
der natürlichen Ressourcen 
 
 Sicherung der Wettbe-

werbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts Österreich durch Entwick-
lung einer effizienten, sicheren und 
leistbaren Mobilität 
 
Die Zielerreichung hängt dabei von 
der Qualität der im Verkehrssystem 
entwickelten Technologien und 
Dienste ab. Diese umfassen ein 
breites Spektrum: von der Informa-
tionsverarbeitung und Informati-
onsdiffusion über effiziente Bu-
chungsmodalitäten und standardi-
sierte Abrechnungssysteme bis 
zum exakten Routing. 
 
Wesentlich dabei ist, dass diese 
intelligenten Verkehrstechnologien 
und IVS-Dienste ohne Systembrü-
che konzipiert sind: Sie müssen 
über Städte, Regionen und Lan-
desgrenzen hinweg funktionieren 
und sie müssen alle Verkehrsträger 
umfassen. Die Etablierung von einheitlichen Standards auf 

europäischer und internationaler Ebene spielt 
hier eine entscheidende Rolle. Die Vielfalt der 
Systeme darf nicht zu Insellösungen führen. 
 
Dies erfordert einen sensiblen, integrativen Pro-
zess zur Etablierung einer Systemarchitektur, in 
die sich alle Akteure als Partner einbringen kön-
nen, ausgerichtet auf die gemeinsame Vision 
eines Intelligenten Verkehrssystems. 
 
Entscheidend für die Entwicklung einer Architek-
tur Intelligenter Verkehrssysteme ist es dabei, die 
geforderte Anschlussfähigkeit der IVS-Dienste 
national und international sicherstellen zu kön-
nen. 
 
Dazu gilt es, alle Dienste nach einem einheitli-
chen funktionalen Schema zu beschreiben, um 
daraus die Notwendigkeit für technologische 
Standards und Schnittstellen definieren zu kön-
nen. 
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Breiter Instrumenten-Mix in sechs Aktionsfel-
dern 
 
Zur Umsetzung der Strategie wurden in einem 
Stakeholder-Prozess sechs Aktionsfelder identifi-
ziert, in denen in der Folge konkrete Maßnahmen 
zur Erreichung der Ziele definiert werden.  
 
1. Grundlagen 
 
Voraussetzungen für intermodale, harmonisierte 
Dienste im Intelligenten Verkehrssystem, wie die 
Schaffung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
oder die Etablierung von Standards. 
 
2. Verkehrsmanagement 
 
Aufgaben des Verkehrsmanagements durch die 
Infrastrukturbetreiber zur Optimierung der Ver-
kehrsabläufe im Rahmen der bestehenden bauli-
chen Infrastruktur. 
 
3. Informierte VerkehrsteilnehmerInnen 
 
Dienste und Maßnahmen, die den individuellen 
VerkehrsteilnehmerInnen Verkehrsinformationen 
zur Verfügung stellen und Buchungs-und Ab-
rechnungsservices anbieten. 
 
4. Güterverkehr und Logistik  
 
Dienstangebote an Träger der Transportlogistik 
und des Güterverkehrs, die von Routeninformati-
onen über Reservierungs-und Bezahlsysteme bis 
zur Logistikunterstützung, etwa durch Monitoring 
von Gütern, reichen. 

5. Fahrzeuge  
 
Verbesserung der fahrzeugseitigen Systeme, die 
den VerkehrsteilnehmerInnen mehr Sicherheit, 
mehr Komfort oder eine Reduktion der Emissio-
nen ermöglichen. 
 
6. Neue Mobilitätskonzepte 
 
Konzepte, die sich langfristig positiv auf die Mo-
bilität der VerkehrsnutzerInnen auswirken kön-
nen, wie etwa kooperative Systeme basierend 
auf Fahrzeug-zu-Fahrzeug-Kommunikation. 
 
Eine erfolgreiche Umsetzung des Aktionsplans 
erfordert den Einsatz eines breiten Mixes zur 
Verfügung stehender Instrumente: Von Standar-
disierungsgremien und Förderungsinstrumenten 
über die Beschaffung bis zu Qualitätsanforde-
rungen von Mobilitätsangeboten. 
 
Die Vielfalt dieser Instrumente soll eine Basis 
schaffen, dass das Intelligente Verkehrssystem 
nicht nur umgesetzt, sondern künftig als integra-
tiver Bestandteil der Planung und Entwicklung 
berücksichtigt wird. So können Best-Practice-
Beispiele in Österreich entwickelt werden, die der 
österreichischen Wirtschaft in einem wachsen-
den Anwendungsfeld Wettbewerbsfähigkeit ga-
rantieren und neue Marktchancen eröffnen. 
 
 
 
 
Weitere Informationen unter: 
www.bmvit.gv.at/ivs-aktionsplan 
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REGIONALPOLITIK / EU 

Johannes Hahn, EU Kommissar für Regionalpolitik:
 

„Donauländer müssen stärker zusammenarbeiten“
 
Der Donauraum ist ein wichtiger Teil der Europä-
ischen Union mit über 100 Millionen Bürgern. 
Darüber hinaus ist es eine ganz spezielle Region, 
die sich sowohl durch wohlhabende Regionen 
und Regionen mit hohem Wachstumspotenzial 
als auch mit Naturreichtum auszeichnet. Sie ist 
aber auch eine Region, in der einst natürliche 
Partner über Jahrzehnte durch den Eisernen 
Vorhang getrennt wurden und so unterschiedli-
che Entwicklungen erfuhren, die sich auf die 
wirtschaftlichen und sozialen Realitäten auswirk-
ten.  
 
Um das Leben im Einzugsgebiet der Donau 
maßgebend zu beeinflussen und in wenigen 
Jahren sichtbare Veränderungen herbeizuführen, 
müssen die Donauländer stärker zusammenar-
beiten. Deshalb haben die Donaustaaten die 
Europäische Kommission damit beauftragt, eine 
EU Strategie für den Donauraum auszuarbeiten. 
Sie soll den Rahmen für eine langfristige Zu-
sammenarbeit von 14 Ländern (acht Mitglied-
staaten und sechs weitere europäische Länder) 
bieten. Insbesondere schlägt die Strategie einen 
Aktionsplan mit über 200 konkreten Maßnahmen 
vor.  
 
Das Ziel der Strategie ist es, die Donau als Fluss 
einerseits "blauer" und "klarer" zu machen und 
andererseits ihre Kapazitäten für den Frachtver-
kehr auszuweiten. Infrastrukturelle Verbesserun-
gen, eine stärkere Vernetzung und bessere Zu-
sammenarbeit in der Ausbildung und Sicherheit 
sollen dazu beitragen, dass sich mehr Unter-
nehmen ansiedeln und neue, innovative Unter-
nehmen gegründet werden. Jeder einzelne Bür-
ger sollte in seiner Heimatregion eine reale Aus-
sicht auf eine gute Ausbildung und einen hoch-
wertigen Arbeitsplatz haben. 
  
Die Verbesserung der Verkehrswege zu Wasser 
und zu Land spielt dabei eine besonders wichtige 
Rolle. Dadurch soll die Donauregion ein attrakti-
ver Standort für Unternehmen werden. Das Po-
tenzial der Donau für die Binnenschifffahrt wird 
derzeit nur zu einem sehr geringen Teil ausge-
nützt. Das geht natürlich zu Lasten anderer Ver-
kehrswege und Verkehrsmittel. Zum Beispiel 
beträgt das Frachtaufkommen auf der Donau nur 
zwischen 10% und 20% (je nach den verwende-
ten Parametern) des Frachtaufkommens auf dem 
Rhein. Gleichzeitig ist aber der Rhein auch drei-
mal "reiner" als die "blaue" Donau. Deshalb soll 
diese Transportkapazität der Donau bis 2020 um 
20% in einer nachhaltigen Art und Weise gestei-

gert werden. Im Vordergrund stehen dabei eine 
Modernisierung der Häfen zu multimodalen Kno-
tenpunkten, eine Erneuerung der Donau-Flotte 
durch saubere Technologien und eine verstärkte 
Kooperationen bei der Ausbildung der Kapitäne.  

 
Die Durchführung von konkreten Aktionen im 
Verkehrsbereich für den gesamten Donauraum 
wird dabei von Österreich und Rumänien als 
Koordinatoren für die Binnenschifffahrt und von 
Slowenien und Serbien als Koordinatoren für den 
Bahn- Straßen- und Luftverkehr koordiniert. 
 
Natürlich bedarf es zur Verwirklichung dieses 
ehrgeizigen Projektes auch einer entsprechen-
den Finanzierung. Es wurden bereits große 
Summen an EU-Mitteln für die Region bereitge-
stellt. Allein aus dem Strukturfonds sind es für 
den Zeitraum von 2007-2013 100 Milliarden Euro 
(25 Milliarden Euro nur für Verkehrsmaßnah-
men). Durch eine verbesserte Zusammenarbeit 
in der Verwendung dieser Mittel können die be-
teiligten Staaten mehr für sich herausholen und 
werden auch mehr für ihr Geld bekommen. 
 
Ich bin überzeugt, dass erfahrene Organisationen 
wie die Österreichische Gesellschaft für Stras-
sen- und Verkehrswesen eine wesentliche Rolle 
bei der Umsetzung der Strategie spielen und den 
Menschen durch die Verwirklichung konkreter, 
greifbarer Projekte eine bessere Lebensqualität 
bieten können.  
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MOBILITÄT 
 

„Staatspreis Mobilität 2011“ von Verkehrsministerin Doris Bures verliehen:
 

Ausgezeichnete Projekte zu den Themen
innovativ, intelligent und sicher E Mobil

 
Im Rahmen eines Festakts am 17.November im 
Wiener Technischen Museum zeichnete Ver-
kehrsministerin Doris Bures die innovativsten 
österreichischen E-Mobilitäts-Projekte mit dem 
Staatspreis Mobilität, aus. Aus neun nominierten 
Projekten waren die Staatspreisträger in den 
Kategorien "Innovativ E-Mobil", "Intelligent E-
Mobil" sowie "Sicher E-Mobil" ermittelt worden. 
Für Ideen zur E-Mobilität von Jugendlichen wur-
de ein Anerkennungspreis ausgelobt. Die unab-
hängige Jury aus heimischen und internationalen 
Expertinnen und Experten traf ihre Auswahl aus 
63 Einreichungen. 
 
"E-Mobilität ist ein wesentlicher Lösungsbaustein 
für eine effiziente, umweltgerechte und leistbare 
Mobilität der Zukunft. Aus diesem Grund haben 
wir uns entschieden, den diesjährigen Staats-
preis ganz dem Thema E-Mobilität zu widmen 
und innovative Projekte gezielt zu fördern", so 
Bures. 

Die Auszeichnungen für den Staatspreis Mobilität 
2011 
 
Nach weit mehr als 100 Jahren Entwicklungsge-
schichte des Verbrennungsmotors im Straßen-
verkehr zeichnet sich mit der Elektromobilität ein 
entscheidender Technologiewandel ab. Die 
Elektrifizierung der Antriebe ist eine wichtige 
Stellschraube für eine zukunftsfähige Mobilität. 
Sie bietet die Chance, die Abhängigkeit vom Öl 
zu reduzieren, die Emissionen zu minimieren und 
die Fahrzeuge besser in ein multimodales Ver-

kehrssystem zu integrieren. Aufgrund der hohen 
Bedeutung für Österreich aus verkehrs-, techno-
logie-, wirtschafts-, energie- und umweltpoliti-
scher Sicht räumt die Bundesregierung dem 
Thema E-Mobilität hohe Priorität ein. 
 

Bundesministerin Bures mit den Seeking—Pro-
jektleitern Peter Maurer (links) und Peter Saleh 
 
"Der Staatspreis ist eine von vielen Initiativen des 
bmvit zur Förderung alternativer Mobilitätslösun-
gen. Aktuell investieren wir 65 Mio. EUR pro Jahr 
in diesen Bereich. Hier geht es um umweltfreund-
lichen Verkehr und zugleich um die Förderung 
österreichischer Technologie, also um Wachstum 
und hochqualitative Arbeitsplätze", so Bures. Sie 
habe sich zum Ziel gesetzt, Österreich als Spit-
zenreiter auf dem Gebiet der E-Mobilität zu posi-
tionieren. 
 
Die ausgezeichneten Projekte: 
Innovativ E-Mobil 
 
Sieger in der Kategorie "Innovativ E-Mobil" sind 
das Projekt "Solarbus" eingereicht von der Firma 
Solarmobil Austria sowie das Projekt "Zero Emis-
sion Motor Cycle - Freeride-E" der Firma KTM 
Sportmotorcycle AG. Im Rahmen des "Solarbus" 
wurde erstmals in Europa ein neuer, hocheffizi-
enter Solar-Elektrobus für den Einsatz im öffentli-
chen Nahverkehr entwickelt, der bereits seit Sep-
tember 2011 in Betrieb ist. KTM hat gemeinsam 
mit Projektpartnern ein Geländesport-Motorrad 
hervorgebracht, das von einem kompakten, 
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Jugend- Anerkennungspreisträger von "E-Mobility 4 U" 

hocheffizienten und leistungsstarken 
Elektromotor angetrieben wird und 
somit sowohl Fahrspaß als auch 
Umweltverträglichkeit gewährleistet. 
 
Intelligent E-Mobil 
 
In der Kategorie "Intelligent E-Mobil" 
überzeugte das Projekt "Ballade" der 
Firma Everynear GmbH. Dieses 
stellt eine benutzerfreundliche und 
allgegenwärtige Ladestelleninfra-
struktur zur Verfügung, die das Tan-
ken von Elektrofahrzeugen noch 
komfortabler und einfacher macht. 
 
Sicher E-Mobil 
 
Gewinner in der Kategorie "Sicher E-Mobil" ist 
das Projekt "Safe e-biking – seeking“ des Aus-
trian Institute of Technology (AIT). Im Rahmen 
des Projekts werden Sicherheitsaspekte rund um 
E-Fahrräder und E-Mopeds wissenschaftlich 
untersucht. Hintergrund ist, dass E-Zweiräder 
unter anderem ein hohes Beschleunigungsver-
fahren aus dem Stand haben oder auch höhere 
durchschnittliche Geschwindigkeiten erreichen. 
Aus den gewonnenen Erkenntnissen werden in 
Folge Präventivmaßnahmen zur Erhöhung der 
Sicherheit abgeleitet. 
 
Anerkennungspreis Jugend E-Mobil 
 
Der erste Platz des Anerkennungspreises "Ju-
gend E-Mobil", der sich an Kinder, Jugendliche 
und Schulklassen richtete, ging an das Projekt 
"E-Mobility 4-U" der RIC - die Regionale Innova-
tions Centrum GmbH. Die RIC ist eine Plattform 

zum Erfahrungsaustausch und zur Ideenfindung 
zwischen Industrie, Hochschulen und Schulen. 
Schülerinnen und Schüler der Volks- und Haupt-
schule Steinerkirchen, der Polytechnischen 
Schule Schwanenstadt, der Allgemeinbildende 
Höhere Schule Wels und der Höheren Techni-
schen Lehranstalt Wels bildeten gemeinsam mit 
der Lehrwerkstätte ein Projektteam und entwi-
ckelten eine eigenes Elektrokart. Die älteren Pro-
jektteilnehmer konzipierten ein Fahrzeug dessen 
Antrieb mit zwei 18 Volt Akkubohrmaschinen 
angetrieben wird. 
 
Der Staatspreis Mobilität ist die höchste Aus-
zeichnung, die das bmvit an österreichische Un-
ternehmen und Institutionen verleiht. Er wird re-
gelmäßig mit unterschiedlichem Fokus vergeben 
und signalisiert mit der jeweiligen Schwerpunkt-
setzung wichtige verkehrs- und technologiepoliti-
sche Herausforderungen. 

 

 
Das Auditorium bei der Staatspreisverleihung 
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ways2go Innovation und Technologie für den Wandel
der Mobilitätsbedürfnisse:
 

Erfolgreiche Innovationszwischenbilanz
 
ways2go ist eine Forschungs- und Technologie-
förderprogrammlinie des bmvit im Rahmen des 
„Strategieprogramms IV2Splus – Intelligente 
Verkehrssysteme und Services plus“. Sie soll 
Innovationen für eine „Personenmobilität der 
Zukunft“ anstoßen und verfolgt sowohl verkehrs-, 
als auch technologiepolitische Ziele: Einerseits 
die Entwicklung eines barrierefreien, effizienten 
und sicheren sowie eines umwelt- und sozialver-
träglichen Verkehrssystems und andererseits den 
Ausbau der Position österreichischer Unterneh-
men im internationalen Wettbewerb. 
 
Der Progammlinie liegt die Erkenntnis zugrunde, 
dass die aktuellen gesellschaftlichen Herausfor-
derungen neue Lösungsansätze im Mobilitätsbe-
reich durch innovative Produkte und Dienstleis-
tungen erfordern. Klimawandel, die Verknappung 
energetischer und naturräumlicher Ressourcen, 
aber auch die demografischen Trends - bei 
gleichzeitigem Verkehrswachstum - bedingen die 
Entwicklung von sozial gerechten, barrierefreien 
und leistbaren Mobilitätsoptionen sowie von neu-
artigen Mobilitätsservices für städtische und länd-
liche Raumstrukturen. 
 
ways2go forciert Innovationen an der sozio-
technischen Schnittstelle zwischen Nutzern, Ver-
kehrsinfrastruktur und Fahrzeug. Zudem werden 
Produkte  und  Services erforscht, die  nachhalti-
ge Mobilitätsformen anregen und verbesserte 
Planungs- und Entscheidungsoptionen in der 
Raum- und Verkehrsplanung ermöglichen. Des-
halb werden vor allem Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben gefördert, die auf eine Erweite-
rung der Wissensbasis zu Zukunftsfragen von 
Mobilität und Verkehr zielen und die in konkrete 
Innovationspfade übergeführt werden können. 
 
Die nun vorliegende Zwischenbilanz beeindruckt 
und dokumentiert den Erfolg der Programmlinie: 
 
In drei Ausschreibungen wurden zwischen 2008 
bis 2010 von mehr als 800 Organisationen 251 
Projekte mit einem Volumen von 54 Mio. EUR 
eingereicht. Hiervon wurden 97 Projekte von 

mehr als 350 Organisationen mit einem Projekt-
volumen von rund 21 Mio. EUR – bzw. einem 
Fördervolumen von etwa 15,5 Mio. EUR - zur 
Förderung ausgewählt. 
 
Durch eine systematische Analyse wurden die 
Innovationswirkungen der Programmlinie in den 
relevanten Themenfeldern dargestellt und aus 
verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet bzw. von 
Experten reflektiert. Obwohl die Projektlaufzeit 
noch bis Ende 2012 reicht, konnten bereits jetzt 
wichtige neue Erkenntnisse aus mehreren The-
menfeldern abgeleitet werden: 

 
 Bedarfsgerechte und barrierefreie Mobili-

tätslösungen für spezifische Nutzergrup-
pen 

 Mobilitätsinformations- und Leitsysteme 
für alle Nutzergruppen 

 innovative Fahrzeugkonzepte und neue 
Mobilitätsservices 

 Instrumente zur Unterstützung eines 
nachhaltigen Mobilitätsverhaltens 

 Technologiebasierte Planungswerkzeuge 
 
Viele dieser Innovationspfade haben bereits pro-
totypische Anwendungen und Technologiede-
monstrationen hervorgebracht. Durch die Vernet-
zung der einzelnen Projekte sind zudem synerge-
tische und somit auch integrative Lösungsansät-
ze entstanden. 
 
Die inhaltliche Breite der Programmlinienthemen 
zeigt den Handlungsbedarf im Themenkreis 
„Mobilitätsbedürfnisse der Zukunft“ auf und eröff-
net gleichzeitig Spielräume für weitreichende 
Innovationswirkungen im Bereich der Alltagsmo-
bilität. Die Projekte adressieren dabei überwie-
gend Innovationen für umweltfreundliche Ver-
kehrsträger (Öffentlicher Verkehr, Rad- und Fuß-
gängerverkehr) und bieten konkrete Lösungspfa-
de für spezifische Zielgruppen wie Senioren, 
Personen mit Behinderungen, Kinder und Ju-
gendliche, etc. im Rahmen des gesamten Ver-
kehrssystems. 
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Im Zuge von Begleitstudien wurden Anregungen 
und Lösungen zum  Abbau  von  wesentlichen  
Innovationshemmnissen und -hürden entwickelt. 
Dazu zählen unter anderem 
 

 Potenziale von technologiebasierten Pla-
nungswerkzeugen und -methoden zur 
Gestaltung der Verkehrssysteme der Zu-
kunft 

 Verbesserung der Datenqualität im Be-
reich Mobilität durch die Konzeption einer 
zukunftssicheren, technologiegestützten, 
bundesweiten Mobilitätserhebung 

 Die Identifikation von Schlüsseltechnolo-
gien für die Mobilität der Zukunft 

 Hilfestellungen für Innovation  und Tech-
nologieentwicklung im Kontext der Da-
tenschutzerfordernisse 

 Maßnahmen zur Stärkung der fachbezo-
genen Wissensbasis und verbesserte 
Probandeneinbindungsmöglichkeiten für 
nutzerzentrierte Innovationen. 

 
Durch die ways2go Programmaktivitäten ist eine 
spezifische Forschungscommunity entstanden, 
die alle wesentlichen Gruppen von Akteuren der 

österreichischen Verkehrslandschaft, aber auch 
wichtige Proponenten aus anderen Disziplinen 
und Bereichen umfasst. Auffallend ist der hohe 
Anteil an Klein- und Mittelbetrieben (KMU), die in 
Österreich durch die Wirtschaftsstruktur unseres 
Landes wichtige Impulsgeber für Innovationen 
sind. Rund ein Drittel der Akteure kommen zu 
etwa gleichen Teilen aus universitären und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen. 
 
Obwohl sich robuste Forschungs- und Kooperati-
onsnetzwerke gebildet haben, die auch in Zu-
kunft weiterbestehen werden, zeichnet sich die 
ways2go Community durch ein hohes Maß an 
Durchlässigkeit und Offenheit aus, um Innovatio-
nen durch neue Impulse kontinuierlich zu be-
fruchten. Die Funktion von ways2go als Impuls-
geber wird dabei besonders durch den hohen 
Anteil an „Neueinsteigern“ in der Verkehrs- und 
Mobilitätsforschung unterstrichen: Jede fünfte 
Einreichung stammt von einer Organisation, die 
zuvor noch nicht im thematischen Forschungsbe-
reich aktiv gewesen ist. Von den zur Förderung 
ausgewählten Projekten lässt sich sogar mehr als 
ein Drittel der Einreichungen auf neue Akteure 
zurückführen. 
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„Es gibt kaum ein anderes Land, das eine mit der AustriaTech 
vergleichbare Agentur hat“: AustriaTech-Geschäftsführer Martin 
Russ 

 
GSV Interview mit Martin Russ, Geschäftsführer der AustriaTech:
 

„Wir müssen uns umfassender mit dem Thema
‚intelligente, smarte Mobilität‘ auseinandersetzen“

 
 
GSV: Seit Februar 2011 sind Sie Geschäftsführer 
der AustriaTech. Setzen Sie eher auf Kontinuität 
oder auf Veränderung? 
 
Martin Russ: Es ist schwierig, in die Fußstapfen 
von jemand Anderen zu treten. Da kommt man 
leicht aus dem Tritt. Es geht darum, einen eige-
nen Weg zu finden. Das erste halbe Jahr hat 
Gelegenheit geboten, zu analysieren, wofür die 
AustriaTech steht und wie sie wahrgenommen 
wird.  
 
Meiner Bestellung zum Geschäftsführer ist ein 
Strategieprozess unseres Eigentümers, dem 
bmvit, vorangegangen mit dem Ergebnis, dass 
sich die AustriaTech noch stärker auf die Umset-
zung von Technologien fokussieren soll. Wir wa-
ren in den vergangenen Jahren ein Unterneh-
men, das über viele internationale Projekte ein 
umfassendes technologisches Know-how auf-
bauen und sich dabei international vernetzen 
konnte. Nun wollen wir – bildhaft 
gesprochen – ernten, was wir gesät 
haben. Das ist nicht mehr nur über 
Projekte möglich; dazu brauchen wir 
andere Strukturen.  
 
Also künftig keine Projekte mehr? 
 
Wir werden weiterhin Projekte ma-
chen, aber wir müssen verstärkt 
hinterfragen, wie wir die Erkenntnis-
se im heimischen Verkehrssystem 
umsetzen können. Es geht also nicht 
nur um einen Technologie-push, 
sondern viel stärker noch um einen 
Demand-pull. Das spiegelt sich auch 
darin wider, dass wir seit Jahresbe-
ginn 2011 nicht mehr nur an der 
Technologiesektion des bmvit ange-
dockt sind, sondern auch an der für 
Gesamtverkehrsangelegenheiten zu-
ständigen Sektion 2 mit dem Ziel, 
das Mobilitätssystem durch den Ein-
satz neuer Technologien zu gestalten. 
 
Wie wirkt sich diese Neuausrichtung auf die 
Verkehrstelematik als Kerngeschäftsfeld der Aus-
triaTech aus? 
 
Wir müssen uns umfassender mit dem Thema 
„intelligente, smarte Mobilität“ auseinandersetzen 

und uns nicht nur auf Verkehrstelematik im enge-
ren Sinn konzentrieren. Der 2004 veröffentlichte 
Telematikrahmenplan ist etwas zu früh gekom-
men. Man hat damals noch nicht realisieren kön-
nen, was man an strategischen Zielen vorge-
schlagen hat. Seither hat man sieben Jahre lang 
neue Technologien entwickelt, erprobt und zum 
Teil umgesetzt. Wir wissen nun besser, wohin die 
Reise geht. Die Telematik hat einen hohen Stel-
lenwert bei der Entwicklung eines modernen, 
leistbaren und effizienten Verkehrssystems. 
 
Der Begriff „Intelligenz“ in Verbindung mit Mobili-
tät gewinnt immer mehr an Bedeutung. Es wird 
von ITS – Intelligent Transport Systems – bzw. 
auf Deutsch von IVS – Intelligente Verkehrssys-
teme – gesprochen. Was hat es damit auf sich? 
 
Der IVS-Aktionsplan als Instrument des bmvit 
(der am 21. November vorgestellt wurde; Anm.) 
gibt den strategischen und inhaltlichen Rahmen 

für unsere Aktivitäten vor. Dessen Umsetzung 
soll die AustriaTech operativ begleiten, weil wir 
die einzige Agentur sind, die verkehrsträgerüber-
greifend agiert. Es geht dabei um die Qualität des 
Mobilitätsangebotes als Schlüssel für ein besse-
res Verkehrsmanagement, letztlich auch um die 
Beeinflussung des Verkehrs- und Mobilitätsver-
haltens. 
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Wir erarbeiten auch die Schwerpunkte für ent-
sprechende Ausschreibungen, übernehmen eine 
Art inhaltliches Projektmonitoring und bieten Pro-
jekten Serviceleistungen - z.B. in Richtung Stan-
dards - an, das heißt, wir begleiten die Umset-
zung der Projekte auf der strategischen Ebene. 
Auch beim IVS-Gesetz, das spätestens im Feb-
ruar 2012 in Kraft treten muss, wird uns als 
AustriaTech die Monitoringverpflichtung übertra-
gen werden - gegenüber dem österreichischen 
Parlament, aber auch gegenüber der europäi-
schen Kommission.  
 
Wie ist Österreich in Bezug auf IVS im europäi-
schen Vergleich aufgestellt? 
 
Wir gehen einen sehr eigenständigen, konsisten-
ten Weg. Die Voraussetzungen hierfür sind güns-
tig. Es gibt kaum ein anderes Land, das eine mit 
der AustriaTech vergleichbare Agentur hat. 
 
Über die bloße Erfüllung der EU-Vorgaben und 
Leitlinien hinaus wollen wir dadurch einen Nutzen 
schaffen, dass wir etwa die Graphen-
integrationsplattform – die es sonst europaweit 
nirgendwo anders gibt - als Grundlage für alle 
IVS-Services der Zukunft festschreiben. Diesen 
Graphen stellt die öffentliche Hand auf allen 
Ebenen - auf Bundesebene, auf Länderebene 
und auf der kommunalen Ebene – zur Verfügung. 
Auch die TomToms dieser Welt werden auf diese 
Daten zugreifen können, wenn sie bestimmte 
Bedingungen erfüllen. Die intermodale „Ver-
kehrsauskunft Österreich“, die gegenwärtig ent-
wickelt wird, baut ebenfalls auf diesem Graphen 
auf. 
 
Soll die Öffentliche Hand den Anbietern von Na-
vigationsdiensten Verkehrsdaten kostenlos zur 
Verfügung stellen? 
 
Wir arbeiten an technischen Rahmenbedingun-
gen und an Schnittstellen, um einen Datenaus-
tausch als Basis für Echtzeit-Informati-
onssysteme zu ermöglichen. Das Integrieren in 
Navigationsgeräte wäre ein nächster Schritt. Die 
öffentliche Hand hat Interesse an einem effizien-
ten Verkehrssystem und an einem effizienten 
Mobilitätsfluss. Die Infrastrukturbetreiber – über-
wiegend im Eigentum der Öffentlichen Hand – 
benötigen Verkehrsdaten als Werkzeug zur Op-
timierung ihrer Steuerungsstrategien. 
 
In diesem Sinne sollten Basisinformationen den 
Anbietern von Navigationsdiensten kostenlos zur 
Verfügung gestellt werden sollten - jedoch, wie 
gesagt, nicht ohne Bedingungen. Dazu zählen 
bestimmte Auflagen beim Einsatz von Routing-
Algorithmen. So dürfte etwa bei einem Stau auf 
der Autobahn nicht empfohlen werden, ins 
niederrangige Straßennetz auszuweichen – au-
ßer auf beschilderte Umleitungsstrecken. Oder 

der kommerzielle Anbieter wird, wenn es einmal 
die Verkehrsauskunft Österreich gibt, verpflichtet, 
auch Informationen zum Öffentlichen Verkehr zur 
Verfügung zu stellen. Für spezielle High-quality 
Informationen sollte der Navigationsdienstleister 
bezahlen müssen – schließlich verlangt er auch 
von seinen Kunden Gebühren. 
 
Voraussetzung ist aber wohl, dass Infrastruktur-
betreiber und Verkehrsunternehmen verpflichtet 
werden, ihre Daten zur Verfügung zu stellen. 
 
Das werden wir auch bei allen einschlägigen 
Projekten so festschreiben und das ist ansatz-
weise auch im künftigen IVS-Gesetz berücksich-
tigt. 
 
Neben der Verkehrstelematik sind auch andere 
Applikationen für moderne Mobilität wichtig – 
zum Beispiel eTicketing-Systeme für den öffentli-
chen Verkehr, aber etwa auch die Verbindung 
des Buchen eines Parkplatzes mit einem Ticket-
Kauf für öffentliche Verkehrsmittel – intelligentes 
Park & Ride also. Was ist hier die Aufgabe der 
AustriaTech? 
 
Buchungs- und Abrechnungssysteme für inter-
operables Ticketing sind ebenfalls eine Schwer-
punktmaßnahme des IVS-Aktionsplans. Bisheri-
ge  Initiativen waren in der Umsetzung nicht er-
folgreich. Ticketingsysteme müssen in erster 
Linie einfach sein. Komplexe Lösungen gehen an 
jenen vorbei, die diese Technologie nutzen sol-
len. Es ist zu begrüßen, wenn die ÖBB oder die 
Wiener Linien entsprechende Initiativen setzen, 
aber immer dann, wenn ein einzelner Betreiber 
über seine Systemgrenze hinweg agieren muss, 
sehe ich das Ministerium und damit auch die 
AustriaTech als operative Agentur gefordert, aktiv 
zu werden und Kooperationsprozesse in Gang zu 
bringen und auf die Einhaltung gemeinsamer 
Standards und Spezifikationen zu achten. 
 
Beschäftigt sich die AustriaTech auch mit den 
dahinter stehenden Technologien – zum Beispiel 
RFID? 
 
Ja, das tun wir. Wobei e-Ticketing - das haben 
auch die bisherigen, letztlich nicht besonders 
erfolgreichen Projekte gezeigt – weniger eine 
technologische als vielmehr eine organisatori-
sche Frage ist. Bei der Systementwicklung muss 
man auch an den Verkehrsteilnehmer denken, 
denn die Lösungen müssen dem Kunden zusätz-
lichen Nutzen bringen. 
 
Wer übernimmt die Aufgaben der Bewusstseins-
bildung und der Kommunikation? 
 
Es wird in Zukunft sicherlich auch eine Rolle der 
AustriaTech werden müssen, die Dinge stärker 
zu kommunizieren. In der Vergangenheit haben 
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wir uns im Wesentlichen auf die Technologieent-
wicklung zurückgezogen und kaum Öffentlich-
keitsarbeit betrieben. Wir verstehen uns als 
Agentur, die – in Abstimmung mit unserem Ei-
gentümer - auch bestimmte Kommunikations-
agenden übernimmt und an die breite Öffentlich-
keit geht. Das ist letztlich ein Beitrag zum strate-
gischen Ziel eines stärkeren Ineinandergreifens 
von Forschung und Umsetzung. 
 
Wie wird sich die künftige Zusammenarbeit mit 
dem bmvit gestalten? 
 
Wir erarbeiten mit dem bmvit gemeinsam die 
Schwerpunkte für künftige Ausschreibungen und 
definieren gemeinsam mit dem Ministerium und 
Abwicklungsstellen strategisch relevante Projek-
te, die wir dann während der Projektlaufzeit be-
gleiten und überlegen: Was sind die nächsten 
Schritte? Welche weiterführenden Instrumente 
sind notwendig? Wie können wir die Umsetzung 
sicherstellen? Wie schaffen wir Commitments? 
An den Nutzen für den künftigen Anwender den-
ken wir in einem sehr frühen Stadium, um Projek-
ten zu helfen, gegebenenfalls in die eine oder 
andere Richtung justieren zu können. 
 
Der Klimafonds als gemeinsame Einrichtung des 
Lebens- und des Verkehrsministeriums fördert 
auch – aus dem Blickwinkel des Klimaschutzes – 
Mobilitätsprojekte. Besteht die Gefahr von 
Doppelgleisigkeiten? 
 
Der Klima- und Energiefonds der Bundesregie-
rung, in dem die beiden Ministerien federführend 
sind, ist zu einem schlagkräftigen und wichtigen 
Instrument geworden. Es wird sichergestellt, 
dass die Maßnahmen, die dort umgesetzt wer-
den, im Einklang mit den Schwerpunkten der 
Ressorts sind. Es gibt dazu eine Abstimmung auf 
strategischer Ebene und wir unterstützen u.a. 
dabei, dass Projekte auch operativ auf Kurs blei-
ben. D.h. es gibt hier eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Ministerien, dem Klimafonds und 
den Abwicklungsstellen.  
 
Zurück zu den Technologieschwerpunkten: Be-
schäftigt sich die AustriaTech auch mit der Elek-
tromobilität? 
 
Die Elektromobilität als neue Antriebstechnologie 
gehört zur Palette neuer Mobilitätsmöglichkeiten, 
die zur Integration in das Gesamtverkehrssystem 
bestimmt sind. Auch das ist ein Thema des IVS-
Aktionsplans. Die Kernfrage ist: Wie gestaltet 
man intermodale, zielgerichtet kombinierte 
Mobilitätsangebote? Ich meine, Elektromobilität 
ist nicht mit Schuhen vergleichbar, mit denen wir 
gehen, sondern sie ist der Schuhlöffel zu neuen 
Mobilitätslösungen und zu einem Umdenken im 
Mobilitätsangebot. Dazu brauchen wir die vorhin 

angesprochenen gemeinsamen Buchungs- und 
Abrechnungssysteme und gemeinsame Tarifmo-
delle, die allesamt leistungsfähig und leistbar sind 
und die sich für die Betreiber rechnen. 
 
Spannend ist der Umgang mit Antriebskombina-
tionen: So gibt es etwa mancherorts Vergünsti-
gungen für Hybridfahrzeuge, aber wer kontrol-
liert, wie ein Hybridauto gerade unterwegs ist: Mit 
Elektro- oder mit Verbrennungsmotor? Ein ent-
sprechendes Monitoring ist die Voraussetzung für 
eine transparente und effiziente Steuerung der 
Mobilität.  
 
Das heißt in Zukunft ist es denkbar, dass man 
bestimmte Zufahrtbeschränkungen zu innerstäd-
tischen und anderen sensiblen Bereichen nicht 
vom potenziellen, sondern vom tatsächlichen – 
vom individuellen – Schadstoffausstoß und Kraft-
stoffverbrauch abhängig macht. Wenn jemand so 
forsch fährt, dass er zehn Liter statt der durchaus 
möglichen viereinhalb Liter je 100 km verbraucht, 
dann muss für ihn die Zufahrt im Hinblick auf 
seinen unnötig hohen Ressourcenverbrauch und 
den erhöhten CO2-Ausstoß teurer sein. Das 
Fahrverhalten lässt sich heute aus der Fahr-
zeugelektronik ohne Schwierigkeiten ermitteln. 
Der Nutzer soll also aus seinem Verhalten einen 
Vorteil haben – und nicht nur daraus, welches 
Auto er gekauft hat. 
 
Im Jahr 2012 wird der ITS- World Congress in 
Wien stattfinden. Was bedeutet diese Veranstal-
tung für Österreich? 
 
Der ITS- World Congress ist eine enorme Chan-
ce für Österreich, seine Leistungen bei der Ent-
wicklung eines modernen und effizienten Mobili-
tätssystems, aber auch die damit verbundenen 
Herausforderungen darzustellen. Und die heimi-
sche Wirtschaft hat die attraktive Möglichkeit, 
sich zu positionieren und zu beweisen, dass wir 
zu recht den Ruf haben, bei ITS weltweit führend 
zu sein. 
 
Ich denke, dass wir als Gastland – im Zusam-
menspiel von Politik, Betreibern und Industrie -  
einen beeindruckenden Showcase bieten. Wir 
werden demonstrieren, welche neuen Technolo-
gien das Mobilitätssystem optimieren und wir 
wollen den sich hieraus ergebenden Nutzen für 
die Verkehrsteilnehmer erfahrbar und begreifbar 
machen. 
 
Dazu gehören insbesondere  kooperative Syste-
me zur Fahrzeug-/ Infrastruktur- sowie zur Fahr-
zeug-/ Fahrzeugkommunikation mit dem Ziel, die 
Verkehrsteilnehmer in Echtzeit zu informieren. 
 
 

Das Gespräch führte Peter Kudlicza 
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Bis 2020 soll Österreich eines der 
innovativsten Länder der EU werden: 
 

Mit Innovationen in die mobile Zukunft
 
 
Die österreichische Bundesregierung will mit ihrer 
neuen Strategie „Potentiale ausschöpfen, Dyna-
mik steigern, Zukunft schaffen“ die drei großen 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Heraus-
forderungen der Zukunft bewältigen: Klimawan-
del, Ressourcen sowie Lebensqualität und de-
mografischer Wandel. 
 
Gänzlich neue Technologien entwickeln 
und anwenden 
 
Durch die Entwicklung und Anwendung gänzlich 
neuer Technologien bei der Energienutzung – 
etwa durch alternative Antriebe und Elektromobi-
lität – sollen die CO2-Emissionen substantiell 
verringert werden. Weiters soll der globalen 
Knappheit an nicht erneuerbaren Energieträgern 
– vor allem Erdöl – mit Effizienzmaßnahmen und 
dem Umstieg auf neue, erneuerbare Ressourcen 
begegnet werden. Zudem sollen für die Siche-
rung einer hohen Lebensqualität neue gesell-
schaftliche Bedürfnisse als Folge des demografi-
schen Wandels mit sozialen und produktbezoge-
nen Innovationen gekoppelt werden. 
 
Da der Verkehr in starker Wechselwirkung mit 
den beschriebenen Herausforderungen steht – er 
ist einerseits davon betroffen und nimmt anderer-
seits auf die Entwicklung großen Einfluss -, 
kommt der verkehrsspezifischen Forschung, 
Technologie und Innovation eine Schlüsselrolle 
bei der Bewältigung dieser Herausforderungen 
zu. 
 
Impulse zur Modernisierung 
des österreichischen Verkehrssystems 
 
Schon in den vergangenen Jahren wurden auf 
Initiative des bmvit mit einem Aufwand von rund 
180 Mio. EUR wesentliche Impulse zur Moderni-
sierung und Ökologisierung des österreichischen 
Verkehrssystems gesetzt sowie gleichzeitig die 
Technologiekompetenz und Marktführerschaft 
der hierfür maßgeblichen Schlüsselbranchen in 
Österreich deutlich gestärkt. 
 
Erfolgreiche F & E Programme waren MOVE 
(Mobilität und Verkehrstechnologie; 1998-2001), 
IV2S (Intelligente Verkehrstechnologien und Ser-
vices; 2002-2006), das Nachfolgeprogramm IV2S 
plus (2007-2011), Innovationsförderprogramme 
zum kombinierten Güterverkehr (1998-2014) und 

das luftfahrtspezifische Programm TAKE OFF 
(2002-2012).  
 
Das Themenmanagement im bmvit ist eine Ant-
wort auf die immer komplexeren Fragestellungen 
im Innovationssystem und forciert im Technolo-
gieschwerpunkt „Mobilität“ die Entwicklung von 
Strategien, Roadmaps und Aktionsplänen wie 
etwa die FTI-Luftfahrtstrategie (2007), die FTI-
Automotivstrategie (2009) und den Einführungs-
plan „Elektromobilität“ (2010-2011). Diese Initiati-
ven wurden gemeinsam mit den Akteuren aus 
Forschung und Wirtschaft entwickelt und bauen 
auf den österreichischen Stärkefeldern und Inno-
vationspotenzialen auf; die monetären und nicht 
monetären Förderungsinstrumente orientieren 
sich verstärkt entlang des Innovationspfades. 
 
Optimierte Abstimmung verkehrsspezifischer 
Schwerpunktprogramme 
 
Durch optimierte Abstimmung der verkehrsspezi-
fischen Schwerpunktprogramme in der For-
schungsförderungsgesellschaft (FFG), dem Kli-
ma- und Energiefonds und der Austria Wirt-
schaftsservice GmbH (AWS) sollen die Förde-
rungen gebündelt, kundenorientierter und effizi-
enter gestaltet werden. 
 
Das Themenmanagement umfasst darüber hin-
aus die Definition von spezifischen Ausschrei-
bungsinhalten, internationale Vernetzung sowie 
die Implementierung von Forschungsergebnissen 
und neuen Technologien. Hierzu hat das bmvit 
Unterstützungsinstrumente wie die A3PS als 
strategische Plattform im Bereich der alternativen 
Antriebe und Kraftstoffe und die AustriaTech als 
Telematikagentur eingerichtet. Weitergehende 
Aufgaben zur raschen und erfolgreichen Umset-
zung von Forschungsergebnissen in die Anwen-
dung sind innovationsorientierte Rahmenbedin-
gungen, die Unterstützung einer innovationsori-
entierten öffentlichen Beschaffung und die For-
cierung von Ausbildung und Forschungsdissemi-
nation.  
 
Diese gesamtheitliche Betrachtung und Vorge-
hensweise als neuer Arbeitsauftrag der Abteilung 
Mobilitäts- und Verkehrstechnologien des bmvit 
soll die Lösungspotenziale für die großen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Herausforde-
rungen mobilisieren. 
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bmvit Forschungsforum „Mobilität für alle“:
 

„Gesundheitskosten sind die höchsten
externen Kosten des Verkehrs“

 
Zum 7. Forschungsforum „Mobilität für alle“ lud 
die Abteilung Mobilität und Verkehrstechnologien 
des bmvit ein. Ziel der diesjährigen Veranstaltung 
war, die Auswirkungen des alltäglichen Mobili-
tätsverhaltens auf die Gesundheit bewusst zu 
machen. 
 
„Gesundheitskosten sind die höchsten externen 
Kosten des Verkehrs“, hob Francesca Racioppi 
von der WHO hervor und: „120.000 Verkehrstote 
gibt es jährlich in den 53 der WHO zugehörigen 
Ländern Europas“. Österreich erwähnte sie posi-
tiv; die tödlichen Verkehrsunfälle gingen hier 
stetig zurück. Dann ließ sie mit weiteren Fakten 
aufhorchen: Eine Million „gesunde Lebensjahre 
gingen durch erhöhte Lärmbelästigung verloren. 
Auch sei der Verkehrssektor der einzige Sektor, 
in dem die Treibhausgase noch immer zuneh-
men. Es solle noch mehr auf aktive Mobilität 
(Rad fahren, zu Fuß gehen) geachtet werden, 
denn „die physikalische Inaktivität ist eine der 
führenden Risikofaktoren in Europa, verbunden 
mit über eine Million Toten jedes Jahr.“ Machbar 
wäre diese aktive Mobilität für viele Personen: 
„50% aller Wege mit dem Auto sind weniger als 5 
Kilometer, 10% weniger als 1 Kilometer“. Die 
Vorteile dieser aktiven Mobilität lägen auf der 
Hand: „Weniger Luftverschmutzung, weniger 
Lärm und weniger Energieverbrauch und viele 
Vorteile für die Gesundheit. Drei bis 14 Monate 
des Lebens könnten so gewonnen werden. 
 
Die Vorteile der aktiven Mobilität bestätigte Rein-
hard Harnoß von der größten deutschen gesetz-
lichen Krankenkasse AOK: „Bewegungsaktive 
Menschen leben länger und gesünder“. Diese 
vorbeugenden Maßnahmen seien auch vom 
wirtschaftlichen Standpunkt besser, als nachher 
zu heilen. Harnoß schlägt zur Lösung des Inakti-
vitätsproblems Motivationsprogramme vor: „Die-
se müssen einfach sein, keine organisatorischen 
Hürden enthalten und Anreize bieten.“ Eine „mit 
dem Rad zu Arbeit“- Kampagne habe bereits 
100.00 Radler bundesweit zur Teilnahme moti-
viert. Alle Beteiligten – Politiker, Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und die Bevölkerung – seien durch 

gute Argumente überzeugt worden. Vor allem im 
ländlichen Raum sieht Harnoß viele Fortschritte: 
„Viele Menschen wurden sensibilisiert, viele Ge-
meinden haben in Fahrradwege investiert“. Der 
Ansatz sei mittlerweile in sieben europäischen 
Ländern aufgegriffen worden. 
 
Bereits im Kindesalter sollte laut Karl Reiter, Mit-
arbeiter in der Forschungsgesellschaft für Mobili-
tät, das Rad und das zu Fuß gehen mehr geför-
dert werden. „Zwei Drittel aller Mobilitätsspiel-
zeuge sind Kraftfahrzeuge“. Fahrräder hingegen 
kämen kaum im kindlichen Spiel vor. Bei den 
typischen Mobilitätsausgaben eines Haushaltes 
entfielen durchschnittlich 91% auf das Auto. Da-
bei wären Kinder prinzipiell sehr daran interes-
siert, mit dem Rad in den Kindergarten oder in 
die Schule zu fahren. „Kinder würden, wenn sie 
die freie Wahl hätten, am liebsten mit dem Rad in 
die Schule fahren.“ Reiter betonte, dass es nie zu 
spät sei, körperlich aktiv zu werden. Selbst wenn 
man schon an der Schwelle zur Abhängigkeit/ 
Behinderung  stehe, könne durch regelmäßige 
Alltagsbewegung gegengesteuert werden. Hier 
setzten mehrere EU Projekte wie Healthy Region 
oder Active Acess an. Beide Projekte nutzten 
Pedelecs (Pedal Electric Bicyles) um diese Ziel-
gruppe anzusprechen. Auch beim Einkaufen 
sollte das Rad laut Reiter eine Alternative sein: 
„80% aller Einkäufe passen in einen Fahrrad-
korb.“ 
 
Auch das zu Fuß gehen soll wieder entdeckt 
werden. Eine junge Kampagne von Doris Rittber-
ger und Christine Knapp mit dem Namen 
„Wildurb“ (www.wildurb.at) soll einen körperbe-
wussten, naturnahen und gleichzeitig urbanen 
Lebensstil fördern. Wildurb veranstaltet Social-
Events, Outdoor-Spiele und Öko-Projeke. Dazu 
dienen etwa „Flashwalks“, bei denen alle ein 
Stück gemeinsam gehen. 
 
Auch die Stadt Graz möchte das zu Fuß gehen 
wieder attraktiv machen. Gudrun Uranitsch und 
Maria Reiner sehen dringenden Handlungsbe-
darf: „In Europas Städten geht der Modal Split 
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des Fußverkehrs stetig zurück“. Graz möchte mit 
der Kampagne „Die Stadt liegt dir zu Füßen“ das 
Thema sanfte Mobilität neu zu positionieren. 
Dabei ist die Kommunikation z.B. im mobilen 
Kommunikationsbüro, dem „Haus des Gehens“, 
als auch über Social Media sehr wesentlich. 

Fasste die Tagungsergebnisse zusammen:  
Hildegard Weiss, bmvit 
 
Kreatives Bewegen in der Natur wird auch durch 
die Motorikparks von Georg Werthner gefördert. 
Vom Kindergartenkind über Fitness- und Leis-
tungssportler bis zu aktiven Senioren kann jeder 
einen Beitrag zur persönlichen Gesundheit und 
Fitness leisten. Durch diese neuen Bewegungs-
anreize leistet die Einrichtung auch einen wichti-
gen Beitrag zur Unfallprävention. Im Waldviertel 
bestehen bereits vier Motorikparks mit jeweils bis 
zu 180 Stationen. Der Eintritt ist fast überall kos-
tenlos. Die Aufwendungen für einen gut ausge-
statteten Motorikpark werden auf etwa 500.000 
EUR geschätzt. Die Idee hat bereits die österrei-
chischen Grenzen überschritten; sie wurde mitt-
lerweile in Deutschland und in der Schweiz auf-
gegriffen. 
 
Elektrofahrräder können ebenfalls einen Beitrag 
zu Gesundheit leisten - allerdings nur die 
Pedelecs, die mit eigener Muskelkraft anzutrei-
ben sind: Wenn man nicht tritt, gibt es keine Un-

terstützung. Allerdings warnte Christine Chaloup-
ka-Risser, Geschäftsführerin von FACTUM, vor 
zu günstigen Modellen: „Ein gutes Fahrrad hat 
einen hohen Anschaffungspreis“. Barrieren seien 
„die Angst vor einem Diebstahl, hohes Gewicht, 
hoher Wartungsaufwand und die Befürchtung, 
unsportlich zu sein. Dafür kostet das Aufladen 
des Akkus gerade einmal 0,08 EUR“. Sichere 
Abstellanlagen seien bei diesen teuren Fahrrä-
dern allerdings unverzichtbar. 
 
Raum, um mit dem Fahrrad oder dem Pedelec 
schnell fahren zu können, soll eine leistungsfähi-
ge Radinfrastruktur bieten. Im Rahmen des Pro-
jektes su:b:city (suburbia:bike:city) wurde unter-
sucht, wie ein integrierter Ansatz aus Infrastruk-
turmaßnahmen und verbesserter Fahrzeugtech-
nologie (E – Fahrrad bzw. Pedelec) zur Erhöhung 
des Radanteils am Stadt-Umland-Verkehr beitra-
gen könnte. 
 
Anforderungen an die Radfahr-Infrastruktur for-
mulierte Martin Niegl, Mitarbeiter von Komobile, 
folgendermaßen „Eine Reisegeschwindigkeit von 
20km/h (Projektierungsgeschwindigkeit 30km/h) 
und einen vier Meter breiten Querschnitt“. Mit 
diesem Radweg wären 4.600 bis 5.700 Radfah-
rer pro Stunde möglich, da kann der motorisierte 
Individualverkehr nicht mithalten“. Auch eine 
visualisierte grüne Welle würde er bei dieser 
„Radautobahn“ begrüßen. Sie soll beim Vorbei-
fahren den Status der nächsten Ampel visualisie-
ren, um das eigene Tempo entsprechend anpas-
sen zu können. Pedelecs böten hier großes Po-
tenzial: „Ergebnisse aus dem Projekt „Landrad“ 
zeigen, dass Pedelecs zu einer Attraktivierung 
des Fahrradfahrens führen“, so Niegl. In Wien 
und Umgebung könnten rund 400.000 Pkw-
Fahrten eingespart werden, wobei das größte 
Potential im Südwesten Wiens liege. 
 
Mit einem Navigationssystem für Fahrräder be-
schäftigte sich Daniel Kofler (wurde vertreten). 
Hierzu werde das Handy mit einem Gummiband 
am Fahrrad befestigt. Ein vom Projektteam ent-
wickelter neuer Algorithmus ermöglicht es, eine 
für das Fahrrad optimierte Route zu ermitteln. Die 
Karte basiere auf der Open Street Map. Gegen-
wärtig gebe es das Projekt nur als Vorab Android 
Version für Handys. Dennoch seien schon viele 
Städte wie z.B. Wien oder Graz implementiert. 

 
Bernhard Weiner 
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Freie Fahrt führt in den Zwang 
des Staus: Salzburg-AG- 
Vorstand Arno Gasteiger 

 
9. Salzburger Verkehrstage:
 

Lust und Last der Mobilität
 
 
„Lust und der Last der Mobilität - Neues Denken 
und Perspektiven entwickeln“ war das Thema der 
9.Salzburger Verkehrstage Anfang Oktober. Der 
Organisator der Tagung und Herausgeber der 
Fachzeitschrift „Regionale Schienen“, Peter Hai-
bach, formulierte eingangs die mit dem Tagungs-
thema verbundenen Fragen: ,,Wird die Entde-
ckung der Langsamkeit wieder das Verhalten der 
Menschen beherrschen oder muss sich das Rad 
immer schneller, immer weiter, immer billiger 
drehen? Wird es gesellschaftlicher Konsens, 
dass Autos in der Stadt nichts verloren haben? 
Werden gehen, Rad fahren, Bahn- und Bus fah-
ren wiederentdeckt oder werden Benzinautos 
bloß durch Elektroautos ersetzt? Führt die Libe-
ralisierung im Bus- und Bahnverkehr zu einen 
Qualitätssprung für die Fahrgäste oder endet sie 
im europaweitem Konkurrenzkampf staatsnaher 
Verkehrsunternehmen, die sich gegenseitig be-
hindern?“ Haibach hob hervor, dass die Zukunft 
in der Intermodalität der Verkehrssysteme liege. 
Deshalb sei auch erstmals die Zukunft des Autos 
ein Schwerpunkt der Salzburger Verkehrstage. 
 

Innovative Verkehrslösungen für attraktive Regi-
onen: OÖ-Landesrat Hermann Kepplinger 
 
Der oberösterreichische Landesrat und Verkehrs-
referent Hermann Kepplinger erklärte, eine auf 
Nachhaltigkeit orientierte Verkehrspolitik verfolge 
das Ziel einer Stärkung des öffentlichen Verkehrs 
und des nicht-motorisierten Individualverkehrs für 
alle Bevölkerungsgruppen und in allen Landestei-
len. Damit werde sichergestellt, dass die Bürger 
ihre „Daseinsgrundfunktionen“ – Wohnen, Arbei-
ten, Bildung, Versorgung und Erholung - ohne 
Abhängigkeit vom Auto wahrnehmen können. 

,Innovative Verkehrslösungen für attraktive Regi-
onen“ setzten sechs Kriterien voraus: 
 
- Schaffung eines Grundangebotes an 

Verbindungen aus der Regierung in die 
Bezirkshauptstadt an Werktagen 

- Ausbau regionaler Bahnlinien zum Rück-
grat des öffentlichen Verkehrs und Ver-
taktung 

- Abstimmung der wichtigsten Buskurse 
auf diesen Bahntakt 

- Bedarfsorientierte Verkehrsangebote für 
Zeiten und Gebiete ohne Linienverkehr 

- Entwicklung von Ortsverkehren 
- Einrichtung eines Mobilitätsmanage-

ments. 
 
In Oberösterreich hätten regionale Verkehrskon-
zepte unter Federführung der Verkehrsplanung 
des Landes zusammen mit den Gemeinden der 
Region positive Erfahrungen geliefert, die auch in 
steigenden Fahrgastzahlen zum Ausdruck kä-
men, schloss Kepplinger. 
 
„Wer Verkehrs-
politik nach dem 
Motto ‚Freie 
Fahrt für freie 
Bürger’ betreibt, 
der führt den 
Bürger in den 
Zwang des 
Staus“, betonte 
Arno Gasteiger, 
Vorstand der 
Salzburg AG. 
Aus dem 
Wunschbild der 
uneingeschränk-
ten Mobilität 
werde der Still-
stand auf über-
füllten Straßen; 
im Stau werde 
der Konjunkturmotor „Verkehr“ zum Verschwen-
der von Ressourcen. Der Verkehr sei größter 
Energieverbraucher Europas; ohne nachhaltige 
Maßnahmen seien weder Klimaschutz- noch 
Energieeffizienzziele erreichbar. „Weder auf eu-
ropäischer Ebene, noch in Österreich bzw. Salz-
burg erkenne ich Konzepte, Projekte und Maß-
nahmen, die den Stellenwert des Verkehrs im 
Klimaschutz und in der Energieeffizienz gerecht 
werden“, kritisierte Gasteiger. 
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Stadtteil Vauban (Freiburg im Breisgau): Pkw-Dichte halb so groß wie im 
Bundesdurchschnitt 

Die Bedeutung der Raum-
planung für die Entwick-
lung nachhaltiger Mobilität 
sprach Erik Schnaitl, Ob-
mann von „fairkehr — Ver-
ein für verkehrspolitische 
Bewusstseinsbildung“ an: 
„Die neue Lust einer Mobi-
lität liegt für mich in einem 
Leben, wo wir durch kluge 
Raumplanung den Großteil 
unserer Mobilität zu Fuß 
und mit dem Fahrrad (plus 
Anhänger) abdecken und 
darüber hinaus Hilfsmittel – 
Moped, Bus, Bahn, Auto, 
Flugzeug – lastfrei für 
Mensch und Natur einset-
zen. 
 
Reinhard Seiß, Leiter des 
Vereins URBAN+, kritisier-
te, dass sich der urbane 
Straßenraum vom öffentli-
chen Raum in einen „Auto-
verkehrs- und Autopark-
raum“ verwandelt habe. 
Durch eine „städtebauliche 
Gesinnung“, wonach „oft 
ganze Stadtteile nur noch 
singuläre Funktionen über-
nehmen“ – Wohnen in der 
Wohnanlage, Arbeiten im 
Gewerbegebiet, Einkaufen 
im Einkaufszentrum, Bil-
dung am Schulcampus“ – 
zerfielen unsere Städte 
zunehmend in „weitgehend 
leblose Teilbereiche, die 
nur noch mit dem Auto 
zusammengehalten wer-
den“. Um die Städte zu-
kunftsfähig zu gestalten 
müsse „der massenhafte 
Gebrauch des Autos in den 
Ballungsräumen massiv 
zurückgedrängt werden“. 
Die Planungspolitik müsste 
eine „kleinstrukturierte 
Durchmischung mit unter-
schiedlichen Nutzungen 
„vorschreiben, die es er-
mögliche, zwischen Wohn-, 
Arbeits- und Einkaufsort 
ohne Auto zu verkehren. 
Hierzu sollten, so Seiß, 
„sämtliche Planungs-, För-
derungs- und Steuergeset-
ze, die den Autoverkehr in 
der Stadt forcieren, refor-
miert werden“. Im Gegen-
zug müssten die Netze für 

Fo
to

 u
nd

 G
ra

fik
: A

K
 V

er
ke

hr
 im

 S
ta

dt
te

il 
V

au
ba

n 
/ J

ör
g 

La
ng

e 



26

MOBILITÄT 

Ökobilanz: E-Mobilität versus andere Verkehrsmittel Energieverbrauch und CO2-
Emissionen pro Personenkilometer 

Straßenbahnen, Radfahrer und Fußgänger opti-
miert und in den Regionen eine „Offensive für die 
Schnell- bzw. Regionalbahnen“ gestartet werden. 
 
Wie das in der Praxis funktioniert, erläuterte Jörg 
Lange, Sprecher des Arbeitskreises Verkehr im 
Stadtteil Vauban (Freiburg im Breisgau) am Bei-
spiel des dort umgesetzten Konzeptes und stellte 
seinen Ausführungen, ein Postulat voran: „Park-
platz vor dem Haus macht Menschen zu Autofah-
rern“. Die aktuellen landesgesetzlichen Vorga-
ben, wonach ein Stellplatz je Wohnung nachge-
wiesen werden müsse, seien nicht gemacht wor-
den, um den Autoverkehr zu reduzieren, sondern 
um für Stellplätze in den Städten zu sorgen. Das 
in Vauban umgesetzte Konzept verfolge jedoch 
das Ziel, den Autoverkehr in diesem Stadtteil zu 
minimieren. Tatsächlich habe man durch die 
Verlagerung des Stellplatzes in eine gewisse 
Entfernung zur Wohnung – z.B. in eine peripher 
gelegene Quartiersgarage – die Zahl der Stell-
plätze und der Autos deutlich reduzieren können. 
So benötige man nur rund 1.300 statt der nach 
ursprünglichen Planzahlen notwendig gewese-

nen 2.300 Stellplätze und mit 200 Autos pro 1000 
Einwohner in Vauban sei die Dichte gerade ein-
mal halb so hoch wie im bundesweitem Durch-
schnitt mit etwa 500 Pkw pro 1000 Einwohner. 
E-Mobilität könne durch hohe Energieeffizienz 
der Elektromotoren und Null-Emissionen vor Ort 
einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der 
Ziele des Klimaschutzes leisten, betonte Peter 
Wiederkehr vom Lebensministerium. In der öster-
reichischen Energiestrategie sei deshalb das Ziel 
verankert, bis 2020 rund 250.000 Elektrofahrzeu-
ge auf die Straße zu bringen, die den Strom aus 
erneuerbaren Energien beziehen. Hiermit könn-
ten, so Wiederkehr, jährlich 430.000 Tonnen 
CO2-Emissionen verhindert werden. Das Le-

bensministerium forciere deshalb Elektromobilität 
mit erneuerbaren Energien in Verbindung mit 
klimaschonendem Mobilitätsmanagement und 
unterstütze im Rahmen des Klima- und Energie-
fonds seit 2009 Modellregionen, um die Alltags-
tauglichkeit der E-Mobilität aufzuzeigen. Die der-
zeit fünf Modellregionen (Vorarlberg/Rheintal, 
Großraum Salburg, Wien, Graz, Eisen-
stadt/Umland) sollen noch heuer um weitere Re-
gionen mit dem Schwerpunkt auf großen E-
Nutzfahrzeugflotten und E-Pendlern erweitert 
werden. 
 
„Die Daimler-AG treibe die Entwicklung von intel-
ligenten Mobilitätskonzepten für urbane Regio-
nen voran“, erklärte der Project Manager Busi-
ness Innovation bei der Daimler AG in Stuttgart, 
Wolfgang Gruel. Diese Strategie baue auf der 
Prognose von Zukunftsforschern auf, wonach 
aufgrund der Situation in Ballungsräumen künftig 
mehr Menschen ohne eigenes Fahrzeug leben 
werden, der Wunsch nach individueller Mobilität 
jedoch bestehen bleibe. Hierfür habe man die 
Modelle „car2go“ und „car2gether“ entwickelt, um 

individuelle Mobili-
tät im städtischen 
Raum flexibel, um-
weltverträglich so-
wie kostengünstig 
zu gestalten – und 
damit langfristig zu 
sichern. 
 
„Car2go“ sei ein car 
sharing-service mit 
maximaler Flexibili-
tät und ohne feste 
Standorte, das den 
Mitgliedern die 
Möglichkeit biete, 
ein Auto spontan 
auszuleihen, ohne 
Mietende oder 
Rückgabeort im 
Vorhinein festlegen 
zu müssen. 
„Car2go“ sei bereits 

in vier Städten erfolgreich eingeführt worden und 
noch heuer sollen in San Diego und in Amster-
dam rein elektrische „Car2go- Flotten“  in Betrieb 
gehen. 
 
„Car2gether“ vermittle, so Gruel, freie Plätze in 
Fahrzeugen und „bringt passende Fahrer und 
Mitfahrer zusammen – spontan und auch von 
unterwegs dank Smartphone Apps oder mobiler 
Internetseite“. Seit Herbst 2010 werde 
„car2gether“ im Großraum Ulm und in der Städte-
region Aachen unter Alltagsbedingungen erprobt. 
 
Das Konzept einer „grünen City-Logistik“ stellte 
Wolfgang Bode von der Hochschule Osnabrück 
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MOBILITÄT 

Das car2gether-Funktionsprinzip 

vor: Damit soll dem Trend des zunehmenden 
Güterverkehrsaufkommens und immer stärker 

steigender Lieferfrequenzen mit kleineren Men-
gen je Lieferung, ineffizienter Fahrzeugauslas-
tung und einem hohen Anteil an Leerfahrten ent-
gegengewirkt werden. Verschiedene bisher ge-
testete City-Logistik-Konzepte sowie die Einrich-
tung von Umweltzonen hätten meist nicht die 
gewünschten Erfolge gebracht. Das neue, unter 
der Bezeichnung „EEELZ“ (Energiesparendes 
Erlebnis-Einkaufs- und Logistikzentrum) soll die 
Innenstädte wieder zu Einzelhandelsstandtorten 
und attraktiven Lebensräumen machen, wodurch 
zusätzliche Kaufkraft angelockt und Ansiedlun-
gen „auf der grünen Wiese“ entgegengewirkt 
werde, was auch den Individualverkehr reduzie-
ren würde. 
 
Das Prinzip des „EEELZ“ sei ein automatisches 
Hochregallager im Kern eines Gebäudes mit 
angelagerten Geschäfts- bzw. Verkaufsräumen, 
Büros und Privatwohnungen. Die Läden im 
„EEELZ“ würden aus dem Lager mit einer ener-
gieeffizienten Fördertechnik versorgt und die 
umliegenden Verkaufsläden mit umweltfreundli-
chen Elektro- oder Hybridfahrzeugen beliefert 
werden. Das Konzept eigne sich laut Bode als 
Stadtteilkonzept für Agglomerationen ab etwa 
100.000 Einwohnern. 

 
Peter Kudlicza 
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LH Gerhard Dörfler und Projektkoordinator von Le-
bensland Kärnten, Albert Kreiner,  mit dem e-Wolf 
ALPHA Roadster und dem E-Cell vor dem Rathaus 
St. Veit an der Glan.

 

New Mobility Forum 2011:
 

Erneuerbare Energien als Partner der Elektromobilität 

 
Kärnten war Anfang November zwei Tage lang 
das Zentrum für internationale Energie- und 
Mobilitätsexperten. Rund 250 Teilnehmer und 18 
Top-Referenten aus ganz Europa waren zum 
Kongress über alternative Energie- & Mobilitäts-
formen nach St. Veit an der Glan gekommen. 
 

 
Keynote Referent Franz Alt: „Österreich kann bis 
2030 den 100%igen Umstieg auf erneuerbare 
Energien schaffen.“ 
 
 
„Die letzten drei Jahre haben gezeigt wie rasant 
und beeindruckend die Entwicklungen sind. Vor 
der Tür stehen Serienmodelle die alltagstauglich 
sind. Wir müssen jetzt nur mehr unsere eigenen 
grünen Tankstellen bauen, die Strom aus den 
Photovoltaik-Zellen am Dach unserer Carports 
beziehen“, erklärte der Kärntner Landeshaupt-
mann Gerhard Dörfler als Schirmherr des New 
Mobility Forums. „Wir verfolgen unsere Ziele sehr 
konsequent und möchten künftig Energie tanken, 
die wir selbst aus Sonne oder Wasser erzeugen.“ 

 
Erneuerbare Energien als starke Partner der 
Elektromobilität  
 
Solarexperte und Keynote Speaker Franz Alt 
sieht es als realistische Möglichkeit, Österreich in 
den nächsten 20 Jahren energieautark zu ma-
chen. Das größte Potenzial liege in der Wasser-
kraft, die in Österreich noch umfassender genutzt 
werden könnte. „Der Umstieg ist bis 2030 mög-
lich, Österreich muss es nur wollen“, so der inter-
nationale Energieexperte. 

2016 sieht der Zukunfts- und Trendforscher Lars 
Thomsen als das Jahr der Elektromobilität, in 
dem die Fahrzeuge bei den Händlern zum glei-
chen Preis wie benzinbetriebene Fahrzeuge zu 
haben sein werden. „Es geschieht gerade ein 
Paradigmenwandel, die Entwicklungen gehen 
rasant voran und wir werden noch staunen, wie 
schnell die Industrie e-mobil reagieren wird“, 
zeigt sich Thomsen überzeugt. 
 

 
Die Forumsteilnemer waren sich einig: Elektro-
mobilität könne nur erfolgreich sein, wenn die 
Energiequelle „grüner Strom“ ist. Ein Schlagwort 
war die Energieeffizienz. Alle Anwender - private 
wie öffentliche Haushalte - müssten Bewusstsein 
für effiziente und sparsame Nutzung im Umgang 
mit Strom entwickeln. 
 
 
Smart Systems – Energiesysteme 
als Wegbereiter 
 
Stefan Zisler von Vattenfall Innovation aus 
Deutschland ist überzeugt, dass die größte Her-
ausforderung der Elektromobilität noch in der 
Schaffung der Infrastruktur liegen werde. „Der 
Strukturwandel im Energiesektor erfordert enor-
me Investitionen bei Übertragungs- und 
Verteilnetzbetreibern“, so der deutsche Innovati-
onsmanager. 
 
Roman Bartha, Geschäftsführer der Austrian 
Mobile Power sieht es als unerlässlich, einheitli-
che und flächendeckende sowie überregionale 
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Die Referenten Roman Bartha (Austrian Mobile Power; 
links) und Stefan Zisler (Vattenfall Innovation) mit dem 
Smart electric drive 

Infrastruktur-Anbieter als starke Partner der 
Elektromobilität zu gewinnen, die den Konsumen-
ten effiziente rund-um-Lösungen anbieten kön-
nen. „200.000 e-Fahrzeuge bis 2020 sind mach-
bar“, ist Bartha überzeugt. 
 
Elektromobilität – die Zukunft ist e-mobil und 
mit Smart Phones unterstützt 
 
Daimler, Renault, Volkswagen gehörten mit ihren 
Experten ebenfalls zum Sprecherboard des dies-
jährigen New Mobility Forms. Alle sind sich einig, 
dass die Serienproduktion startbereit sei, die 
Herausforderungen jedoch noch in effizienten 
und kundenorientierten Vertriebsmodellen und 
Angeboten liege.  
 
Die komplexe Elektromobilität müsse ein „rund-
um-sorglos-Paket“ für die Anwender werden, 
dass von modernen Kommunikationstechnolo-
gien wie Smart Phones unterstützt werde. Lade-
zeiten sollen am Handy abrufbar, die nächstgele-
genen Ladestationen angezeigt und die Kommu-
nikation zwischen Fahrzeug und Fahrer unkom-
pliziert werden. 
 
„Wir müssen unseren Kunden ein Komplettser-
vice anbieten, das sowohl einfach als auch preis-
lich attraktiv ist. Es gibt viele Fragen rund um die 
Elektromobilität. Die müssen wir im Stande sein 
zu beantworten und unseren Kunden maßge-
schneiderte Lösungsansätze zur Verfügung stel-
len“, so Michael Schiebe, Marketingexperte für e-
mobility bei der Daimler AG. 

 
 
Führende Autohersteller gaben Einblicke in ihre e-mobilen Geschäftskonzepte: Gerald Miklin (Lebensland Kärn-
ten), Michael Schiebe (Daimler AG), Natascha Künstner (Volkswagen AG), Mathieu Prigent (Renault) (von links) 
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75 Jahre  

S W I E T E L S K Y  
Baugesellschaft m.b.H.  

 
Auf uns können Sie bauen 

 

 
 
 
 

Zentrale: A-4020 Linz, Edlbacherstraße 10 
Telefon: +43/(0)732/6971-0 

www.swietelsky.com 
 

Österreich / Deutschland / Ungarn / Tschechien / Slowakei / Slowenien / 
Kroatien / Polen / Rumänien / Serbien / Großbritannien/ Italien / Schweiz /  

Bosnien / Montenegro / Holland / Norwegen / Australien 
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75 Jahre SWIETELSKY in Kurzfassung: 
 

 
Hellmuth Swietelsky gründet 1936 in Gmunden die „Straßenbauunternehmung Ing. Hellmuth 
SWIETELSKY“. Kurz darauf verlegt er den Firmensitz nach Linz. 
 
1945 - Das Ende des Zweiten Weltkriegs: Das Unternehmen steht vor einem Neubeginn. 
Schrittweise kommt es zu Filialgründungen in den Bundesländern. 
 
1949 - SWIETELSKY errichtet auf einem Grundstück in St. Martin eine Reparaturwerkstätte und 
Wohnbaracken für die Arbeiter. 
 
1950er - Das Wachstum wird getragen von den Mitarbeitern. Mit einem Prämiensystem fördert 
Hellmuth Swietelsky deren Gefühl von Selbständigkeit und Verantwortlichkeit.  
 
1957 - Hellmuth Swietelsky und Karl Brustmann, Leiter der Sparte Bahnbau, gründen gemeinsam die 
„Dipl. Ing. SWIETELSKY Baugesellschaft m.b.H. & Co.KG“. 
 
1962 - SWIETELSKY eröffnet eine Filiale in München mit Niederlassungen in Traunstein und 
Emmerting.  
 
1965 - Hellmuth Swietelsky wird zum „Mann des Jahres“ der International Road Federation gekürt. 
 
1970er - Der Betonbau wird zur neuen Herausforderung und leitet den Vorstoß in weitere Sparten 
ein.  
 
1974 - Das Zentrallabor in St. Martin wird staatlich autorisierte Prüfanstalt und erwirbt sich mit 
Projektüberwachungen in Mauretanien, Kamerun und der ehemaligen UdSSR internationales 
Renommee. 
 
1982 - Hellmuth Brustmann folgt seinem Vater Karl nach und forciert den maschinellen Gleisbau. 
 
1985 - Der Bahnbau erhält den Zuschlag für einen Großauftrag in Ägypten – die Sanierung der fast 
500 km langen Bahnstrecke von Kairo in den Süden. Es folgen weitere große Aufträge in der Türkei, 
in der Schweiz, in Deutschland und in Tansania. 
 
1989 - Hellmuth Swietelsky zieht sich aus der Geschäftsführung zurück und wird Präsident des 
Aufsichtsrates. Kurt Kladensky und Hellmuth Brustmann übernehmen die Geschäftsführung. 
 
1990 geht SWIETELSKY nach Ungarn, 1991 nach Tschechien. Es folgen die Slowakei, Kroatien und 
im Jahr 2000 Polen. In Deutschland werden Standorte in Meißen und Berlin eröffnet. 
 
1994 - SWIETELSKY errichtet in der Edlbacherstraße in Linz ein neues Bürogebäude als Sitz der 
gesamten Zentralverwaltung. 
 
1995 - Das Unternehmen und die Familie trifft ein schwerer Schlag: Firmengründer Hellmuth 
Swietelsky stirbt am 23. Februar 1995. 
 
2000er - SWIETELSKY übernimmt kleinere Baufirmen wie Sedlmayer, C. Peters, Ertl, Wadle und 
Feßl und die Gleisbaufirmen Kallinger, Seibt und Petri. Der Bahnbau erhält große Projekte in 
Rumänien und saniert etliche Strecken in Ungarn und England. 
 
2002 - Die Tunnelbaufirma Ast-Holzmann wird gekauft.  
 
2005 - Es verändert sich die Gesellschafterstruktur: Veronika Hovaguimian hält nun fast 40 Prozent 
der Anteile, Hellmuth Brustmann besitzt 35 Prozent und Kurt Kladensky die restlichen gut 25 
Prozent. 
 
Im Geschäftsjahr 2010/2011 erreicht SWIETELSKY eine Bauleistung von fast 1,4 Milliarden Euro 
und beschäftigt über 7.000 Mitarbeiter. 
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KRAFTFAHRZEUGE 

Leichter Aufwärtstrend in der 
Oberklasse: Ingo Natmessnig

 

Arbeitskreis der Automobilimporteure:
 

Individuelle Mobilität ist gefragt
 
 
Plus 8,8 Prozent Neuzulassungen zeigten, dass 
die Industrie Produkte anbiete, die der Kunde 
haben wolle. Sicherheit, Nutzwert und Umwelt-
freundlichkeit stünden im Mittelpunkt, stellt der 
Arbeitskreis der Automobilimporteure in einer 
Aussendung fest. 
 
Gefragt seien praktische Allrounder - vom Kombi 
über den Van bis hin zum SUV. Diese Fahrzeug-
klassen erfüllten „ganz offensichtlich die Mobili-
tätsbedürfnisse der Menschen am besten und 
zeigen, dass die Hersteller hier durchwegs kun-
dengerechte Produkte anbieten“, so die Interes-
senvertretung weiter. Hinzu komme, dass viele 
Unternehmen heuer ihre Flotten getauscht und 
damit Fahrzeuge nach den jüngsten Abgasnor-
men in Betrieb genommen hätten. Einbußen 
verzeichneten hingegen Kleinwagen, da dieses in 
den letzten Jahren stark nachgefragte Segment 
eine gewisse Sättigung erreicht habe. 
 
Eine Trennung zwischen den Kaufgewohnheiten 
von Mann, Frau und Unternehmen sei bei objek-
tiver Betrachtung des Marktes nicht möglich, so 
die Automobilimporteure weiter. Versuche, die 
Frau in die Rolle der Kleinwagenlenkerin zu 
drängen und den Mann ans Steuer großer SUV-
Modelle zu hieven, stünden im Widerspruch zur 
Realität: Die Industrie habe längst die Frau als 
Entscheidungsträgerin erkannt. Für Frauen zähle 
neben Design, Nutzwert und Sicherheit vor allem 
die Umweltfreundlichkeit. Das spiegle sich im 
Angebot der Industrie und in den österreichi-
schen Zulassungszahlen wider. 
 
Positiv bewertet der Arbeitskreis die leichte Auf-
wärtstrend in der Oberklasse: „Diese Fahrzeuge 
werden allen steuerlichen Schikanen zum Trotz 
von Unternehmen für ihre Mitarbeiter gekauft. 
Der Staat profitiert von diesem Trend durch noch 
höhere Steuereinnahmen, die Umwelt von mo-
dernsten Technologien, die den CO2-Ausstoß 
senken“. Letztlich würden die Oberklasse-
Kunden eine Technologieentwicklung bezahlen, 
von der - sobald entsprechende Stückzahlen 
erreicht worden sind – auch die Käufer von Fahr-
zeugen in den Segmenten der Klein- und 
Mittelklassewagen profitierten. 
 
Arbeitskreis-Vorsitzender Ingo Natmessnig: "Der 
Aufwärtstrend am Markt ist eine Bewertung der 
Industrie durch den Kunden. Nur wer mehr Si-
cherheit, Komfort und gleichzeitig weniger Ver-

brauch bereithält, 
kann den Kunden zu 
einer Neuanschaf-
fung motivieren“. Der 
Markt regle das An-
gebot. „Die Idee, den 
Kunden zu unterstel-
len, mehr Geld für 
zusätzlichen Treib-
stoffverbrauch aus-
geben zu wollen, ist 
für uns Automobilim-
porteure nicht nach-
vollziehbar. Für uns 
ist das bestehende 
Kundeninteresse ein 
wesentlicher Schritt 
in Richtung umwelt-
freundliche Mobilität, denn es unterstützt unser 
Bestreben, alte Autos und die damit verbundene 
Umweltbelastung von der Straße zu bekommen 
und damit den CO2-Ausstoß nachhaltig zu sen-
ken.“ Die damit einhergehende zusätzliche Si-
cherheit, die neue Autos bereithalten, sei auch an 
der rückläufigen Unfallstatistik abzulesen“, betont 
Natmessnig. 
 
Firmenfahrzeuge als Motor der Wirtschaft 
 
Auch die steuerliche Behandlung von Firmen-
fahrzeugen kritisiert der Arbeitskreis: In fast ganz 
Europa werde ein Firmenfahrzeug genauso steu-
erlich anerkannt wie jedes andere Betriebsmittel. 
Österreich halte hingegen an Vorschriften fest, 
die auf eine Zeit vor der EU zurückgingen und 
damals wie heute dem internationalen Wettbe-
werb im Weg stünden. Während für andere Ar-
beitsmittel keine Obergrenze gelte, sei beim Fir-
menwagen bei 40.000 Euro Schluss. Alles darü-
ber werde als "privater" Luxus besteuert. Auch 
die Abschreibungsdauer von acht Jahren für 
gewerblich genutzte Pkw sei realitätsfern. 
 
Zu den Hürden, die für jedes Unternehmen das 
Firmenfahrzeug verteuern, kämen noch der für 
Pkw nicht mögliche Vorsteuerabzug (von Aus-
nahmen wie etwa Taxi oder Fahrschulen abge-
sehen), die weiterhin in Teilbereichen nicht EU-
konforme Normverbrauchsabgabe und die erhöh-
te NoVA für Fahrzeuge zum Personentransport, 
die wegen ihrer Größe die Malusgrenze von 160 
Gramm CO2-Emissionsausstoß pro Kilometer 
nicht unterschreiten können.  
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Vorschlag der Europäischen Kommission – DG Move – über den Aufbau des
transeuropäischen Verkehrsnetzes:
 

Der Baltisch Adriatische Korridor
im Trans Europäischen Verkehrsnetz (TEN T)

 
Nach zweijährigen 
breiten und inten-
siven öffentlichen 
Konsultationen 
präsentierte EU- 
Vizepräsident und 
Verkehrskommis-
sar Siim Kallas 
am 19. Oktober in 
Brüssel das neue 
TEN-T Core Net-
work unter dem 
Motto „Connecting 
Europe – Putting 
Europe`s econo-
my on the move“. 
 
Eine grundsätzlich 
neue Infrastruk-
turpolitik soll die 
heute unausge-
wogene Infra-
strukturausstat-
tung - und in de-
ren Folge die 
ungleiche Er-
reichbarkeit und 
den Marktzugang 
- beseitigen. Feh-
lende und unzu-
reichende Verbin-
dungen der EU-
Mitgliedsstaaten 
untereinander und 
auch mit Nachbar-
ländern müssen 
aufgehoben wer-
den. Engpässe 
sollen beseitigt 
werden und die 
CO2- Reduktio-
nen der EU 2020 
Strategie entspre-
chen. 
 
Kernnetzkorrido-
re, die nach einer 
rationalen und 
nachvollziehbaren 
Methode, mit ei-
nem geografisch- G
ra

fik
: E

U
-K

om
m

is
si

on
 / 

D
G

 M
ov

e 
un

d 
eu

ro
pe

-d
ire

ct
 / 

La
nd

 S
te

ie
rm

ar
k 



34

INFRASTRUKTUR 
verkehrsplanerischen Ansatz erstellt wurden, 
werden auch zu einer effizienten Realisierung 
des Kernnetzes beitragen und die Erreichbarkeit 
der Regionen sichern. Über das Grundnetz ist 
das Kernnetz leicht zugänglich; umgekehrt wird 
das Grundnetz die Erreichbarkeitseffekte des 
Kernnetzes in die Regionen verteilen. Das 
Kernnetz beinhaltet 85 Ballungsräume und Wirt-
schaftszentren, 138 See- und Binnenhäfen und 
28 Grenzübergänge zu Drittländern. 
 
Nach dem Budgetentwurf für 2014 bis 2020 sol-
len 31,7 Milliarden Euro aus EU-Budgetmitteln 
die „Connecting Europe Facility“ sichern helfen. 
 
In der Liste der „pre-identified Projects on the 
Core Network in the Field of Transport“ wird als 
Projekt 1 von 10 der “Baltic-Adriatic Corridor” 
gelistet. Dieser Korridor erstreckt sich von Hel-
sinki, über Tallinn, Riga, Kaunas nach Warzawa, 
bzw. von Gdynia über Gdansk nach Warzawa 
und weiter nach Katowice und verzweigt sich hier 
über Ostrava, Brno bzw. Zilina, Bratislava nach 
Wien, weiter nach Graz, Klagenfurt, Udine und 
Venezia nach Ravenna. 
 
Die EU-Kommission anerkennt ausdrücklich die 
bereits getätigten hohen Investitionen Öster-
reichs (gemessen am Bruttosozialprodukt, die 
höchsten Summen innerhalb der EU), insbeson-
dere in den Bahnausbau. 
 
EU – K / DG Mobility and Transport / Goals: 
 
• Förderung eines nachhaltigen Verkehrs-

wesens als eines der besten Mittel, um 
die 2010 beschlossene „Europa 2020 
Strategie“ für ein intelligentes, nachhalti-
ges und integratives Wachstum zu ver-
wirklichen. 

 
• Senkung der verkehrsbedingten Treib-

hausgasemissionen bis 2050 um 60 %. 
 
• Stärkung des territorialen Zusammen-

halts in der EU, ebenso wie der wirt-
schaftliche und soziale Zusammenhalt. 

 
• Verbesserte Zusammenarbeit der Mit-

gliedsstaaten bei der Investitionskoordi-
nierung, zeitlichen Planung, Strecken-
auswahl sowie Umweltprüfung und Kos-
ten-Nutzen-Analyse in Bezug auf Vorha-
ben von gemeinsamem Interesse. 

• Kernnetzkorridore bilden den Rahmen für 
die koordinierte Realisierung des Kern-
netzes; erstrecken sich prinzipiell auf 3 
Verkehrsträger und mindestens 3 Mit-
gliedsstaaten und sollen soweit wie mög-
lich eine Seehafenanbindung haben. 

 
• Gemeinsam vereinbarte Methodik zum 

Entwurf des Kernnetzes: 
 
• Festlegung der Hauptknoten (Hauptstäd-

te der EU-Mitgliedsstaaten, Mega-
Großstädte nach ESPON, Stadt- und 
Ballungsgebiete mit multimodalen Infra-
strukturen, Häfen mit Überschreitung ei-
ner gewissen Volumensschwelle) und 
wichtige Grenzübergangsstellen ( je einer 
pro Verkehrsträger zwischen jedem Mit-
gliedsstaat und jedem Nachbarland). 
 

• Verknüpfung der Hauptknoten durch 
multimodale Verkehrsverbindungen 
(Straße, Schiene, Binnenwasserstraße). 

 
• Nahtlose Verbindungen zwischen Ver-

kehrsinfrastrukturen des Fernverkehrs 
einerseits und des Regional- und Nah-
verkehrs andererseits – sowohl für den 
Personen- als auch den Güterverkehr. 

 
• Das Kernnetz  soll schon bis 31.12.2030, 

das Gesamtnetzes bis spätestens 
31.12.2050 fertig gestellt sein. 

 
• Diese Ziele sollten insbesondere durch 

die ressourcenschonende Verknüpfung 
und die Interoperabilität zwischen den 
nationalen Verkehrsnetzen erreicht wer-
den. 

 
Andreas Tropper 

 
 
Über den Autor: DI Andreas Tropper ist Lan-
desbaudirektor im Bundesland Steiermark 
 
 
 
 
Textquellen: Präsentation MR DI Dr Helmut 
Adelsberger, Nationaler Experte in der EU-
Kommission / DG-Move vom 19.10.2011 & Euro-
päische Kommission, KOM (2011) 650, 
2011/0294 (COD), Brüssel 19.10.2011. 
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Die ASFINAG hat sich zum Ziel gesetzt, in den 
kommenden Jahren zu einem der führenden 
Autobahnbetreiber Europas zu werden. Die Ver-
kehrssicherheit hat dabei höchste Priorität. 
 
So auch das Thema Tunnelsicherheit, welches 
seit den tragischen Ereignissen 1999 in der Be-
völkerung einen sehr hohen Stellenwert bekom-
men hat. Die ASFINAG hat seitdem das Sicher-
heitsmanagement für Tunnel auf völlig neue Bei-
ne gestellt, sowohl für bestehende als auch für 
neue Tunnel.  
 
Zurzeit betreibt die ASFINAG ein Streckennetz 
mit ca. 2.175 km. Davon sind 151 Tunnelanlagen 
mit einer Gesamtlänge von ca. 344 km in Betrieb. 
Betrachtet man diese Länge auf der Landkarte, 
entspricht das der Distanz von Wien nach Salz-
burg auf der A1 Westautobahn.  
 
Umso wichtiger ist es für alle Verkehrsteilnehmer, 
die größtmögliche Sicherheit der Tunnels auf den 
österreichischen Autobahn- und Schnellstraßen 
zu gewährleisten.  
 
Um eine maximale Sicherheit für die Tunnelbe-
nutzer im Ereignisfall gewährleisten zu können 
wurde durch technische Entwicklungen als auch 
durch organisatorische Maßnahmen die Tunnel-
sicherheit maßgeblich verbessert. Maßgeblichen 
Einfluss auf die Organisation der Tunnelsicher-
heit hat die EU Richtlinie für Mindestanforderun-
gen an Straßentunnel. Die Umsetzung der Richt-
linie erfolgte in Österreich in Form eines Geset-
zes, dem „Straßentunnelsicherheitsgesetz 
(STSG)“, welches seit Mai 2006 für sämtliche 

Tunnels, welche länger als 500 m sind, am Auto-
bahn- und Schnellstraßennetz gültig ist. 
 
Ein wesentliches Ziel ist dabei, dass sämtliche 
Tunnel, deren Verkehrsaufkommen in der 15 
Jahresprognose bis 2019 10.000 
Kfz/Tag/Fahrstreifen überschreiten, mit einer 
zweiten Röhre ausgestattet sein müssen. Tun-
nelanlagen, welche ein geringeres Verkehrsauf-
kommen aufweisen, müssen mit einem Flucht-
weg ausgestattet werden.  
 
In Zahlen investierte die ASFINAG seit 2001 rund 
3,7 Mrd. Euro in die Tunnelsicherheit.  
 
Tunnelsicherheitsmaßnahmen 
 
Neben Generalerneuerungen und dem Ausbau 
von Überwachungszentralen bildet der Bau einer 
zweiten Tunnelröhre das nachhaltig wirksamste 
Mittel, um die Verkehrsrisiken im Tunnel zu mi-
nimieren. Zwei getrennte Röhren mit jeweils zwei 
Fahrspuren führen einerseits zur Entschärfung 
des unmittelbaren Gefahrenpotenzials, welches 
von Verkehrstunnel mit Gegenverkehr ausgeht, 
und andererseits zu einer wesentlichen Verbes-
serung der Sicherheit für Verkehrsteilnehmer, die 
Erhaltungsmannschaft des Betreibers und nicht 
zuletzt die Einsatzkräfte.  
 
Im Zuge des Verkehrssicherheitsprogramms 
wurden bereits der Ganzsteintunnel (S 6), der 
Tauerntunnel (A 10), der Katschbergtunnel (A 10) 
und der Roppenertunnel (A 12) voll ausgebaut. 
Der Bosrucktunnel (A 9) und der Pfändertunnel 
(A 14) befinden sich derzeit in Bau. 
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Tauerntunnel (A 10); 2. Röhre (links); Roppenertunnel (A 12) 
 
 
Derzeit sind der Tauern- und Katschbergtunnel 
die modernst ausgerüsteten Straßentunnel in 
ganz Österreich. 
 
Mit dem zweiröhrigen Ausbau des Tauern- und 
Katschbergtunnels wurde insbesondere die Mög-
lichkeit zur Selbstrettung und Hilfeleistung im 
Anlassfall optimiert. Hier stehen zahlreiche 
Fluchtwege (Querschläge)  zwischen den beiden 
Tunnelröhren zur Verfügung, was einen maxima-
len Fluchtwegabstand von weniger als 300 m 
ergibt. Im Tunnel wurden auch Notrufnischen 
errichtet, von denen ein Notruf zur Überwa-
chungszentrale abgesetzt bzw. mittels Warn-
knöpfen ein Brand oder sonstiger Schadensfall 
gemeldet werden kann. 
 
Der Feuerwehr steht über die gesamte Tunnel-
länge mit einem maximalen Abstand von 150 m 
ein durchgängiges Hydrantensystem für die 
Löschwasserentnahme zur Verfügung. 
 
Durch das zum Einsatz kommende Lüftungssys-
tem einer so genannten „Vollquerlüftung“ kann 
einerseits Frischluft eingebracht und punktuell – 
über sogenannte „Abluftjalousien“ – Abluft abge-
saugt werden. Somit ist auch im Brandfall ge-
währleistet, dass entstandener Rauch unmittel-
bar am Entstehungsort abgesaugt wird, und es 
zu keiner Verqualmung des Tunnels kommen 
kann.  
 
Der laufende Betrieb wird von der rund um die 
Uhr besetzten Überwachungszentrale in St. Mi-
chael/Lungau gesteuert und überwacht. Hier 
laufen alle sicherheitsrelevanten Daten zusam-
men. 
 
 
So wird unter anderem:  
 
• der gesamte Tunnel mit Kameras über-

wacht 
• der Verkehrsfluss gesteuert 

• die Videodetektion automatisch ausge-
wertet (Raucherkennung, Abstandskon-
trolle, Stauerkennung, Falschfahrer) 

• ein etwaiger Notruf entgegen genommen 
• die Beleuchtungsreinrichtungen gesteu-

ert 
• mittels optischer Anzeigen bzw. die Mög-

lichkeit der Einsprache (Lautspre-
cher/Autoradio) der Tunnelbenützer in-
formiert 

• und alle sonstigen für den ordnungsge-
mäßen Betrieb erforderlichen Steuerun-
gen vorgenommen. 

 
Die Sicherheitseinrichtungen im Detail 
 
Energieversorgung: 
 
Die Anlagen in den Tunnels werden über eine 
30-kV-Leitung der Energieversorgungsunter-
nehmen mit Strom versorgt. Insgesamt sind je 
Tunnel je vier Umspannstationen vorgesehen, 
wobei jeweils eine in den beiden Tunnelbetriebs-
gebäuden untergebracht ist, und weiters sind 
jeweils zwei in speziellen Querschlägen (zwi-
schen den beiden Tunnelröhren) situiert. 
 
Sicherheitsstromversorgung: 
 
Bei den Portal-Umspannstationen befindet sich 
jeweils eine Sicherheitsstromversorgung, ausge-
führt als USV-Anlage mit Bleibatterien, für einen 
Zeitraum von 60 Minuten + 20 Minuten Reserve. 
Alle wesentlichen Sicherheitseinrichtungen kön-
nen somit für eine beschränkte Zeit auch ohne 
externe Stromeinspeisung weiter betrieben wer-
den. 
 
Tunnelbeleuchtungsanlage: 
 
Der gesamte Tunnel wird mit Natriumdampf-
hochdruckleuchten mit 150 Watt in einem Regel-
abstand von etwa 11,5 m in der Durchfahrtszone 
beleuchtet. Zusätzliche Beleuchtungskörper sind 
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in den Pannenbuchten und auf Höhe der Quer-
schläge angeordnet. Weiters sind auf den erhöh-
ten Sicherheitsstreifen weiß/rot strahlenden LED-
Bordsteinleuchten bzw. bei den Querschlägen 
und somit Notausgängen beidseitig grün strah-
lende LED-Leuchten montiert. Alle Hinweis- und 
Verkehrszeichen sind innenbeleuchtet ausge-
führt. 
 
Notruf- /Feuerlöschnischen: 
 
Im Regelabstand von 144 m der Röhre Salzburg 
und 212 m der Röhre Villach befinden sich auf 
der rechten Fahrbahnseite der Richtungsfahr-
bahn die Notruf – bzw. Feuerlöschnischen. Aus-
gestattet mit 2 Handfeuerlöscher, Notrufeinrich-
tungen und Warntaster bilden die Notrufnischen 
die erste Anlaufstelle für Verkehrsteilnehmer im 
Ereignisfall. 
 
Tunnelbelüftungsanlage: 
 
In beiden Tunnelanlagen ist eine sogenannte 
„Vollquerlüftung“ mit mehreren Abluftabschnitten 
ausgeführt worden. Gemäß Belüftungsberech-
nung wurde diese so ausgelegt, dass bei der 
entferntesten Abluftklappe jedes Abschnittes 
mindestens 120 m³ Rauchgasluftgemisch pro 
Sekunde abgesaugt werden kann. Dies erfolgt 
über Abluftjalousien in der Zwischendecke. 
 
Zur Beeinflussung der Längsströmung im Tun-
nelfahrraum wurden jeweils in Portalsnähe 
Nort/Süd Impulsklappen im Frischluftkanal vor-
gesehen, so daß die Strömungsgeschwindigkei-
ten im Tunnel beeinflußt werden können. 
 
Feuerlöscheinrichtungen: 
 
Für die Versorgung der Hydranten in den Feuer-
löschnischen und im Portalbereich ist ein Hoch-
behälter je Tunnelportal mit einem Fassungs-
vermögen von 2 x 150 m³ vorhanden. Die 
Druckwasserleitung in beiden Röhren hat einen 
Durchmesser von DN 150. Der Mindestdruck 
beträgt 6 bar, der Maximaldruck 10 bar. Die 
Speisung der Hochbehälter erfolgt aus einer 
Quellversorgung beim Südportal. 
 
Videodedektion: 
 
Im Regelabstand von etwa 144 m (Notrufni-
schenabstand) in der Röhre Salzburg und im 
Abstand von ca. 106 m in der Röhre Villach sind 
TV-Kameras angeordnet. Zusätzlich werden die 
Querschläge und Schleusen videoüberwacht. 
Die installierte Videobildauswertung detektiert 
automatisch: 
 
• Langsamfahrer je Fahrstreifen, 
• Verkehrsstillstand je Fahrstreifen, 
• Stau je Fahrstreifen, 

• den Geisterfahrer, jedoch nur bei Pan-
nenbuchten im Portalbereich, 

• Belegung der Pannenbuchten, 
• Rauch, sowie 
• übrige verkehrsrelevante Daten. 
 
Gefahrenmeldeanlage: 
 
Über den gesamten Tunnelfahrraum ist in beiden 
Tunnelröhren eine Linienbrandmeldeanlage auf 
Basis Glasfaserdedektion (Fibro-Laser) installiert 
worden. 
 
Verkehrssignalisierung: 
 
Im Vorportalbereich und vor jeder Pannenbucht 
im Tunnel sind 3-begriffige Ampelanlagen beid-
seitig montiert. Für die Verkehrssignalisierung 
wurden Wechselverkehrszeichen mit Abstufun-
gen 100, 80, 60 und 40 km/h für den Aufbau 
eines Verkehrstrichters vorgesehen. Weiters sind 
jeweils in Fahrtrichtung an den Tunnelportalen 
und in der jeweils letzten Pannenbucht frei pro-
grammierbare Informationstafeln situiert. 
 

 
 
Plabutschtunnel: Tunnelwarte 
 
Kommunikationsanlagen: 
 
In den Pannenbuchten sowie unmittelbar im Por-
talbereich bei der Tunnelausfahrt sind Lautspre-
cher vorgesehen. Aus der Überwachungszentra-
le können über diese Lautsprecher und über 
jedem Rundfunkkanal Durchsagen und Sicher-
heitsanweisungen eingesprochen werden.  
 
Über den gesamten Tunnel, sowie in den Quer-
schlägen ist eine Tunnelfunklage für die Einsatz-
kräfte errichtet worden. 
 
Tunnelsteuerung: 
 
Die gesamte Tunnelsteuerung erfolgt von der 
Überwachungszentrale St. Michael aus und kann 
im Anlassfall bzw. Schadensfall auch über die 
abgesetzte Betriebszentrale am Nordportal be-
trieben werden. Eine Vielzahl von Datenpunkten 
läuft in den Rechnern der Tunnelsteuerung auf 
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und somit kann die gesamte Tunnelanlage mit-
tels übersichtlicher Softwaresteuerung durch die 
Mitarbeiter der Überwachungszentrale bedient 
werden. 
 
Verkehrslenkung und Überwachung (Signalisie-
rung und Kameras) 
 
• Notrufeinrichtungen (Notrufnischen, Not-

ruftelefone und –taster) 
• Informationsanlagen (Beschallung, Info-

tafeln, Radioeinsprache, Beschilderung) 
• Gefahrenmeldeanlage (Brandmeldeanla-

gen, Stausensoren etc.) 
• Löscheinrichtungen (Feuerlöschnischen, 

Löschwasserleitungen etc.) 
• Beleuchtung 
• Übertragungs- und Steuerungssysteme 

(Videoüberwachung, Sensorik samt Da-
tenleitungen und –verarbeitung) 

• Lüftungsanlagen 
 
Bewusstseinsbildung aller Verkehrsteilneh-
mer  - die andere Seite der Sicherheit 
 
Alle technischen Innovationen sind jedoch nur so 
gut, wie das richtige Verhalten bei einer Fahrt 

durch einen Tunnel seitens des Nutzers. So hat 
die ASFINAG im Jahr 2010 eine Informations-
kampagne durchgeführt, die über das richtige 
Verhalten der Verkehrsteilnehmer bei der Anfahrt 
zum Tunnel und der Durchfahrt, insbesondere im 
Fall von Fahrzeugpannen, Staus, Unfällen und 
Bränden, aufklärt. 
 
 

Diese Kampagne umfasst die verschiedensten 
Kommunikationsmittel wie Medienkooperationen, 
Verteilung von Tunnelsicherheitsfoldern an Rast-
stationen und Tankstellen im Einzugsbereich von 
Tunneln ebenso wie Plakate entlang des 
ASFINAG Streckennetzes in ganz Österreich.  
 
 

Mit dem Lehrvideo „Verhalten im Tunnel“, wel-
ches in Zusammenarbeit mit dem BMVIT produ-
ziert wurde, werden bereits Fahrschüler in ihren 
ersten Fahrstunden sensibilisiert. 
 
 
Da nicht alle SchülerInnen die Möglichkeit ha-
ben, während des Kurses eine Tunneldurchfahrt 
hautnah zu erleben, bietet die ASFINAG das 
Lehrvideo als audio-visuelle Unterstützung für 
den Unterricht an. 
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Korridore für leistungsfähige Schienen: Die erforderlichen Ausbaumaß-
nahmen in Oberösterreich 

 

Neues Konzept der WKOÖ zeigt Wege für die Mobilität der Zukunft:

Infrastruktur als „Blutkreislauf“ der Wirtschaft
 
Ein umfassendes Verkehrsinfrastrukturkonzept 
der Wirtschaftskammer Oberösterreich (WKOÖ) 
präsentierte Präsident Rudolf Trauner. Oberös-
terreich sei der mit Abstand führende Wirtschafts- 
und Produktionsstandort in Österreich. „Um die 
erarbeitete Position weiterhin ausbauen zu kön-
nen, sind bestmögliche Verkehrs- und Mobilitäts-
anbindungen innerhalb Oberösterreichs und zu 
internationalen Märkten ein entscheidender 
Wettbewerbsfaktor“. Maßgeblich für die Umset-
zung der nun vorgelegten Vorschläge sei die 
koordinierte Vorgehensweise auf EU-, Bundes-, 
Landes- und Gemeindeebene und der an Ober-
österreich angrenzenden Regionen erforderlich, 
so Trauner. 
 
Strategische Eckpfeiler sind die optimierte Ver-
knüpfung der Verkehrsträger Straße, Schiene, 
Wasserstraße Donau und Flughäfen für den Per-
sonen- und Güterverkehr sowie der Ausbau, die 
Schließung von Lücken und die Beschleunigung 
der Verbindungen zwischen den Verkehrsknoten. 
In Bezug auf die einzelnen Verkehrsträger ver-
folgt das neue Verkehrsinfrastruktur-Konzept 
konkrete Meta-Ziele: 

o Schiene für den Personenverkehr beschleuni-
gen: In Ost- West-Richtung auf mindestens 
200 km/h Durchschnittsgeschwindigkeit bis 
Frankfurt und bis Budapest, in Nord-Süd-
Richtung auf mindestens 160 km/h Durch-
schnittsgeschwindigkeit bis Prag und bis Lai-
bach, verbunden mit Kapazitätssteigerungen 
und Qualitätsverbesserungen. 

o Straße für den regionalen Wirtschafts- und 
Personenverkehr im Umkreis von etwa 100 
km ausbauen 

 
o Wasserstraße Donau auf eine durchgängige 

und ganzjährig gesicherte Abladetiefe von 
2,50 m ausbauen, damit die Pünktlichkeit von 
Container-Linienverkehren und die bestmögli-
che Auslastbarkeit von Massengut-Schiffen 
gesichert sind 

 
o Fünf Flughäfen (Linz, Salzburg, München, 

Wien, Bratislava) von Linz aus auf der Schie-
ne in maximal anderthalb Stunden erreichbar. 

 
„Häufig verlangen Politik und Öffentlichkeit von 
der Wirtschaft die Verlagerung von Gütertrans-
porten von der Straße auf die Schiene. Auch im 
Personenverkehr ist die vermehrte Nutzung der 
Bahn als Alternative zum Pkw erklärtes Ziel prak-
tisch aller Verkehrskonzepte der Öffentlichen 
Hand“ erklärte der Obmann der Sparte Industrie 
in der WKOÖ, Anton Helbich-Poschacher. „Damit 
das möglich sein kann, muss die Schiene zuerst 
konkurrenzfähig gegenüber der Straße werden.  

 
Die Forderungen des Sparten-
obmannes: 
 
• Raschestmöglicher vierglei-
siger Ausbau der Westbahn im 
Rahmen des TEN-Korridors 17 
zwischen Linz und Wels inklu-
sive direkter Anbindung des 
blue danube airport linz und 
Ausbau der Westbahn im Os-
ten über Wien hinaus via Bra-
tislava nach Budapest im 
Rahmen des TEN-Korridors 
22, um die Engpassstelle der 
Überschneidung der Westbahn 
und der Verbindung Innkreis- 
und Pyhrnbahn zu entschär-
fen. 
 
• Mitaufnahme der Schienen-
verbindung Wels – Passau – 

Nürnberg – Frankfurt am Main in das TEN-Netz 
als Lückenschluss zwischen den TEN-
Schienenkorridoren Nr. 1 (Nürnberg) und Nr. 24 
(Frankfurt am Main) einerseits und Nr. 17 (Wels) 
andererseits und Ausbau als TEN-Strecke, weil 
das im Güter- wie im Personenverkehr die 
Hauptverbindung zu den Wirtschaftszentren un-
seres wichtigsten Außenhandelspartners 
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Korridore für leistungsfähige Straßen sichern: Die erforderlichen Ausbaumaßnah-
men in Oberösterreich 

Deutschland und den bedeutendsten Überseehä-
fen für Österreich an der Nordsee ist. 
 
• Teilung des TEN-Korridors Nr. 17 zwischen 
München und Wels und Führung der im Zuge 
des viergleisigen Ausbaues der Westbahn ge-
planten zwei zusätzlichen Gleise über Neumarkt-
Kallham, Braunau und den Flughafen München 
„Franz Josef Strauß“ nach München einschließ-
lich Elektrifizierung der Strecke und einer leis-
tungsfähigen Nordumfahrung München, weil das 
die direkte Verbindung zwischen dem oberöster-
reichischen Zentralraum und der Hauptstadt des 
Freistaates Bayern ist. 

• Ausbau der Summerauerbahn als TEN-Strecke 
inklusive einer zusätzlichen Schnellbahnstrecke 
vom Linzer Hauptbahnhof durch das Stadtgebiet 
Linz mit Donauquerung über Treffling und Gall-
neukirchen bis Pregarten und dortigem An-
schluss an die Summerauerbahn. 
 
• Ausbau der Pyhrnbahn als TEN-Strecke durch 
die Verlängerung des Teilabschnittes Prag – Linz 
des Korridors Nr. 22 vom derzeitigen Ende bei 
Korridor 17 (Linz) nach Süden über Graz zum 
Korridor Nr. 6 nach Marburg inklusive Beschleu-
nigungsmaßnahmen und dem Bau eines neuen 
Bosrucktunnels sowie der Beschleunigung der 
Ennstalstrecke zwischen Selzthal und der West-
bahn bei St. Valentin. 
 
„Der Ausbauzustand der Hauptverkehrsachsen 
auf der Straße in Oberösterreich ist sehr unter-
schiedlich. Mit der Generalerneuerung der West 
Autobahn, dem Lückenschluss bei der Pyhrn 
Autobahn, der Welser Westspange und der B 
309 zur Anbindung der drittgrößten Stadt Ober-

österreichs, Steyr, an die West Autobahn wurden 
in den letzten Jahren wichtige Meilen- steine der 
Weiterentwicklung unserer Straßeninfrastruktur 
realisiert“, berichtete der Obmann Sparte Trans-
port und Verkehr, Johannes Hödlmayr. Weitere 
Projekte wie der Bau der S 10 Mühlviertler 
Schnellstraße und die Generalsanierung der A 8 
Innkreis Autobahn seien begonnen worden. 
 
Ziel ist der leistungsfähige Ausbau des Straßen-
netzes für den regionalen Wirtschafts- und Per-
sonenverkehr im Umkreis von etwa 100 km. 
 
Der Forderungskatalog der WKOÖ zur Straßen-

infrastruktur enthält: 
 
• A 26 Linzer Auto-
bahn und S 10 Mühl-
viertler Schnellstraße 
inklusive Nordteil und 
Fortsetzung im Nor-
den auf dem Gebiet 
Tschechiens inklusi-
ve 6-spurigem Aus-
bau der A 7 Mühl-
kreis Autobahn zwi-
schen Tunnel Bin-
dermichl und An-
schluss an die A 1 
West Autobahn als 
entscheidende Ver-
besserung der Er-
schließung des Zent-
ralraums Linz und als 
Verbindung zu unse-
ren Nachbarn im 
Norden. 
 
• Verlängerung der S 

10 nach Süden bis zur A 1 West Autobahn bei 
Enns inklusive zusätzlicher Donaubrücke bei 
Mauthausen/Enns und Anbindung des Ennsha-
fens als Osttangente des Linzer Zentralraums 

 
Distanzen über 100, 300 und 600 km von Ober-
österreich 
 
• Verlängerung der B 309 Steyrer Straße nach 
Süden inklusive Anschluss an die A 9 Pyhrn Au-
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tobahn bei Klaus, um Steyr auch im Süden effi-
zient an das hochrangige Straßennetz anzu-
schließen 

Hauptverkehrsachsen im zusammenwachsenden Europa 
 

• Neue Schnellstraßenverbindung von der A 8 
Innkreis Autobahn (im Bereich zwischen Haag 
am Hausruck und Ort im Innkreis) zur A 94 in 
Deutschland bei Braunau/Simbach inklusive An-
schluss an den Flughafen München und Weiter-
führung als Nordumfahrung von München, weil 
das die kürzeste und damit natürliche Verbindung 
zwischen dem oberösterreichischen Zentralraum 
und der bayerischen Hauptstadt München ist. 
 
• Durchgehend vierspuriger Ausbau der B 1 Wie-
ner Straße zwischen Linz und Vöcklabruck als 

zentrale interne Hauptschlagader des oberöster-
reichischen Zentralraumes. 
 
Oberösterreich habe „das Glück“ (Hödlmayr), an 
der Donau zu liegen, jedoch sei deren Stellen-
wert als Verkehrsachse für den Güterverkehr im 
Vergleich zu den anderen Verkehrsträgern „der-
zeit weit unter ihren Möglichkeiten“. Zu geringe 
Fahrwassertiefen beeinträchtigen die Auslas-
tungsmöglichkeiten der Schiffe im Massengut-
transport und stellen auch die unbedingt erforder-
liche Pünktlichkeit und Verlässlichkeit von Con-
tainer-Linienverkehren am Binnenschiff in Frage. 
„Um das Potenzial der Wasserstraße Donau 
besser nutzen zu können, ist daher die Beseiti-
gung dieser Engpassstellen unbedingt erforder-
lich“ forderte Hödlmayr. Ziel sei eine durchgängig 
und ganzjährig gesicherte Abladetiefe von 2,50 
m. 
 
Die wichtigsten Engpässe im Verlauf der Donau, 
die beseitigt werden müssten, lägen außerhalb 
Oberösterreichs – die Abschnitte Straubing – 
Vilshofen (D), Wien – Bratislava (A), Palkovicovo 
– Mohacs (H) und Prahovo – Calarasi (BG). 
 
„Die Korridore für die Mobilität zukünftiger Gene-
rationen müssen wir jetzt sichern“, resümierte 
Präsident Trauner. 

Die Position Oberösterreichs an der Schienenachse Paris-Strasbourg-Stuttgart-Wien-Bratislava 
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Projektdaten 
 
Kosten:   63 Mio € 
Spatenstich:  5. November 2007 
Verkehrsfreigabe: 7. November 2011 
Projektlänge:  1.745 m 
Tunnellänge gesamt: 1.485 m 

offene Bauweise West:  147 m 
bergmänn. Bauweise West:  750 m 
offene Bauweise Mitte:  277 m 
bergmänn: Bauweise Ost.  313 m 
offene Bauweise Ost.  32 m 

Max. Überdeckung: 52 m 
Erdbewegungen: 225.000 m³ 
Beton:   68.000 m³ 
Stahl:   4.200 t 
Ausbruchsfläche: 94 m² 
Bohrpfähle:  5.600 lfm 
Arbeitsstunden:  540.000 h 
Verkehrsaufkommen B 31 (24h): 14.000 Kfz 
 
Sicherheitseinrichtungen: 

Feuerlöschnischen (12):  alle 125 m 
1 Löschwasserbehälter: 105 m³ 
Notrufnischen (11):  alle 250 m 
Begehbarer Ausgang ins Freie (6): 
    alle 250 m 
Notausfahrt und Pannenbuchten 
(hinter der HTL) 
Kameras zur Überwachung: 16 
Lüftungsanlagen:  14 
Tunnelüberwachung durch die Landes-
warnzentrale Tulln:  24 h 
Beschallungsanlagen: 6 

 
Längster Landesstraßentunnel in Niederösterreich:
 

Buchenbergtunnel für den Verkehr freigegeben
 
Am 6. November 2011 fand die feierliche Ver-
kehrsfreigabe des Buchenbergtunnels in Waid-
hofen/Ybbs im Zuge der Landesstraße B 31 
durch LH Dr. Erwin Pröll statt. Der 1.485 m lange 
Tunnel wurde in einer Bauzeit von 3,5 Jahren mit 
einem Kostenaufwand von € 63 Mio. hergestellt 
und ist damit der längste Landesstraßentunnel in 
Niederösterreich. 
 
Mit dem neuen Buchenbergtunnel kann das Ver-
kehrsaufkommen im Stadtgebiet von Waidhofen 
an der Ybbs, das derzeit rund 14.000 Fahrzeuge 
pro 24h beträgt, um zwei Drittel reduziert werden  
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Wer baut, gestaltet
 

Straßen prägen unseren Lebensraum – viel stär-
ker als man auf den ersten Blick vermuten würde. 
Denn Straßen sind mehr als ein Band in der 
Landschaft. Sie haben eine Wirkung als land-
schaftsprägende Objekte. Für den Fahrenden 
eröffnen sich aus der Innensicht ganz andere 
Perspektiven. Damit hat der Straßenbau mit all 
seinen Begleitbauwerken eine hohe Bedeutung 
für die Baukultur eines Landes. Die ASFINAG hat 
sich zum Ziel gesetzt, das Erscheinungsbild der 
Autobahnen in Bezug auf architektonische Quali-
tät und Eingliederung in die Landschaft langfristig 
zu verbessern. 
 

Ziele der ASFINAG: 
 
• Definierte und um-
setzbare Qualitäts-
kriterien 
• Kontinuität und 
langfristige Wirk-
samkeit 
• Standardisierung 
statt Wildwuchs 
• Innovation – ein 
Element der Gestal-
tung 
• Gestaltung ist kein 
Selbstzweck 
• Grundprinzip Wirt-
schaftlichkeit 

 
Vielfältige Gestaltungsaufgaben 
 
Die Trassenführung neuer Abschnitte, die Gestal-
tung von Brücken und Tunneln, von Rastplätzen, 
Mautstationen, Kontrollplätzen bis hin zu Hoch-
bauten wie Autobahnmeistereien und Bürostand-
orten erfordern nicht nur erstklassige technische 
Lösungen, sondern sind immer auch Anlass zur 
Gestaltung. Ein gestalteter Straßenraum sorgt für 
Interesse und hält die Aufmerksamkeit der Auto-

fahrer aufrecht. Ein ansprechendes 
Ambiente und Umfeld schafft eine 
angenehme Atmosphäre und 
macht das Fahren und Rasten 
entspannter, vertraute Elemente 
fördern die Orientierung und 
Wiedererkennung. 
 
Der ASFINAG-Masterplan 15+ 
 
Das 2.175 km lange Autobahnen- 
und Schnellstraßennetz mit seinen 
4.745 Brücken und 1.200 km 
Lärmschutzwänden ist über Jahr-
zehnte entstanden. Es wird per-
manent erneuert und erhalten. Die 
Erneuerungszyklen reichen dabei 

von ca. 15 Jahren bei Lärmschutzwänden bis zu 
50 Jahren bei Brücken. Die ASFINAG wird in 
Zukunft Gestaltungsinitiativen setzen. Ein „Mas-
terplan 15+“ legt fest, dass bei sämtlichen Bau-
maßnahmen, die das Erscheinungsbild maßgeb-
lich verändern, verbindliche Gestaltungsvorschrif-
ten zur optischen Verbesserung wirksam werden. 
Naturgemäß wird es eine Weile dauern, bis hier 
Erfolge ablesbar sein werden, aber der Grund-
stein für eine „schönere Autobahn“ ist gelegt. 
 

 
 

Weitere Informationen erhalten Sie im 
ASFINAG Service Center 
Tel.: 0800 400 12 400 
info@asfinag.at 
www.asfinag.at

Die Werkzeuge des ASFINAG-Masterplan 15+: 
 
Gestaltungsregeln: Gestaltungsrichtlinie; Leitkonzepte 
für Lärmschutz, Brücke, Tunnel, Hochbau 
 

Beratung und Kontrolle: Gestaltungsbeirat 
 

Innovation und Kreativität: Gestaltungswettbewerbe 
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Betonspurwege – eine naturnahe Bauweise
zur Erschließung ländlicher Straßen und Wege

 
 
 
 
Einleitung 
Der Betonstraßenbau konzentrierte sich in Öster-
reich überwiegend auf das hochrangige Auto-
bahnen- und Schnellstraßennetz, wo eine starke 
Verkehrszunahme beim Schwerverkehr aber 
auch Sicherheitsbestrebungen (z.B. bei Tunnel 
mit Längen über 1000 m) die Betonbauweise 
erforderten [1].  
 
Betonstraßen der modernen Generation bieten 
eine optimale Lösung: hohe Tragfähigkeit und 
Verformungswiderstand (keine Spurrinnen), län-
gere Instandsetzungsintervalle (weniger Baustel-
len) und geringerer Erhaltungsbedarf (Dauerhaf-
tigkeit, Langlebigkeit). 
 
Im städtischen Bereich findet die Betonbauweise 
überwiegend Anwendung bei Bushaltestellen, 
Busspuren und im Kreuzungsbereich. Hinzu-
kommen Sicherheit im Brandfall, lärmmindernde 
Eigenschaften, hohe Griffigkeit und Helligkeit. Für 
richtig bemessene und nach modernen Ge-
sichtspunkten gebaute Betonstraßen sind Er-
neuerungsintervalle von 40 Jahren durchaus 
realistisch. 
 
Auch für schwach belastete Straßen und Wege 
zur Erschließung des ländlichen Raumes kann 
die Betondeckendeckenbauweise wirtschaftlich 
und sinnvoll eingesetzt werden. Hier scheint das 
Potential noch lange nicht ausgeschöpft. 
 
Allgemeines 
Anfang der 80er Jahre wurde ausgehend von 
den Bundesländern Burgenland, Steiermark, 
Oberösterreich und Niederösterreich begonnen, 
Betondecken im ländlichen Straßenbau zu errich-
ten [2]. Als wesentlicher Vorteil wurde hier die 
lange Lebensdauer verbunden mit sehr geringem 
Erhaltungsaufwand angesehen. Die ersten Anla-
gen wurden überwiegend mit einfachen 
Gleitschalungsfertigern bzw. adaptierten 
Asphaltfertigern hergestellt und haben sich nach 
vielen Jahren unter Verkehr technisch voll be-
währt. 
 
Heute hat der Betonspurweg im ländlichen Stra-
ßenbau ganz besonders im Zusammenhang mit 
seiner hohen Tragfähigkeit und Dauerhaftigkeit 
unter den befestigten Wegen seine Bedeutung 
wiedererlangt. Besonders hervorzuheben ist sei-

ne ganzjährige Befahrbarkeit trotz zunehmendem 
Einsatz leistungsfähiger und schwerer Fahrzeuge 
für Bearbeitung, Ernte und Transport. Die Bau-
weise entspricht auch den hohen ökologischen 
Anforderungen, gerade in sensiblen Naturregio-
nen. 
 
Auch heute werden diese beiden ca. je 1 m brei-
ten Spurwege beim maschinellen Einbau mit 
einem Fertiger eingebaut [Abb.1]. Dies garantiert 
eine sehr hohe und gleichmäßige Herstellungs-
qualität. 
 

 
 
Abb. 1: Einbau mit Fertiger, Betonspurweg 
Rust/Oggau 
 
Betonspurwege werden im ländlichen Bereich 
überwiegend bei Straßen mit geringerer Ver-
kehrsbedeutung eingesetzt [3]. Sie dienen zur 
Erschließung von  
 
 Dauersiedlungen 
 land- oder forstwirtschaftlichen Flächen 

(Wirtschaftswege) 
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Interessant ist diese Bauweise auch speziell für 
Güter- und Versorgungswege im Bereich der 
großen Infrastrukturbetreiber. 
 
Die Vorteile der Bauweise sind: 
 
 Wirtschaftlichkeit mit sehr geringem Er-

haltungsaufwand 
 Ökologische Verträglichkeit 
 Witterungsunabhängige Befahrbarkeit 
 Fahrzeugschonende Befahrbarkeit 
 Erosionsschützende Bauweise 

 

 
 
Abb. 2: Betonspurweg Horitschon 
 
 
Baugrundsätze und Herstellungshinweise 
Planungsgrundlage bildet die RVS 03.03.81 
„Ländliche Straßen und Güterwege“ (siehe Abbil-
dung 3, Regelquerschnitt). Allerdings fehlt es 
noch an praktischen Unterlagen für Planung, 
Ausschreibung und Ausführung. Mit der Erstel-
lung eines ÖVBB - Merkblattes „Betonspurwege“ 
soll die Lücke geschlossen, die jahrzehntelangen 
Erfahrungen auf diesem Gebiet zusammengetra-
gen und Empfehlungen für die Praxis ausgear-
beitet werden. Die Fertigstellung ist für Anfang 
2012 geplant. 
 

 
 
 
Abb. 3: Regelquerschnitt L2: Wirtschaftswege 
RVS 03.03.81 [3] 
 

Die beiden Betonspuren können in einem Ar-
beitsschritt maschinell mittels Fertiger hergestellt 
werden oder händisch mit fix verlegter Schalung. 
Zur Anwendung kommt Beton nach ÖNORM B 
4710-1 [4] der Festigkeitsklasse C25/30 mit / 
ohne Anforderungen an Taumitteleinwirkungen.  
 

 
 
Abb. 4: Querentwässerungsrinne 
 
Die Betonspuren werden im Allgemeinen ein-
schichtig, unbewehrt und ohne Dübel hergestellt. 
Zur gezielten Rissbildung sind Querfugen als 
Scheinfugen im Abstand von 3 – 5 m auszufüh-
ren. Sie werden im Allgemeinen weder verdübelt, 
noch vergossen. 
 
Die Spurbreite variiert zwischen 80 cm und 110 
cm aufgrund der Verkehrsbelastung und der zu 
erwartenden Fahrzeugtypen bzw. örtlicher Gege-
benheiten. 
 

 
 
Abb. 5: Fertiger, begrünter Betonspurweg 
„Dallinger“, OÖ 
 
Bei starkem Längsgefälle kann es nach stärkeren 
Regenfällen zu Auswaschungen von Mittelstrei-
fen und Bankett kommen. Abhilfe können hier 
sogenannte Querentwässerungsrinnen (Abb. 4) 
bieten. 
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Die Oberfläche sollte, vor allem bei größerem 
Längsgefälle, strukturiert werden (z.B. Querbe-
senstrich) um eine gewisse Rauigkeit zu garan-
tieren. 
 
Mittelstreifen und Bankett werden nach etwa 1 – 
2 Wochen mit begrünbarem Schüttmaterial ver-
füllt. 
 

Johannes Steigenberger 
 

Literatur 
 
[1] Breyer, G.; Litzka, J.; Steigenberger,J.: Die Beton-
straße – Eine nachhaltige Bauweise mit Zukunft, Wien, 2009 
 
[2] Wegebau mit Beton. Broschüre, VÖZ, Wien, 1982. 
 
[3] RVS 03.03.81 Ländliche Straßen und Güterwege, 
FSV Wien, 2011 
 
[4] ÖNORM B 4710-1 Beton – Festlegung, Herstellung, 
Verwendung und Gütenachweis; Österreichisches Normungs-
institut Wien, 2007
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Verantwortung gegenüber der Umwelt bewusst. Durch den Einsatz  
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alternativer Energieformen und die Unterstützung von Klimaschutz- 
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Finanz und Schuldenkrise:

Österreich braucht Wachstum –
Wachstum braucht Investitionen

 
 
Die negativen Folgen der Finanz- und Schulden-
krise werden uns voraussichtlich noch mehrere 
Jahre begleiten und vor neue Herausforderungen 
stellen. Insbesondere gibt das durch die Schul-
denkrise geprägte Investitionsverhalten der öf-
fentlichen Hand Anlass zur Sorge: 
 
Die direkt aus den öffentlichen Budgets zu finan-
zierenden Verkehrsinfrastrukturvorhaben sind 
infolge der angespannten Budgetsituation enorm 
unter Druck geraten und wurden kräftig zurück-
gefahren. Zudem hat die nicht immer sachlich 
geführte Schuldenstand-Debatte bei den ausge-
lagerten Infrastruktursondergesellschaften 
ASFINAG und ÖBB zu einer neuerlichen Evaluie-
rung der mittel- und langfristigen Investitionsplä-
ne im hochrangigen Verkehrsinfrastrukturausbau 
geführt. Als Ergebnis wurden viele Projekte 
redimensioniert, aufgeschoben oder überhaupt 
aus den Ausbauplänen gestrichen. 
 
Von der Politik ist zu fordern, dass die unbe-
streitbar notwendige Budgetkonsolidierung nicht 
nach dem „Rasenmäherprinzip“ und schon gar 
nicht überproportional zu Lasten der dringend 
notwendigen Zukunftsinvestitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur erfolgt. Auch wenn die Budget-
situation derzeit nicht rosig ist, kann und darf 
nicht ausgerechnet beim bewährten „Wachs-
tumstreiber“ Infrastruktur eingespart werden. 
 
Einer der Gründe, warum die Politik die Bedeu-
tung einer modernen und leistungsfähigen Infra-
struktur vielfach unterschätzt, ist die Schwierig-
keit, alle Folgewirkungen öffentlicher Infrastruk-
turinvestitionen in ihrer Gesamtheit berechnen 
und darstellen zu können. 
 
Insbesondere die quantitative und qualitative 
Erfassung der positiven Folgewirkungen von 
Infrastrukturinvestitionen durch nachgelagerte 
private Investitionen an den Knotenpunkten der 
neuen Strecken und die stimulierenden Wirkun-
gen für einen großen grenzüberschreitenden 
Wirtschaftsraum ist enorm schwierig und auf-
wändig. 
 
Sie ist aber dennoch notwendig, um anstehende 
Projekte um- und durchzusetzen. Zurzeit domi-
nieren nämlich in der öffentlichen Debatte allzu 
oft jene Beiträge, die ein Projekt verhindern wol-
len, indem der Fokus auf einen nachteiligen Teil-
aspekt des Vorhabens gelenkt wird. 

In der breiten Öffentlichkeit finden Verkehrsinfra-
strukturprojekte regelmäßig dann uneinge-
schränkte Zustimmung, wenn sie weit weg sind 
und nicht vor der eigenen Haustür umgesetzt 
werden. Als vor einigen Monaten der Gotthard-
tunnel durchgeschlagen wurde, wurde die genia-
le Verkehrspolitik der Schweiz in allen österrei-
chischen Medien gefeiert. Im Zusammenhang mit 
Koralm-, Semmering- und Lobautunnel war und 
ist gleichzeitig vom „Tunnelwahn“ die Rede. 
 
Gegen einzelne Tunnel anzukämpfen ist mögli-
cherweise medial wirksam, lenkt aber vom ei-
gentlichen Thema ab: Es geht um gesamte Ver-
kehrsachsen und Korridore, nicht um Einzelpro-
jekte. Dass die Trassen in Österreich zwangsläu-
fig den einen oder anderen Gebirgszug oder 
auch Flussverlauf durchstoßen müssen, liegt an 
der Topographie und ist nur ein Nebenaspekt, 
der nicht isoliert betrachtet werden darf. 
 
Auch im Falle einer erfolgreichen Erfassung und 
Darstellung von Investitionsnotwendigkeiten blei-
ben noch genügend Umsetzungshindernisse, wie 
etwa zu lange dauernde und administrativ enorm 
aufwändige Genehmigungsverfahren. Nicht zu 
Unrecht macht unter betroffenen Projektwerbern 
das Bonmot die Runde, dass die Abkürzung UVP 
durchaus zutreffend auch für „unheimlich viel 
Papier“ und nicht nur für „Umweltverträglichkeits-
prüfung“ stehen könnte. Ansätze zur Vereinfa-
chung und Beschleunigung der Verfahren ohne 
Substanzverlust bei berechtigten Umweltinteres-
sen gibt es viele. Sie müssen nur intensiver ver-
folgt und konsequenter umgesetzt werden. 
 
Infrastrukturinvestitionen sind nicht nur ein wich-
tiges Mittel zur kurzfristigen Stabilisierung der 
Beschäftigung, sondern wirken vor allem auch 
langfristig infolge einer verbesserten Standort-
qualität, welche wiederum private Folgeinvestiti-
onen und damit verbundene zusätzliche Einnah-
men für die öffentliche Hand generiert. Auf diese 
Weise können Wachstum und Beschäftigung 
nachhaltig gesichert werden. 
 
Michael Steibl 

 
 
Michael Steibl ist Geschäftsführer der Vereini-
gung Industrieller Bauunternehmungen Öster-
reichs (VIBÖ) 
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Smarter on the way:
 

Nächster Halt:
ITS Weltkongress in Wien

 
Die zentralen Anforderungen an Intelligente 
Verkehrsservices sind, den Verkehr sicherer, 
effizienter und umweltverträglicher zu ma-
chen. Ein Jahr vor dem 19. ITS-Weltkongress 
im Oktober 2012 in Wien arbeiten österreichi-
sche Unternehmen eifrig daran, diese Forde-
rungen umzusetzen. 
 
 
Während mehr als 18 Prozent der 2008 in der EU 
ausgestoßenen Treibhausgase vom Straßenver-
kehr stammen, entfallen auf die Bahn EU-weit 
nur rund 0,5 Prozent der CO2-Emissionen. Diese 
Zahlen machen eines deutlich: Die Verlagerung 
des Verkehrs von der Straße ist notwendig und 
möglich, weil die Kapazitäten alternativer Ver-
kehrsträger noch lange nicht ausgereizt sind. 
Einen wichtigen Beitrag dazu können IT-
gestützte Systeme zur Verkehrsinformation und -
steuerung leisten. Verkehrstechnologien (oder 
Intelligente Verkehrsservices – ITS) erhöhen den 
Verkehrsfluss und sollen NutzerInnen möglichst 
individuell über das aktuelle Verkehrsgeschehen, 
alternative Routen und Verkehrsmittel informie-
ren. 
 
Personalisierte Verkehrsinformation ist eines der 
Schlüsselthemen der jährlich stattfindenden ITS 
Weltkongresse. Unter dem Namen ITS Vienna 
2012 findet die 19. Ausgabe des Kongresses von 
22. bis 26. Oktober 2012 in Wien statt. Gemäß 
dem Kongressmotto smarter on the way steht der 
Nutzen für private wie kommerzielle Anwende-
rInnen im Zentrum der Veranstaltung. Die rund 
tausend Fachvorträge widmen sich den drei 
Kernaufgaben der Branche: für Effizienz, Sicher-
heit und Umweltverträglichkeit im Verkehr zu 
sorgen. Der Kongress fand erstmals 1994 in Pa-
ris statt und rotiert seither zwischen Europa, Asi-
en und Amerika.  
 
NutzerInnen im Fokus 
 
Gastgeber BMVIT (Bundesministerium für Ver-
kehr, Innovation und Technologie) erwartet rund 
3.000 Fachleute aus IT, Telekommunikation und 
Automation zur Konferenz und weitere 5.000 
BesucherInnen in Wien. Auf der begleitenden 
Industrieausstellung zeigen 300 Firmen aus rund 
65 Nationen ihre aktuellsten Entwicklungen aus 
Bereichen wie Fahrerassistenz, Verkehrsmana-
gement und Navigation. Standardisierungspro-

zesse auf transnationaler Ebene sind ebenfalls 
ein wichtiges Thema. 
 
Das BMVIT hat in den vergangenen zehn Jahren 
rund 200 Mio. Euro in Forschung und Entwick-
lung nachhaltiger Verkehrskonzepte, alternativer 
Antriebstechniken sowie Technologien für Stra-
ße, Wasserstraße und Schiene investiert. Mit 
diesen Maßnahmen konnten wesentliche Impulse 
für die Wirtschaft gesetzt werden. „Nach 15 Jah-
ren der Forschung geht es nun darum, ITS in den 
realen Verkehr zu bringen – und zwar zum Nut-
zen der VerkehrsteilnehmerInnen und der Wirt-
schaft“, sagt Doris Bures, Bundesministerin für 
Verkehr, Innovation und Technologie. Die dafür 
erforderlichen Technologien seien großteils vor-
handen. „Österreich hat eine starke ITS-Industrie, 
mit Unternehmen, die im internationalen Wettbe-
werb ganz vorne mitspielen“, so Bures. 
 
Der 19. ITS-Weltkongress bietet der heimischen 
Wirtschaft und ITS-Community die Möglichkeit, 
ihre Vorreiterrolle im Bereich Verkehrstechnolo-
gien zu präsentieren. Die AustriaTech, ITS-
Agentur des Bundes, koordiniert die nationalen 
Interessen und ist unter anderem für ein groß 
angelegtes Demonstrationsprogramm der neues-
ten technischen Entwicklungen zuständig. Bei 
Demonstrationsfahrten quer durch Wien können 
sich die TeilnehmerInnen von der Funktionalität 
der Applikationen und Services überzeugen. 
Sicherheitsrelevante Ereignisse und Prototypen 
werden auf einem Parkplatz des Veranstaltungs-
ortes Messe Wien präsentiert. 
 
Straße spricht mit Auto 
 
Erstmals in Wien zeigen Technologie-
Unternehmen und Infrastrukturbetreiber gemein-
sam mit der Automobilbranche Kommunikations-
systeme zwischen Fahrzeugen sowie zwischen 
Fahrzeugen und Infrastruktur im realen Verkehr. 
Unter dem Projektnamen Testfeld Telematik rich-
ten Infrastrukturbetreiber Asfinag und die öster-
reichische Industrie, allen voran Kapsch, Swarco, 
Efkon, Siemens und Audio Mobil, eine Teststre-
cke auf dem Autobahndreieck A4/A23/S1 ein. Auf 
dieser Teststrecke werden straßenseitige Kom-
munikationseinheiten aufgestellt, die mit der Ver-
kehrssteuerungsanlage der Asfinag in Inzersdorf 
Daten austauschen. Die Palette der gezeigten 
Lösungen reicht von Kollisions- und Stauwarnun-
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Der 19. ITS Weltkongress 
in Wien auf einen Blick: 

 

 
 

 
 
Wann:  22. bis 26.10.2012 
 
Wo:  Messe Wien, Exhibition & 

Congress Center 
 
Aussteller: 300 aus 65 Nationen 
 
Ausstellungsfläche: 14.500 m² 
 
BesucherInnen:  8.000, davon 3.000 

Kongressteilnehmer-
Innen 

 
Zeitplan: 
 
22.10.2012 Eröffnungszeremonie &  

Willkommens-Cocktail 
23.-26.10.2012 Kongress, Ausstellung & De-

mos 
24.10.2012 Gala Dinner & ITS Ball 
25.10.2012 Publikumstag 
26.10.2012 Schlusszeremonie 
 
Sponsoren: 
 
Diamant Kapsch, Siemens, Swarco 
Gold  Bombardier 
Silber  AIT, Asfinag, Wiener Linien 
Bronze  AVL, ITS Vienna Region 
 
Weitere Informationen auf 
www.itsworldcongress.at 
 
 
Rückfragen: 
 
DI Dr. Reinhard Pfliegl, Chair of ITS Vienna 
2012, reinhard.pfliegl@austriatech.org 
 
Mag. Rita Michlits, Communications Manager 
ITS Vienna 2012, rita.michlits@austriatech.org 
 
T +43 1 2633444-43, F +43 1 2633444-10, 
M +43 676 6150006 

gen, über Verkehrszeichen, die im Fahrzeug 
angezeigt werden, bis zu Warnsystemen an po-
tenziell gefährlichen Stellen. 
 
Rund 60 TestfahrerInnen sollen die Funktionalität 
dieser sogenannten kooperativen Systeme im 
realen Verkehr erproben. Weitere 1.000 Anwen-
derInnen werden die Dienste auf ihrem mobilen 
Endgerät testen, so der Plan der Projektpartner. 
Sie alle erhalten verkehrsbezogene Informatio-
nen wie Unfallwarnungen, situationsbezogene 
Geschwindigkeitsempfehlungen, Informationen 
zu Wetterlage, Baustellen oder Staus direkt ins 
Auto oder auf ihr Smartphone. Generiert werden 
diese Services in der Verkehrsleitzentrale.  
 
Verkehrsinformation auf einer Datenbasis 
 
Die Basis für diese vernetzten Services ist die 
sogenannte Graphenintegrationsplattform (GIP). 
Das Projekt GIP soll die verschiedenen Daten-
banken und Geoinformationssysteme, mit denen 
Verkehrsinfrastruktur im öffentlichen Sektor ver-
waltet und erfasst wird, zusammenführen. GIP 
bezeichnet die Einheit aus Software, Daten und 
Regeln, die für den Betrieb und zur Aktualisie-
rung des Verkehrsgraphen zusammenwirken. 
 

 
Projektziel ist der Aufbau eines einheitlichen 
räumlichen Referenzsystems für die Verkehrs-
netze in Österreich. Der digitale Verkehrsgraph 
soll alle Verkehrsträger einschließen, Verkehrsin-
formation und Verkehrsmanagement sollen so 
aktuell und zuverlässig und auf einer gemeinsa-
men Plattform betrieben werden. Sicherheitsrele-
vante Anwendungen, wie zum Beispiel Unfallda-
ten, greifen ebenfalls auf den aktuellen Graphen 
als Referenzbasis zurück. Die Infrastrukturbetrei-
ber sorgen für die laufende Aktualisierung der 
Daten. In regelmäßigen Intervallen werden die 
verteilten Datenbestände abgeglichen und zu 
einem Österreich-Graphen zusammengeführt. 
 
Dienste für den urbanen Bereich werden eben-
falls zur Verfügung stehen, etwa die Reservie-
rung von Parkplätzen, Car Sharing-Modelle oder 
die Anknüpfung an den Öffentlichen Verkehr. Um 
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Staus effizient zu vermeiden, wird in Zukunft 
auch das niederrangige Straßennetz, sprich 
Bundes-, Landes- und Ortsstaßen, eingebunden. 
Über offene Schnittstellen können Navigations-
systeme kommerzieller Anbieter auf diese Infor-
mationen zugreifen und so verbessert werden. Im 
Unterschied zu den teilweise redundanten Appli-
kationen, die heute verfügbar sind, sollen die 
Mobilitätsdienste der Zukunft auf eine gemein-
same Datenbasis zugreifen und „miteinander 
kommunizieren“. 
 
Routenplaner für Österreich 
 
Ein weiteres Projekt, das maßgeblich von der 
Asfinag verantwortet wird, ist die Verkehrsaus-
kunft Österreich (VAO). Gefördert vom Klima- 
und Energiefonds werden die technischen und 
organisatorischen Grundlagen für ein multimoda-
les Echtzeitauskunftssystem geschaffen, um 
damit insbesondere den Öffentlichen Verkehr 
(ÖV) zu forcieren. Mit 36 Prozent ÖV-Anteil am 
Gesamtverkehr steht insbesondere Wien im in-
ternationalen Vergleich gut da. Um die Klimaziele 
zu erreichen, bedarf es aber auch in Österreich 
noch größerer Anstrengungen. Ziel der VAO ist 
eine umfassende und einheitliche Verkehrsaus-
kunft für ganz Österreich, die auch sogenannte 
multimodale Routen empfehlen kann, soll heißen, 
Individualverkehr und Öffentlichen Verkehr ein-
beziehen. 
 

Auf Europaebene arbeiten Experten ebenfalls an 
multimodalen und einheitlichen Verkehrssyste-
men. Sechs europäische Städte stellen im Zuge 
des Projekts InTime Verkehrsdaten über eine 
einheitliche Schnittstelle zur Verfügung. Reisen-
de erhalten einen verkehrsträgerübergreifenden 
Routenplaner für die Städte Brünn, Bukarest, 
Florenz, München, Oslo und Wien. Hauptziele 
des Projektes sind die Reduktion von Lärm und 
CO2-Emissionen sowie die Forcierung öffentli-
cher Verkehrsmittel. 
 
Das Projekt ITSworks hat in einer Studie die 
Auswirkungen multimodaler Verkehrssysteme am 
Beispiel des Routenplaners AnachB.at unter-
sucht, der für Wien, NÖ und Burgenland zur Ver-
fügung steht. Im besten Fall, so das Studiener-
gebnis, können die Pkw-Wege, die Pkw-
Fahrleistung und die CO2-Emission durch den 
Pkw-Verkehr in der Region Wien durch den Ein-
satz Intelligenter Verkehrssysteme um sechs 
Prozent verringert werden. Voraussetzung dafür 
ist allerdings, dass Verkehrsdaten in ausreichen-
der Menge und Qualität vorhanden sind. Dass 
die Daten den VerkehrsteilnehmerInnen jederzeit 
zur Verfügung stehen und ihre Mobilitätsbedürf-
nisse erfüllen, ist Aufgabe der ITS-ExpertInnen. 
 
 
 

Rita Michlits 

 
 
Ankündigung des ITS Weltkongresses 2012 in Wien beim diesjährigen ITS Weltkongress in Orlando/ 
USA: Anton Emsenhuber (AußenwirtschaftsCenter Los Angeles), Martin Russ (AustriaTech), Michael 
Schuch (Swarco Futurit) und Josef Fiala (Asfinag Maut Service GmbH) (von links) 
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„fti-remixed“ 
fti-remixed ist eine Initiative des bmvit zu den Themen 
Forschung, Innovation und Technologie im Web für 
die Zielgruppe Jugendliche und junge Erwachsene. 
Das Projekt verfügt über eine Webseite 
(www.ftiremixed.at), einen Blog (blog.fti-remixed.at), 
eine Facebook-Seite (facebook.com/fti-remixed; der-
zeit 1.700 Fans) und einen Twitter-Account 
(twitter.com/CeeJay_remixed).. 2011 fand ein Ge-
winnspiel zum Thema Mobilität der Zukunft statt. Die 
Siegerbeiträge gibt es hier: http://blog.fti-
remixed.at/2011/10/31/mobilitat-der-zukunft-neue-
ideen-neue-visionen/ 

 

Mobilität von morgen braucht innovativen Nachwuchs:
 

„Smart education“ im Kontext der ITS Vienna 2012
 
Unter dem Motto „smarter on the way“ präsentiert 
die österreichische Forschung und Industrie im 
Rahmen der ITS Vienna 2012 ihre Leistungsfä-
higkeit für intelligente Lösungen und Technolo-
gien für den (Gesamt)Verkehr. Als Austragungs-
ort des 19. ITS Weltkongresses wird Österreich 
2012 in das Zentrum der weltweiten Aufmerk-
samkeit zum Thema Intelligente Verkehrssyste-
me (IVS) rücken. Großveranstaltungen wie diese 
strahlen auch innerhalb Österreichs aus: Die 
innovativen Leistungen der österreichischen For-
schungs- und Entwicklungs-Community werden 
einer interessierten Öffentlichkeit vermittelt. 
 
Diese Errungenschaften sind indes nicht ohne 
die dafür erforderlichen qualifizierten Personen 
möglich. Eine der zentralen Herausforderungen 
zur Sicherung der Leistungs- und Wettbewerbs-
fähigkeit des österreichischen Verkehrsbereichs 
ist die Verfügbarkeit von ausreichend qualifizier-
tem Humanpotenzial für Forschung, technologi-
sche Entwicklung und Innovation (FTI). Um die-
sen Anforderungen auch in Zukunft gerecht zu 
werden, ist es notwendig, möglichst frühzeitig mit 
Nachwuchsförderung zu beginnen. 
 
Das bmvit als zentraler politscher Treiber im Be-
reich Verkehrstechnologien bzw. –systeme ist 
sich dieser Herausforderung bewusst und setzt 
für die Aktivierung des Humanpotenzials konkre-
te Maßnahmen und Aktivitäten im Vorfeld und auf 
dem Weltkongress. Einerseits soll dadurch das 
Interesse des Forschungsnachwuchses für den 
Bereich Verkehr und Mobilität geweckt werden. 
Damit gilt es zum einen kurzfristig den Fachkräf-
temangel in der Wirtschaft zu reduzieren und 
langfristig den Aufbau von Humanpotenzial für 
Forschung, technologische Entwicklung und In-
novation zu fördern. Andererseits will man auch 
heute bereits die NutzerInnen von morgen auf 
neue moderne Mobilitätsoptionen aufmerksam 
machen. 
 
Durch die aktive Einbindung von Kindern und 
Jugendlichen im Rahmen dieser weltweiten 
(Fach-) Veranstaltung soll ein weiteres attraktives 
Angebot zur Förderung des Interesses an natur-
wissenschaftlicher Forschung und technologi-
scher Entwicklung für Kinder und Jugendliche 
entstehen, um diese für ein Studium bzw. eine 
Karriere im Verkehrs(telematik)bereich zu be-
geistern und – letztendlich – auch zu mobilitäts-
bewussten BürgerInnen zu erziehen. Weiters soll 
für jene, die sich bereits für ein Studium ent-
schieden bzw. aufgenommen haben (Studieren-

de) oder dieses kürzlich abgeschlossen haben 
(young professionals) attraktive weiterführende 
Qualifizierungsangebote bzw. Beschäftigungs-
möglichkeiten geboten werden. 
 
 

 
 
Unter dem Titel „Smart education“: Nachwuchs-
förderung im Kontext der ITS Vienna 2012“ hat 
das Austrian Institute for Technology (AIT) im 
Auftrag des bmvit konkrete Maßnahmen und 
Aktivitäten zur Einbindung von Kindern und Ju-
gendlichen sowie Studierenden und Young Pro-
fessionals in den ITS Weltkongress 2012 im Sin-
ne der Nachwuchsförderung erstellt. 
 
 
In einer Education Zone können sich Schüler 
über Ausbildungsangebote im Bereich ITS infor-
mieren. Sie erhalten im Rahmen ihres Tagespro-
gramms unterschiedliche Gesprächs- und Dis-
kussionsangebote – in Gruppen und individuell. 
Darüber hinaus bieten die ITS-Mitmach-stationen 
die Möglichkeit, sich interaktiv und spielerisch mit 
unterschiedlichen Aspekten von ITS auseinan-
derzusetzen. 
 
Gesamtziel ist es, die FTI-Nachwuchsförderung 
im Bereich Verkehr und Mobilität nachhaltig mit 
der Verkehrs- und Mobilitäts-Community zu ver-
netzen. So können die Unternehmen und For-
schungseinrichtungen nicht nur ihre zukünftigen 
MitarbeiterInnen sichern, sondern auch die zu-
künftigen NutzerInnen ihrer intelligenten Mobili-
tätsprodukte erreichen und auf diese vorbereiten. 
Denn welche/r 18-Jährige fährt heute lieber frei-
willig öffentlich, wenn er oder sie doch mit dem 
eigenen Auto viel „cooler“ ist?  
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„Stehen an der Spitze Europas“, ITS Weltkongress-Chair Reinhard 
Pfliegl 

 

GSV Interview mit Reinhard Pfliegl, Chair des 19. ITS Weltkongresses:
 

„Wir stehen vor einer neuen Ära des ITS Einsatzes.
Österreich ist auf einem guten Weg“

 
 
Sie und Ihr Team haben 2011 ordentlich die 
Werbetrommel für den 19. ITS Weltkongress in 
Wien gerührt. Was waren die Highlights im heuri-
gen Jahr? 
 
Wir waren unter anderem am Europakongress in 
Lyon und zuletzt am 18. ITS Weltkongress in 
Orlando, Florida. Das Motto der Amerikaner lau-
tete keeping economy moving und adressierte 
sowohl die notwendige 
Investition in die Verkehrs-
infrastruktur, um die Effizi-
enz im Transport von Per-
sonen und Gütern auf ho-
hem Niveau sicher zu stel-
len, als auch die Nachhal-
tigkeit in einer Welt des 
steigenden Mobilitätsbe-
darfs. 
 
Die heimische ITS-Com-
munity hat mit Vorträgen 
und einem eindrucksvollen 
Messekonzept die österrei-
chische Fahne hoch gehal-
ten. Die Partner am Mes-
sestand waren: Alpe-Adria 
Universität Klagenfurt, AIT - 
Austrian Institute of Tech-
nology, ASFINAG, AMV 
Networks, Efkon, FH Tech-
nikum, Fluidtime und ITS 
Vienna Region. Der Ge-
meinschaftsstand, der in 
Zusammenarbeit mit der 
AWO (Außenwirtschaft 
Österreich) entwickelt wur-
de, war ein voller Erfolg.  
 
Das offene und moderne 
Messekonzept lud zum 
Verweilen ein und garan-
tierte den Partnern regen 
Zustrom. Wer den Stand 
betrat, fand sich unter blau-

em Himmel wieder, mitten in der multimodalen 
Kongressstadt Wien.  
 
Was hat der Weltkongress in Orlando neben 
einer eindrucksvollen Industriemesse noch Inte-
ressantes geboten? 
 
Besonders hervorheben möchte ich das vielfälti-
ge Demonstrationsprogramm. Die Hersteller 
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zeigten den BesucherInnen neue ITS-Funktionen 
im Fahrzeug und in der Infrastruktur sowie Fahr-
zeug-zu-Fahrzeug-Kommunikation und Informa-
tionsservices auf mobilen Endgeräten. Die ver-
kehrspolitisch und industrielle Dimension war mit 
Keynotes des amerikanischen Verkehrsministers 
Ray LaHood, des Aufsichtsratsvorsitzenden der 
Ford Motor Company, William Clay Ford Jr., und 
des stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden von 
Alcatel-Lucent, Robert Vrij, präsent. Dass nahezu 
die gesamte Bandbreite an ITS-relevanten The-
men in den mehr als tausend Konferenzbeiträgen 
diskutiert wurde, liegt auf der Hand.  
 
Sie verfolgen die Entwicklung der ITS-Kongresse 
seit ihren Anfängen im Jahr 1991, dem ersten 
Weltkongress in Paris, aktiv als Teilnehmer und 
Vortragender. Welches Resümee können Sie aus 
den bisherigen Bemühungen der Branche zie-
hen? 
 
War der Beginn der Entwicklung in den späten 
80er Jahren geprägt von innovativer, technolo-
giegetriebener Systementwicklung bei den Fahr-
zeugherstellern und der Industrie (IT, Telekom, 
Control) ist nach etwa 10 Jahren Ernüchterung 
eingetreten. Seit 2000 macht sich langsam die 
Erkenntnis breit, dass der Einsatz neuer Techno-
logien im System Verkehr nicht nur technologi-
scher Innovation und Systemlösungen bedarf, 
sondern auch Änderungen in der Verwaltung, 
dem Betrieb der Infrastruktur und der Anpassung 
gesetzlicher Rahmenbedingungen. So haben die 
staatlichen Verwaltungen der hochentwickelten 
Industrieländer gemeinsam mit Industrie und 
AnwenderInnen Rahmenbedingungen und Akti-
onspläne für den Einsatz von ITS formuliert. Die-
se Rahmenbedingungen sind die Grundlage 
dafür, um durch effektive Verkehrssteuerung den 
Verkehr sicher und nachhaltig verträglicher zu 
gestalten.  
 
Wo stehen wir heute, wo geht die Reise hin? 
 
Die zahlreichen Demonstrationen beim Kongress 
in Orlando haben gezeigt, dass die präsentierten 
Lösungen nicht nur auf technischer Ebene 
machbar sind, sondern auch die Rahmenbedin-
gungen für den realen operativen Einsatz erfül-
len. Insofern könnte man postulieren, dass wir 
vor einer neuen Ära des ITS-Einsatzes stehen. 
Der 19. ITS Weltkongress, der von 22. bis 26. 
Oktober 2012 in Wien stattfinden wird, setzt sich 
nun das Ziel, die Tür für den breiten, koordinier-

ten und wirkungsvollen Einsatz von Verkehrs-
technologien endgültig aufzustoßen. Dies soll vor 
allem dadurch gelingen, dass das System Ver-
kehr unter dem Einsatz von ITS ganzheitlich be-
trachtet und unter dem Aspekt des Nutzens für 
die VerkehrsteilnehmerIn neu beurteilt werden 
soll. Wenn wir den Service-Gedanken für die 
BenutzerIn in den Vordergrund stellen und auch 
kommunizieren, können wir auch die Akzeptanz 
für diese Lösungen steigern. Wenn die Nach-
frage vorhanden ist, können wir die Investitionen 
stimulieren, auf die wir in den letzten 10 Jahren 
mehr oder weniger vergeblich gewartet haben.  
 
Wie setzen Sie diesen Service-Gedanken am 
Weltkongress in Wien um? 
 
Das Motto für den Weltkongress in Wien ist nicht 
zufällig smarter on the way. Es adressiert die 
einzelne VerkehrsteilnehmerIn – sowohl im Per-
sonen- als auch im Güterverkehr. Nicht die Lö-
sung an sich und für sich alleinstehend soll das 
Ziel der Vorträge, der Ausstellung und der  
Demonstrationsvorhaben sein, sondern die Ak-
zeptanz und der Nutzen für den Einzelnen. Dies 
soll in vielfältiger Weise gezeigt werden. Wir wol-
len diese Chance nutzen, dem breiten Publikum 
die Vorteile von Verkehrstechnologien in der 
realen Verkehrswelt zu zeigen. 
 
Können die ÖsterreicherInnen von Verkehrstech-
nologien auch kurzfristig profitieren? 
 
Österreich hat in den letzten 10 Jahren durch 
zahlreiche Maßnahmen des BMVIT einen be-
merkenswerten Aufholprozess gestartet. Wir 
stehen hinsichtlich Lösungen, Implementierung 
der operativen Strukturen und Innovations- und 
Investitionsbereitschaft an der Spitze Europas. 
Dies soll natürlich beim Weltkongress gezeigt 
werden, aber wesentlicher in diesem Zusam-
menhang wird sein, den Nutzen für unsere Bür-
gerInnen bei der Bewältigung der täglichen Mobi-
lität zu realisieren. Das Ziel muss daher sein, die 
Voraussetzungen zu schaffen, um neue Formen 
der Mobilität ohne wesentlichen Komfortverlust 
für den Einzelnen zu gewährleisten. Im Gegen-
zug dürfen wir Energieverbrauch, CO2-Ausstoß, 
Land-use als wesentliche Elemente der Nachhal-
tigkeit nicht über Bord werfen. Österreich ist auf 
einem guten Weg dahin. 
 
 

Das Gespräch führte Peter Kudlicza 
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AnachB.at als Website www.AnachB.at, Smartphone-
App und Widget 

ITS Vienna Region – von Daten zu Services 

 
Gemeinsame Wege in der Vienna Region:
 

AnachB.at berechnet
monatlich mehr als eine Million Routen
 
Das von den Bundesländern Wien, 
Niederösterreich und Burgenland 
im Rahmen des Verkehrsverbundes 
Ost-Region (VOR) gegründete ge-
meinsame Verkehrsmanagement-
Projekt ITS Vienna Region verbucht 
einen beachtlichen Erfolg: Ihr 2009 
erstmals präsentiertes Echtzeit - 
Verkehrsinfoservice AnachB.at 
berechnet bereits mehr als 1 Million 
Routen pro Monat. Im Regierungs-
übereinkommen der 2010 gebilde-
ten Rot-Grünen Wiener Stadtregie-
rung werden ITS Vienna Region 
und AnachB.at als richtungswei-
sende Projekte bezeichnet. 
 
AnachB.at bietet intermodale Rou-
tenplaner für alle Verkehrsarten, 
spezielle Rad- und Park&Ride-
Routenplaner sowie ein Verkehrslagebild auf 
www.AnachB.at, als Smartphone-App und 
Widget an. Das System arbeitet mit laufend aktu-
alisierten Verkehrsdaten, die von den zahlreichen 
Partnern zur Verfügung gestellt werden. Hierzu 
zählen unter anderem ASFINAG, Wiener Linien, 
VOR, ÖBB, Polizei, die Dienststellen der Länder 

und Gemeinden, die Taxiunternehmen 31300, 
40100 und 60160, Citybike Wien, Carsharing.at 
(DENZEL Mobility) sowie die Ö3-
Verkehrsredaktion. 
 
 
Innovationspartner 
 
Der gesamte Verkehrstelematik-Bereich ist noch 
relativ jung und somit sehr dynamisch und inno-
vativ. ITS Vienna Region nimmt dabei von Be-
ginn an eine zentrale Rolle als Partner bei For-
schungsprojekten, bei der Vermittlung von Know-
how und bei der Vernetzung von Experten, Un-
ternehmen und Forschungseinrichtungen ein. Im 
Mittelpunkt stehen hierbei die verkehrs- und um-
weltpolitischen Ziele und Programme der Bun-
desländer – vor allem die Attraktivierung ökologi-
scher Mobilität; also Öffentlicher Verkehr, Rad-
fahren, zu Fuß gehen und intermodale Angebote 
(Park&Ride, Bike&Ride, Fahrradmitnahme). 
 
ITS Vienna Region führt die Verkehrsdaten von 
zahlreichen Partnern und Datenquellen in einem 
gemeinsamen Datenpool zusammen, errechnet 
daraus ein Echtzeit-Verkehrslagebild für die ge-
samte Vienna Region, hat mit der Graphen-
integrationsplattform GIP ein gemeinsames digi-
tales Verkehrsnetz mitentwickelt und unterstützt 
die Länder bei Verkehrsmanagement und Ver-
waltung. 
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ITS Vienna Region als Partner bei Forschungsprojekten
 
GIP, GIP.at und GIP.gv.at 
(Beschreibung im vorangehenden Beitrag) 
 
VAO 
 
In VAO wird eine gemeinsame „Verkehrsauskunft 
Österreich“ für alle Verkehrsarten (Auto, Öffentli-
cher Verkehr, Radfahren, zu Fuß gehen) und in 
einheitlich hoher Qualität entwickelt. Das Ergeb-
nis wird ein Meilenstein bei Verkehrsservices hin-
sichtlich noch mehr Effizienz, Ökologie, Sicher-
heit und Komfort im Verkehrsgeschehen Öster-
reichs sein. Projektpartner sind ASFINAG (Koor-
dinator), Verkehrsverbünde, ITS Vienna Region, 
Ö3-Verkehrsredaktion und ÖAMTC sowie die 
Bundesländer Burgenland, Kärnten, Niederöster-
reich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Wien. Un-
terstützende Partner sind Austro Control, Öster-
reichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
(ÖAR), ÖBB – Postbus GmbH, BMI und das 
Land Oberösterreich. 
 
In-Time 
 
Mit In-Time soll eine europaweite Schnittstelle für 
Verkehrsinformationsdienste etabliert werden. 
Ziel ist die Entwicklung eines gemeinsamen 
Standards, sodass Verkehrsteilnehmer an ver-
schiedenen Orten mit derselben Applikation (z.B. 
iPhone App) Verkehrsservices nutzen können 
und sich nicht jedes Mal auf ein anderes Service 
umstellen müssen. In-Time ist die konsequente 
Fortführung der Idee von ITS Vienna Region – 
die enge Zusammenarbeit und die Entwicklung 
gemeinsamer Lösungen auf regionaler Ebene 

und - über Landesgrenzen hinweg – auf interna-
tionaler Ebene.  
 
ITSworks  
 
In ITSworks (gefördert im Rahmen des bmvit-
Programms ways2go) wurde untersucht, wie 
Verkehrsservices (z.B. AnachB.at) wahrgenom-
men und genutzt werden und welche Auswirkun-
gen sie auf das Verkehrsverhalten haben kön-
nen. Eines der wichtigsten Ergebnisse war, dass 
bei einer optimalen Reichweite bis zu 6% aller 
Pkw-Wege in Richtung Radfahren, Öffentlicher 
Verkehr oder zu Fuß gehen verlagert werden 
können. Das entspricht allein in der Ostregion 
einer jährlichen Ersparnis von mehr als 170.000 
Tonnen CO2 oder rund 126 Mio. EUR an exter-
nen Kosten. 
 
MyITS 
 
Infolge der ermutigenden Erkenntnisse aus 
ITSworks hat ITS Vienna Region gemeinsam mit  
Partnern das Folgeprojekt MyITS initiiert, das nun 
ebenfalls im Rahmen von ways2go gefördert wird 
und Anfang 2011 startete. Dabei soll der völlig 
neue, innovative Prototyp eines Mobilitätsser-
vices mit einem flexiblen, modularen Layout, 
einer semantischen Verknüpfung verschiedenster 
Datenbestände und einem intelligenten selbstler-
nenden Empfehlungsalgorithmus entwickelt wer-
den. MyITS läuft noch bis Ende 2012 und soll 
auch eine wesentliche Grundlage für die nächste 
Generation von AnachB.at sein. 
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Europaweite Vorreiterrolle 
Österreichs: Christoph 
Westhauser 

 
Entwicklung der Graphenintegrationsplattform GIP:
 

„Es herrscht eine unglaubliche Aufbruchstimmung“
 
 
Christoph Westhauser ist Projektleiter von 
GIP.gv.at, das derzeit als eines der ambitio-
niertesten österreichweiten ITS-Projekte gilt. 
Das GSV Magazin traf Christoph Westhauser, 
um von ihm mehr über die Hintergründe von 
GIP.gv.at zu erfahren: 
 
Herr Westhauser, wo sehen Sie als Projektleiter 
von GIP.gv.at die wesentliche Innovation? 
 
Bisher hat jede Verwaltungseinheit, völlig nach-
vollziehbar, die für sie relevanten Daten abge-
speichert. Die einzelnen Daten waren wenig ver-
netzt, weshalb die Auswirkung von Maßnahmen 
digital nicht abgebildet werden konnte. Die Inno-
vation von GIP.gv.at besteht darin, dass für diese 
Datenbanken der öffentlichen Verwaltung nun 

einheitliche Werk-
zeuge zur Verfügung 
gestellt werden, die 
sich untereinander 
verstehen und auf 
einem gemeinsamen 
Graph aufbauen. 
Dadurch wird es 
möglich, dass ihre 
Wirkungen berechnet 
und gegenseitige 

Beeinflussungen 
sofort dargestellt 
werden können. 
 
GIP.gv.at wurde 
2009 gestartet – 
wieso eigentlich nicht 
schon früher? 
 
Das hat mehrere 
Gründe: zum einen 
wird mit der Entwick-
lung der Graphen-

integrationsplattform GIP ein einheitlicher öster-
reichweiter Verkehrsgraph geschaffen, auf dem 
die Prozesse von GIP.gv.at nun aufbauen kön-
nen. Gleichzeitig entstand in Niederösterreich der 
Verkehrsdatenverbund und auch in Wien wurde 
eine Reihe innovativer Verwaltungsprozesse 
eingeführt. Alle anderen Bundesländer und jetzi-
gen Projektpartner haben einen ähnlichen Bedarf 
an der Vernetzung ihrer Datenbanken festge-
stellt. Mit der Bereitschaft des Klima- und Ener-
giefonds, das Projekt GIP.gv.at mit 50% zu för-
dern, wurden schließlich die zahlreichen Soft-
ware-Lizenzen für ein Projekt dieser Größenord-

nung leistbar. All das zusammen – neue techni-
sche Möglichkeiten, Projekte im Umfeld, gleich-
gerichtete Perspektiven und die Klärung der fi-
nanziellen Möglichkeiten – haben seit 2009 zu 
einer unglaublichen Aufbruchstimmung geführt, 
wodurch ein so weitreichendes kooperatives 
Projekt auf nationaler Ebene erst möglich wurde.  
 
Sie sagen, die Förderung durch den Klima- und 
Energiefonds KliEn war eine der Initialzündungen 
für GIP.gv.at. Inwiefern hat das Projekt mit dem 
Klimaschutz zu tun? 
 
Der Klima- und Energiefonds hat mit der Förde-
rung von GIP.gv.at eine große Weitsicht bei der 
komplexen Querschnittsmaterie Umweltschutz 
bewiesen. Oberflächlich betrachtet könnte man 
natürlich die Frage stellen, was E-Government 
Prozesse und die Vernetzung und Vereinheitli-
chung von Datenbanken mit dem Klimaschutz zu 
tun haben. Tatsächlich ist es so, dass mit 
GIP.gv.at die Datengrundlage für eine Reihe von 
klima- und energierelevanten Projekten geschaf-
fen und so deren Realisierung erst möglich wird. 
Das Wissen um die verkehrlichen Auswirkungen 
einzelner Maßnahmen schafft zudem völlig neue 
Qualitäten des ökologischen Verkehrsmanage-
ments. Ein konkretes Beispiel: Mithilfe der Daten 
die von GIP.gv.at erzeugt werden, könnten  ge-
naue kleinräumige Emissionsmodelle im Ver-
kehrssystem berechnet werden – und zwar in 
Abhängigkeit von verschiedensten Maßnahmen, 
wie Baustellen oder Umleitungen, und in tages-
aktueller Genauigkeit. Staus, unnötige Umwege 
oder Verkehrsbehinderungen könnten so wesent-
lich besser vermieden werden, da  den zuständi-
gen Behörden ein optimales Planungsinstrument 
zur Verfügung stehen würde. 
 
Worin besteht der Zusammenhang von GIP.gv.at 
mit den beiden Projekten GIP.at und VAO, die 
ebenfalls im KliEn gefördert werden? 
 
Die drei Projekte sind eng miteinander verbun-
den. Vereinfacht gesagt, wird in GIP.at ein ge-
meinsamer österreichweiter Verkehrsgraph, also 
eine „digitale Karte für das Verkehrsnetz“, ge-
schaffen. Auf diesem Graph können alle Ver-
kehrsdaten nach einheitlichen Kriterien abgelegt 
werden. In GIP.gv.at werden dann die E-
Government Prozesse entwickelt, damit die so 
abgelegten Daten laufend aktuell bleiben und von 
verschiedensten zuständigen Stellen gewartet 
werden können. Die Verkehrsauskunft Österreich 
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VAO schließlich nutzt die aktuellen Daten und 
den einheitlichen Verkehrsgraph, um für ganz 
Österreich eine gemeinsame Verkehrsauskunft 
für alle Verkehrsarten aufzubauen. Somit hat 
auch der „Endkunde“, der Bürger direkte Vorteile 
aus allen drei Projekten. 
 
Wenn GIP.gv.at erfolgreich abgeschlossen wird – 
wo sehen Sie die nächsten wichtigen Schritte für 
einen nachhaltigen Erfolg? 
 
Österreich hat mit den drei Projekten GIP.at, 
GIP.gv.at und VAO zweifelsohne europaweit eine 
Vorreiterrolle eingenommen. Wir setzen jetzt die 
Standards, auf denen Nachbarländer und –

regionen aufbauen können. Diese Pionierrolle 
bedeutet natürlich immer einen etwas höheren 
Aufwand und vielleicht auch manche kleine 
Sackgasse bei der Entwicklung. Für den Wirt-
schafts- und Technologiestandort Österreich ist 
diese Position allerdings von unschätzbarem 
Wert, vor allem im stark wachsenden Segment 
der Verkehrstelematik. Die wichtigsten nächsten 
Schritte sehe ich einerseits in der internationalen 
und interregionalen Vernetzung, andererseits in 
der nachhaltigen Verankerung der entwickelten 
Innovationen in den Verwaltungs- und Manage-
mentabläufen. 
 

Das Gespräch führte Klaus Heimbuchner 
 
 

 
 
 
GIP.at - das Projekt zur Schaffung einer 
Graphenintegrationsplattform für Österreich 
 
Österreichs Verkehrsinfrastruktur wird (direkt 
oder indirekt) von der öffentlichen Hand verwaltet 
und betrieben (ASFINAG, ÖBB Infrastruktur, 
Straßenbauabteilungen in den Ländern, Bauhöfe 
in den Gemeinden, Magistrate in den Städten, 
Bezirksverwaltungsbehörden, ...). 
 
In den vergangenen 15 Jahren wurden die Ver-
waltungsprozesse digitalisiert, wobei jeder sein 
eigenes System für seinen Bedarf kostengünstig 
aufgebaut hat. Die Daten können - ohne zusätzli-
chen Aufwand - nicht ausgetauscht werden und 
werden daher mehrfach gespeichert. Damit ent-
steht auch ein mehrfacher Aufwand, um die Sys-
teme aktuell zu halten. Um die Daten anderer 
Verwaltungseinheiten zu erhalten, müssten alle 
das gleiche Bezugsystem verwenden. 
 
Auch ein digitales Auskunftssystem für alle Ver-
kehrsteilnehmer braucht ein einheitliches Bezug-
system. Derzeit gibt es auch hier für verschiede-
ne Verkehrsmittel unterschiedliche Systeme und 
Kartengrundlagen. Bekannt sind etwa Navigati-
onsgeräte in Autos, die Fahrplanauskunftssyste-
me des öffentlichen Verkehrs oder Websites mit 
Karten für Wanderer oder Radfahrer in touristi-
schen Gebieten. Eine Auskunft für alle Ver-
kehrsmittel gibt es jedoch nicht. 
 
Ziel des Projekts GIP.at ist es, dass Verkehrsda-
ten nach einheitlichen Regeln digital verwaltet 

werden können. Dafür müssen die verschiede-
nen Bezugssysteme, mit deren Hilfe Daten abge-
legt werden (=Graphen), voneinander wissen. 
Dieses neue System ist die Graphenintegrations-
plattform (GIP) als Grundlage für Verkehrsinfor-
mation, Verkehrsmanagement und Verkehrs-
steuerung über alle Verwaltungsgrenzen hinweg. 
 
Alle bestehenden Systeme kennen deren Lage 
gegenüber der GIP, verstehen die Informationen 
der GIP und „verknüpfen“ ihre Daten mit der GIP. 
Neue Systeme können sofort die GIP als Refe-
renzsystem und zur Datenverwaltung verwenden. 
Die Datenpflege erfolgt mit deren eigenen Sys-
temen weiterhin bei den jeweils für die Infrastruk-
tur zuständig zuständigen Stellen. 
 
Durch den gleichen Datenstandard werden alle 
Partner auf die digitalen Informationen der ande-
ren Partner zugreifen und entlang einer digitalen 
Straßenachse Daten für den Fußgänger-, Rad-, 
Auto- und Schwerverkehr, aber etwa auch für die 
Straßenbahn gemeinsam verwalten können. 
Widersprüche werden erkannt und Fehler lassen 
sich sofort berichtigen. In weitere Folge können 
den Verkehrsteilnehmern gewisse Daten – z.B. 
für eine Zielführung - zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
Derzeit ist die GIP bereits in Wien, Niederöster-
reich und dem Burgenland erfolgreich im Einsatz. 
Die aktuellen Verkehrsdaten der Region fließen 
in einen gemeinsamen Datenpool zusammen 
und können im Rahmen der regionalen Ver-
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Die Projekte GIP.at und GIP.gv.at mit einem 
Volumen von je rund 2 Mio. EUR. laufen noch 
bis Jahresende 2011. Beide werden vom Kli-
ma- und Energiefonds (KliEn) im Rahmenpro-
gramm „Öffentlicher Verkehr“ zu 50 Prozent 
gefördert. 
 
GIP.at und GIP.gv.at sind gemeinsame Pro-
jekte der österreichischen Bundesländer, 
ASFINAG, BMVIT und ITS Vienna Region. Bei 
GIP.at sind auch die ÖBB Projektpartner. Der 
österreichische Städtebund ist Assoziierter 
Partner. 
 
Die Federführung und Projektleitung bei 
GIP.at hat die Abteilung 7 (Wirtschaftsrecht 
und Infrastruktur) des Amtes der Kärntner 
Landesregierung. Das entwickelte verkehr-
liche Referenzsystem (elektronisches Ver-
kehrsnetz und Bearbeitungswerkzeuge) wird 
auch den Städten und Gemeinden sowie wei-
teren Gebietskörperschaften kostenlos zur 
Verfügung gestellt. 
 
Die Federführung und Projektleitung bei 
GIP.gv.at  hat ITS Vienna Region (vertreten 
durch den Verkehrsverbund Ost-Region im 
Auftrag von Wien, Niederösterreich und Bur-
genland) inne. Die entwickelten E-Government 
Prozesse (Bearbeitungswerkzeuge und 
Schnittstellen) werden auch den Städten und 
Gemeinden sowie weiteren Gebietskörper-
schaften kostenlos zur Verfügung gestellt. 

kehrsauskunft auf der Plattform AnachB.at von 
jedermann  kostenlos genutzt werden.. 
 
Die Informationen lassen sich auch „historisie-
ren“: Ohne zusätzlichen Aufwand ist jeder Zu-
stand der Verkehrsinfrastruktur in der Vergan-
genheit wiederherstellbar, was vor allem für ho-
heitliche Aufgaben wichtig ist. GIP ist somit das 
„amtliche“ Referenzsystem; es ermöglicht der 
Verwaltung, neue Aufgaben im Verkehrsbereich 
effizient und kostengünstig wahrzunehmen. Zu-
dem ist die GIP auch Datenbasis für künftige 
internationale Verpflichtungen (Inspire, ITS-
Richtlinie der EU). 
 
 
GIP.gv.at - das Projekt, um die verkehrs- 
bezogenen GIP-Daten automatisch aktuell 
zu halten 
 
Verkehrsbezogene Daten unterliegen einer stän-
digen Veränderung. Neue Infrastruktur (Autobah-
nen, Eisenbahnen oder Straßen) werden durch 
entsprechende Planungs- und Verwaltungspro-
zesse langfristig festgelegt, kleinere Maßnahmen 
wie Kreuzungsumbauten oder neue Haltestellen 
mittelfristig umgesetzt. Stets sind damit Änderun-
gen der Verkehrsorganisation verbunden, sodass 
neue Verkehrszeichen und Bodenmarkierungen 
von den Behörden verordnet werden müssen. 
Durch diese Veränderungen im Verkehrsnetz 
„veraltern“ Datenbanken rasch, wenn sie nicht 
mit hohem Aufwand laufend aktuell gehalten 
werden. 
 
Ziel des Projekts GIP.gv.at ist es, durch E-
Government Prozesse verkehrsbezogene Daten 
digital zur Verfügung zu stellen. Diese Prozesse 
werden von den Partnern gemeinsam entwickelt, 
sodass durch einen gesicherten, visualisierten 
und leicht zugänglichen Datenbestand des Stra-
ßen- und Wegenetzes Verwaltungsvereinfachun-
gen erreicht werden. Die Vorteile für die Gebiets-
körperschaften sind: 
 
• Weniger Lokalaugenscheine und weniger 

Verhandlungen vor Ort bei hoheitlichen 
Aufgaben 

 
• Verfahrensbeschleunigung bei allen 

Verwaltungsbehörden durch bessere Da-
tengrundlagen, die den Antragstellern zur 
Verfügung gestellt werden 

 
• Qualitätssteigerung bei der täglichen 

Arbeit, da inhaltliche Widersprüche sicht-
bar werden 

• Der Aufwand für Blaulichtorganisationen 
sinkt (Unfallaufnahme und Datenweiter-

leitung, Datenbereitstellung für Einsatz-
leitungen)  

 
• Bei der Planung und Steuerung von Ka-

tastropheneinsätzen kann auf vollständi-
ge Informationen einfacher zugegriffen 
werden. 

 
Mit dem Projekt GIP.gv.at werden auf der Grund-
lage der Graphenintegrationsplattform (GIP) die 
Verwaltungsabläufe im Verkehrsbereich bei den 
Partnern analysiert und die E-Government Pro-
zesse mit den notwendigen Schnittstellen zu 
vorhandenen Datenbanken gemeinsam entwi-
ckelt. Welche Daten ausgetauscht werden, die 
notwendigen Standards und die Wartung werden 
von den Projektpartnern selbst festgelegt. So 
wird sichergestellt, dass die E-Government 
Prozesse in alle Verwaltungsabläufe integriert 
werden können. 
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Lisa Hotwagner und Sandra König präsentieren im Ö3-Wecker ver-
lässlich und aktuell die wichtigsten Verkehrsinformationen aus der 
Ö3-Verkehrsredaktion. 

 
Ö3 Verkehrsservice:
 

Mit dem Hitradio Ö3 sicher und schnell ans Ziel
 
 
Der Ö3-Verkehrsservice ist seit mehr als 30 Jah-
ren ständiger Begleiter auf dem Weg zur Arbeit, 
in den Feierabend, ins Wochenende oder in den 
Urlaub. Ziel von Hitradio Ö3 ist es, möglichst 
rasch über Hindernisse und Gefahren zu infor-
mieren.  Der Ö3-Verkehrsservice warnt nicht nur 
rechtzeitig vor Behinderungen im Straßenver-
kehr, auch Meldungen vom öffentlichen Verkehr 
fließen in die Verkehrsübersicht ein. Egal ob 
Geisterfahrer, Unfälle oder Staus, Glatteis oder 
Lawinengefahr, Hochwasser, Nebel und Rauch-
entwicklung, Überflutungen, verlorenes Ladegut, 
Demonstrationen und Veranstaltungen, Zugaus-
fälle oder Verspätungen, Feuerwehreinsätze und 
Bombenfunde, überfüllte Parkplätze und defekte 
Bahnschranken – Hitradio Ö3 informiert live on 
air im Verkehrsservice und auch digital über 
TMCplus. TMCplus ermöglicht eine dynamische 
Routenplanung am Navigationsgerät. 
 
Ö3-Verkehrsredaktion – die Schaltzentrale für 
Verkehrsinformation 
 
Dabei wird die aktuelle Verkehrssituation auto-
matisch einbezogen, vorhandene Ausweichstre-
cken werden berechnet und vorgeschlagen. Ö3-
Verkehrsredakteure gestalten außerdem Beiträge 
für das Programm und die Nachrichten, informie-
ren in Live-Studiogesprächen und erstellen Ver-
kehrsprognosen, die auch auf oe3.orf.at nachge-
lesen werden können.  

Die Ö3-Verkehrsredaktion befindet sich im Her-
zen der Ö3-Studios, unmittelbar neben dem 
Sendestudio im 2. Stock des Ö3-Hauses in Wien-
Heiligenstadt. Hier ist die Schaltzentrale für die 
gesamte ORF-Verkehrsinformation. Hier laufen 
alle Fäden zusammen und von hier aus werden 
Ö3 und sämtliche ORF-Regionalradios mit allen 
aktuellen Verkehrsinformationen versorgt. Im 
Hitradio Ö3 präsentieren elf Verkehrsredakteure 
im Schichtdienst selbst die Infos am Mikrofon, in 
den ORF-Landesstudios sprechen Serviceredak-
teure oder Moderatoren die Verkehrsmeldungen. 
 
Die Ö3-Verkehrsredaktion ist mit allen Dienststel-
len der Polizei, mit der ASFINAG, den einzelnen 
Straßenmeistereien, den Tunnelzentralen und 
zahlreichen anderen Informationsquellen eng 
vernetzt. Rund 26.000 Verkehrsteilnehmer schil-
dern als ehrenamtlich tätige Ö3ver laufend ihre 
Beobachtungen unter der Gratisnummer 0800 
600 601. An neuralgischen Stautagen liefert ein 
Reporter aus dem Ö3-Verkehrsflieger einen 
Überblick über die aktuelle Lage auf Österreichs 
Straßen und verweist auf mögliche Ausweich-
strecken. Und nicht zuletzt tragen zahlreiche 
Informationstechnologien (Verkehrskameras, 
Straßensensoren, etc.) dazu bei, die Verkehrsin-
formation zu präzisieren.  
 
Seit 2007 hat Ö3 in der ASFINAG-
Verkehrssteuerung (AVS) in Wien-Inzersdorf ein 

Außenstudio und dort Zugriff auf 
2.500 Verkehrskamerabilder und die 
automatischen Verkehrssensorda-
ten. Auch aktuelle Wetterdaten und 
Baustelleninformationen können hier 
jederzeit abgerufen werden. Der Ö3-
Redakteur im Außenstudio ist per 
Computer-Netzwerk über eine Vi-
deo- und Audioleitung direkt mit den 
Kollegen im Ö3-Haus in Heiligen-
stadt verbunden.  
 
 
Zahlen, Daten, Fakten – zum 
schnellsten Verkehrsservice 
Österreichs 
 
1.000.000 - so viele Verkehrsmel-
dungen werden jährlich in der Ö3-
Verkehrsredaktion verarbeitet. 
 
26.000 – so viele Autofahrer und 
LKW-Lenker sind als Ö3ver regis-
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triert - und diese Zahl wächst weiter. Ö3ver sind 
oft die ersten an der Unfallstelle und daher eine 
besonders wichtige Informationsquelle. Für uns 
gilt die Faustregel: Kein Stau, in dem nicht min-
destens ein Ö3ver steckt.  
 
25.000 - so oft steigt die Ö3-Verkehrsredaktion 
pro Jahr ins Programm ein. Täglich gibt es 48 
Fixeinstiege mit einem Gesamtüberblick zur vol-
len und zur halben Stunde, in dringenden Fällen 
(etwa bei Geisterfahrern) unterbricht Ö3 sofort 
das Programm. 
 
2.500 – „Bilder sagen mehr als tausend Worte“. 
Über Dutzende Monitore können die Ö3-
Verkehrsredakteure bis zu 2.500 Verkehrskame-
rabilder aufschalten und so das Verkehrsgesche-
hen auf Österreichs Autobahnen und Schnell-
straßen live mitverfolgen. Möglich ist das durch 
eine Zusammenarbeit von Ö3 mit der ASFINAG.  
 
1978 – das Jahr der Gründung der Ö3-
Verkehrsinformation (anfänglich: "Verkehrs-
dienst", in den 90ern "Verkehrsfunk", nunmehr 
"Verkehrsservice"). Ö3 war Vorreiter in Europa. 
Selbst Reinhard Mey hat der Verkehrsinformation 
ein Lied gewidmet. Das berühmte "Düdeldü" 
wurde 1996 durch eine moderne Musikverpa-
ckung ersetzt. 
 
500 – durchschnittlich so oft muss Ö3 pro Jahr 
vor Geisterfahrern warnen. Tendenz zuletzt leicht 
abnehmend. Gerade bei Geisterfahrerwarnungen 
gibt es in Österreich definitiv kein schnelleres 
Medium als Ö3. 
 

24 Stunden am Tag – rund um die Uhr, jeden 
Tag, das ganze Jahr, informiert Ö3 über die ak-
tuelle Verkehrssituation in Österreich und im 
benachbarten Ausland. 
 
11 – so viele Verkehrsredakteure arbeiten im 
Schichtbetrieb in der Ö3-Verkehrsredaktion. Im 
Regelfall sind drei Redakteure im Dienst. Sie 
behalten das gesamte österreichische Straßen-
netz und die öffentlichen Verkehrsmittel im Auge, 
ebenso die wichtigsten Verbindungen in den 
Nachbarstaaten, vor allem in Bayern, in der 
Schweiz und in Südtirol. 
 
9 – so viele ORF-Landesstudios werden von der 
Ö3-Verkehrsredaktion rund um die Uhr mit Mel-
dungen versorgt. 
 
7 – so viele Fluggeräte, nämlich zwei Hub-
schrauber und fünf Flächenflugzeuge, bilden die 
Ö3-Verkehrsflotte, mit deren Hilfe unsere Repor-
ter Staus aus der Luft überblicken und Ausweich-
tipps geben können 
 
2 – jede Verkehrsmeldung wird sozusagen dop-
pelt bearbeitet. Einmal "analog" für die Durchsa-
gen im Programm, einmal "digital" in einem spe-
ziellen Eingabesystem. Die digitalen Meldungen 
dienen unter anderem zur Verarbeitung in Navi-
gationssystemen. 
 
1 – die ORF-Verkehrsredaktion ist in Österreich 
die Nummer Eins in Sachen Verkehrsinformation. 
Der Verkehrsservice ist erwiesenermaßen einer 
der wichtigsten Impulse der Radiohörer, Ö3 ein-
zuschalten. 

 
 
Ö3-Verkehrsredaktion: Thomas Ruthner (Leiter), Aline Bayer, Klaus Geßelbauer, Kim Kopacka, Bern-
hard Walther, Kerstin Obermaier, Andrea Rosenberger, Phillip Kofler, Heidrun Braun und Michi Matz-
ke (von links) 
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Kapsch TrafficCom

Nur falls Sie sich fragen, was 

Kapsch TrafficCom eigentlich 

macht: Zum Beispiel das 
tschechische LKW-Mautsystem.
Die Welt sucht nach Möglichkeiten, des steigenden Verkehrs Herr zu werden. Die Kapsch TrafficCom AG hat sich 

auf Verkehrstelematik, Strecken- und landesweite Straßenmautnetze spezialisiert und bietet diese erfolgreich 

von Australien über Österreich und die Tschechische Republik bis Chile an. Mit installierten Anlagen auf allen 

5 Kontinenten schreibt dieses österreichische Unternehmen eine moderne Erfolgsgeschichte. Wenn Sie mehr 

wissen wollen, besuchen Sie uns jetzt unter www.kapsch.net

always one step ahead
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Der Kurzparkvorgang wird durch Drücken des Start-
Knopfes begonnen und durch Drücken des Stop-
Knopfes beendet 

 

Innovatives System für die öffentliche Parkraumbewirtschaftung:
 

„park.ME“ unterstützt Kommunen und Autofahrer
 
Unter der Bezeichnung „park.ME“ hat Trafficpass 
mobility services ein innovatives System für die 
öffentliche Parkraumbewirtschaftung in Kurz-
parkzonen entwickelt. Die Lösung ist nach Anga-
ben des Herstellers kostengünstig, einfach an-
zuwenden und international einsetzbar. Zudem 
soll es die Betriebs- sowie die Verwaltungsabläu-
fe der Gebietskörperschaften rationeller gestalten 
und die Kontrolle erleichtern. 
 
Gegenwärtig werden für die Nutzung von Kurz-
parkzonen verschiedene Bezahlvarianten ange-
wendet, wie etwa Handy-Parken (SMS-Parken) 
Parkscheine oder Parkuhren („Parkometer“). Je 
nach Zone oder Bezirk, zum Teil auch in Ein-
kaufsstraßen, können unterschiedliche gebüh-
renpflichtige Zeiten und die höchst zulässige 
Abstelldauer vorgeschrieben werden, was für die 
Autofahrer oft verwirrend ist. 
 
Kontrollorgane – in Wien „Parksheriffs“ – über-
wachen die Kurzparkzonen; sie prüfen die Park-
scheine bzw. mit Handhelds durch Eingabe des 
Kennzeichens, ob die Parkgebühr ordnungsge-
mäß entrichtet worden ist. Eine Prüfung, ob die 
maximale Parkzeit etwa durch den Austausch 
von Parkscheinen oder durch immer neue Bu-
chungen via SMS überschritten wird, ist kaum 
möglich. 
 
park.ME bietet Kommunen eine Vielzahl von 
Vorteilen, hebt man bei Trafficpass hervor. Es ist 
keine straßenseitige Infrastruktur erforderlich. Zur 
Kontrolle benötigt man nur ein Handy; vorhande-
ne Mobiltelefone lassen sich im Regelfall in das 
System einbinden. Die Parkzone mit den dort 
geltenden Tarifen und der maximalen Parkdauer 
wird automatisch erkannt, alle Transaktionen in 
Echtzeit angezeigt und statistische Auswertun-
gen unterstützt. 
 
Auch zur pauschalen Entrichtung der 
Parkometerabgabe (Anrainerparken, Lieferver-
kehre) kann park.ME genutzt werden; Einrei-
chung und Erteilung werden webbasiert abgewi-
ckelt. park.Me für Kurzparkzonen wird als mobile 
Applikation („App“) von allen gängigen Android-

Handys und iPhones unterstützt. Das System 
erkennt automatisch („local-based“), ob bzw. ab 
wann welcher Tarif zu entrichten ist und vermittelt 
dem Autofahrer die Information, wie lange er das 
Fahrzeug abstellen darf. 
 
Die Suche nach Informationsschildern, Parkau-
tomaten, Verkaufsstellen von Parkscheinen ent-
fällt ebenso wie Gebühren für das Versenden von 
SMS beim konventionellen Handy- bzw. SMS-
Parken. 
 
 
Das Prozedere ist einfach: Man meldet sich ein-
malig unter www.trafficpass.com/park.me an, 
hinterlegt persönliche Daten und das Kfz-
Kennzeichen und lädt die Applikation auf das 
Handy. Beim Abstellen des Fahrzeuges drückt 
man in der Applikation park.me „Start" und nach 
der Rückkehr „Stop“. Die Parkgebühr wird auto-
matisch vom Konto abgebucht. Aktuelle und ar-
chivierte Parkvorgänge bzw. Abbuchungen wer-
den angezeigt; Überzahlungen und Strafzettel 
vermieden. 

Fo
to

: T
ra

ffi
cp

as
s 



63

VERKEHRSTELEMATIK 

Kapsch Telematiklösung „City Pole“ ausgezeichnet
 
Kapsch TrafficCom, weltweiter Anbieter von Lö-
sungen für den Stadtzugang sowie für Verkehrs-
sicherheit, wurde im Rahmen des Staatspreis 
Design 2011 in der Kategorie „Produktgestaltung 
Industrial Design/Investitionsgüter“ ausgezeich-
net. Mit der Lösung „City Pole“ – einer in Funkti-
onalität und Ästhetik richtungsweisenden 
Verkehrstelematik-Lösung konnte ein Entwickler-
team von Kapsch TrafficCom überzeugen. 
 
Telematik-Anwendungen finden in den letzten 
Jahren im Verkehrsbereich immer stärkere Ver-
breitung. Bislang standen dabei meist die techni-
schen Komponenten der Lösung im Vordergrund; 
gestalterische Aspekte wurden oft nur im not-
wendigen Maße berücksichtigt. Dabei kann durch 
zielgerichtete Gestaltung die Reaktion der Be-
trachter gelenkt werden und so beispielsweise 
ein Einsatz von Videoerfassungseinrichtungen 
Abschreckungswirkung vermeiden und stattdes-
sen das Sicherheitsgefühl fördern. 
 
Die Telematiklösung City Pole ist ein erster Pro-
totyp, der Funktionalität und Ästhetik verbindet. 
Er besteht aus einer Telematikeinheit am Monta-
gemast (City Pole), einem Kameragehäuse und 
einem Transceivergehäuse. Durch ihre optisch-

ästhetische Verträglichkeit hilft sie insbesondere 
im urbanen Umfeld, bietet aber auch geografisch 
(z.B. klimatisch) breit gestreute Anforderungspro-
file. Zum Einsatz kommt der City Pole zum Bei-
spiel im Stadtbereich (Einfahrtsbeschränkungen, 
Rotlichtüberwachung) oder in der Parkraumbe-
wirtschaftung. Entstanden ist der Kapsch 
TrafficCom „City Pole“ Prototyp gemeinsam mit 
dem Designbüro formquadrat im Rahmen des 
österreichischen Förderprogrammes I2VSplus 
(Kategorie CREATECH: Industry meets Design). 
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Erfolgsgeschichte mit österreichischer Handschrift:
 

Die Electromobility+ Story
 
Unser Verkehrssystem steht unmittelbar am Be-
ginn einer der spannendsten Transformations-
prozesse, die unsere Gesellschaft seit Beginn 
der Massenmotorisierung erlebt hat. Letztere hat 
ursprünglich einen nie gekannten Zuwachs an 
individueller Mobilität mit sich gebracht, schließ-
lich aber auch all die Probleme, an denen wir 
heutzutage nicht nur in städtischen Regionen 
leiden: Luftverschmutzung durch Schadstoff- und 
Partikelemissionen, Verlust an Lebensraum 
durch Verkehrs- und Parkflächen und steigende 
externe Kosten, die nur zum Teil von deren Ver-
ursachern getragen werden. 
 
Darüber hinaus entfallen auf den Verkehrssektor, 
insbesondere den Straßenverkehr, mehr als ein 
Viertel aller CO2-Emissionen, deren ungebrems-
tes Wachstum über die letzten Jahrzehnte hin-
weg den Klimawandel maßgeblich angefeuert 
hat. Vor diesem Hintergrund versuchen in Europa 
die nationalen Regierungen ebenso wie die EU-
Kommission, durch immer striktere Emissionszie-
le dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Neben 
Effizienzsteigerungen bei Verbrennungsmotoren, 
alternativen Treibstoffen und einem geänderten 
multimodalen Mobilitätsverhalten der Menschen 
kommt hier der zunehmenden Elektrifizierung 
von Antrieben das größte Potenzial zu. 
 
Der Begriff „Elektromobilität“ hat schon vor fünf-
zehn Jahren einen ersten Hype erlebt, dessen 
Euphorie infolge der noch unzureichenden tech-
nologischen Voraussetzungen (vor allem bei den 
damals bereits erforschten Batteriesystemen) 
rasch wieder verebbt ist. Die aktuelle Tendenz 
geht allerdings weit darüber hinaus, denn der 
technologische Entwicklungspfad führt dabei 
über das Konzept der Hybridisierung: Hybridfahr-
zeuge besitzen neben Elektromotor und - je nach 
Auslegung unterschiedlich starkem - Batteriesys-
tem einen zweiten, meist konventionell angetrie-
benen Motor, der entweder direkt auf die An-
triebsräder wirken kann (Parallelhybrid) oder als 
fahrzeugintegriertes „Notstrom- oder Reserveag-
gregat“ die Fahrzeugbatterie auf- bzw. nachlädt. 
Bei moderneren Hybridautos besteht weiters die 
Möglichkeit der Speisung aus dem externen 
Stromnetz (sog. Plug-in-Hybride). 

Alle großen Autohersteller weltweit haben für die 
kommenden Jahre ambitiöse Programme für den 
kommerziellen Launch von „elektrisch(er)en“ 
Fahrzeugen angekündigt und stecken teilweise 
schon mitten in der ersten Phase davon, allen 
voran die japanischen OEMs. Doch Europa 
schläft ebenfalls nicht, und es ist ganz klar, dass 
angesichts dieser tiefgreifenden technologischen 
Umwälzungen in der europäischen Automobilin-
dustrie mittelfristig kein Stein auf dem anderen 
bleiben wird. Damit steht auch die österreichi-
sche Automobilzulieferindustrie vor bisher nie 
gekannten Umbrüchen und Herausforderungen. 
 
Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation 
und Technologie (bmvit) hat schon vor einem 
Jahrzehnt die damals erst ganz vage am Hori-
zont heraufdämmernden Tendenzen erkannt und 
im Jahre 2002 mit der Auflage des A3-
Technolgieprogramms - „Austrian Advanced Au-
tomotive Technologies“ zielgerichtet darauf rea-
giert. Dieses österreichische Forschungs-
Förderungsprogramm legte von Anfang an einen 
thematischen Schwerpunkt auf Alternative An-
triebssysteme und konnte in sechs Ausschrei-
bungen 81 Forschungsprojekte mit einem Ge-
samtfördervolumen von 22 Millionen Euro unter-
stützen. Das Nachfolgeprogramm A3plus fokus-
siert seit 2007 ausschließlich auf Alternative An-
triebssysteme und Treibstoffe. In bisher vier Aus-
schreibungen wurden dabei knapp 22Mio. EUR 
an Fördermitteln an 67 Projekte ausgeschüttet, 
was ein Gesamtprojektvolumen von fast 38 Mio. 
EUR generiert hat. 
 
In diesem Zuge hat sich gezeigt, dass Elektro-
mobilität unter den Einreichungen immer stärker 
in den Vordergrund drängt. Darauf aufbauend hat 
das bmvit über den Klima- und Energiefonds 
2009 erstmals eine Ausschreibung „Leuchttürme 
der Elektromobilität“ lanciert, um über die Kom-
ponentenentwicklung hinaus die Systemintegrati-
on zu fördern und große, weithin sichtbare De-
monstrationsprojekte zu verwirklichen, welche 
den eigentlichen Innovationsprozess und somit 
die Marktüberleitung maßgeblich unterstützen 
sollen. Dabei werden nicht nur die Fahrzeuge 
selbst, sondern auch die erforderlichen (Energie-) 
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Versorgungsinfrastrukturen, Betreiber und Nut-
zergruppen mit einbezogen. Ein großes Anliegen 
bei den Leuchtturmprojekten ist die systemische 
Integration des Öffentlichen Verkehrs als Rück-
grat des zukünftigen Elektromobilitätssystems, 
welche durch eine nahtlose multimodale Ver-
knüpfung von Individualverkehr und ÖV zusam-
men mit neu zu entwickelnden Geschäftsmodel-
len (kombinierte Mobilitätsangebote, Fahrzeug-
nutzung statt Kauf/Besitz) die beschränkte 
Reichweite und hohen Anschaffungskosten von 
Elektroautos elegant umschifft. Das strategische 
Gesamtkonzept all dieser nationalen Maßnah-
men wurde vom bmvit im Rahmen des „Nationa-
len Einführungsplanes Elektromobilität“ in den 
Jahren 2009-10 entwickelt, die daraus abgeleite-
te Roadmap geht jetzt gemeinsam mit anderen 
Ressorts in koordinierter Weise konsequent in 
die Umsetzung. 
 
Österreich weiß sich damit in guter Gesellschaft 
mit anderen EU-Mitgliedsstaaten, die oft sehr 
ehrgeizige Elektromobilitäts-Einführungsmaßnah-
men lanciert haben. Andererseits wird auch auf 
EU-Ebene im Rahmen der „European Green 
Cars Initiative“ des 7. EU-Forschungsrahmen-
programms die Elektromobilität als zentraler Pfei-
ler fokussiert gefördert. Was bisher jedoch ge-
fehlt hat, ist die synergetische Verschränkung der 
einzelstaatlichen Maßnahmen und Programme 
über die EU-Binnengrenzen hinweg. 
 
Die bmvit-Fachabteilung für Mobilitäts- und Ver-
kehrstechnologien treibt als europäischer Pionier 
seit 2004 die grenzüberschreitende Forschungs-
zusammenarbeit im Rahmen der damals aus der 
Taufe gehobenen ERA-NET TRANSPORT-
Initiative voran, welche die Forschungsprogram-
me der Einzelstaaten vernetzt und zu koordinie-
ren versucht. Dieses österreichische Engage-
ment kommt nicht von ungefähr, ist Österreich 
doch als kleines Land ohne eigene Automobil-
produktion, aber mit einer traditionell sehr starken 
und hochinnovativen Zuliefererlandschaft äußerst 
interessiert daran, die dynamischen Bande zwi-
schen der heimischen Industrie und den europäi-
schen OEMs (Automobilproduzenten) zu stärken 
und gerade auch im Bereich der Forschung und 
Technologieentwicklung in Gleichklang mit den 
europäischen Partnerministerien und Förderor-
ganisationen aktiv zu unterstützen. Auf bilateraler 
Ebene gibt es derartige Ansätze schon seit län-
gerem (vor allem mit Deutschland und Frank-
reich), doch nun wollte das bmvit als „europäi-

scher Musterschüler“ in diesem Bereich die Türe 
zu einer neuen, erweiterten Dimension aufsto-
ßen. 
 
Ein rechtliches und finanzielles Vehikel dazu 
bietet das 7. EU-Rahmenprogramm mit dem 
sogenannten ERA-Net plus-Instrument, welches 
bei einer gemeinsamen thematischen Ausschrei-
bung von Forschungsgeldern durch mehrere EU-
Mitgliedsstaaten zwecks Förderung transnationa-
ler F&E-Projekte eine Co-Finanzierung aus EU-
Geldern im Ausmaß von bis zu 50% in Aussicht 
stellt. Österreich hat die Idee für ein derartiges 
wahrlich europäisches Unterfangen im Jahre 
2008 im FP7-Verkehrsprogramm-Ausschuss ein-
gebracht und auf vielfachen Ebenen politisch 
beworben. Ein Jahr später hat das französische 
Energie- und Umweltministerium, das die Ver-
antwortung für das französische Verkehrstechno-
logieprogramm PREDIT trägt, diese Idee aufge-
griffen und im Kreise der ERA-NET TRANS-
PORT-Mitgliedsstaaten vorgestellt. Bald schloss 
sich auch Deutschland dieser Initiative an und 
übernahm in Gestalt des Projektträgers TÜV 
Rheinland die operative Rolle eines Projektkoor-
dinators. Sukzessive traten etliche weitere Akteu-
re dem Kreis des zukünftigen „Electromobility+-
Konsortiums“ bei, welches zu den drei erstge-
nannten Proponenten nun ganz Skandinavien, 
Polen und die Niederlande sowie zwei Regionen 
aus Belgien und Italien umfasst - insgesamt elf 
Länder und Regionen quer durch den Kontinent 
vom Nordkap bis zum Mittelmeer. 
 
Ursprünglich waren die Ausschreibungsinhalte 
ausschließlich auf strategische Fragestellungen 
der Verkehrs- und Technologiepolitik ausgerich-
tet, um Fragen wie Umweltauswirkungen, Ener-
giebereitstellung, Rohstoffverfügbarkeit, Nutzer-
gewohnheiten, soziale Verträglichkeit, Einbin-
dung in das ÖV-System, elektrische Lade- und 
Speicherkonzepte und Fahrzeugsicherheit zu 
klären. Der Vorstoß der österreichischen Vertre-
ter zugunsten einer thematischen Öffnung in 
Richtung technologische F&E-Projekte, welche 
die komplette Fahrzeugarchitektur inklusive An-
triebsstrang, E-Speicher, Energiemanagement, 
Nebenaggregate und Fahrzeug-Integration von 
Telematikkomponenten umfassen, wurde zwar 
anfangs trotz deren strikt vorwettbewerblichen 
Charakters von einigen Konsorten etwas skep-
tisch beäugt, letztlich aber von der überwältigen-
den Mehrheit fast aller Teilnehmer mitgetragen. 
Damit sind praktisch die Inhalte des gut etablier-
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ten und stark nachgefragten nationalen Förder-
programms A3plus auch im Rahmen dieser 
transnationalen Ausschreibung abgebildet: Öster-
reichischen Forschern im Bereich der Elektromo-
bilität stehen ab sofort auch bei der geförderten 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit alle 
Möglichkeiten offen. 
 
In finanzieller Hinsicht kann sich der Umfang der 
transnationalen Zusammenarbeit mehr als sehen 
lassen: Wurde bisher im Rahmen sämtlicher von 
ERA-NET TRANSPORT initiierter transnationaler 
Calls seit 2004 die Summe von 25 Mio. EUR 
zusammen gebracht, vereint das Electromo-
bility+-Konsortium allein 20 Mio. EUR an nationa-
len Fördermitteln unter einem gemeinsamen 
Dach. Letzteres wird von der EU-Kommission 
noch mit weiteren 10 Mio. EUR an 
Kofinanzierung on top gleichsam „eingedeckt“. 
Diese neue Dimension erwächst jedenfalls aus 
der langjährigen erfolgreichen Zusammenarbeit 
der Mitgliedsländer in ERA-NET TRANSPORT, 
welches hierfür eine vertrauensvolle Basis und 
gleichsam den Nährboden gebildet hat, der ein 
derartiges „Großformat“ überhaupt erst ermög-
licht. 
 
Das kumulierte Förderbudget von ca. 30 Mio. 
EUR lässt schon ahnen, dass hier bei den grenz-
überschreitenden Forschungsprojekten nicht 
gekleckert, sondern geklotzt werden soll! Öster-
reich ist ganz vorne mit dabei und liegt mit sei-
nem nationalen Beitrag von 2,5 Mio. EUR nur 
hinter dem Konsortialführer Deutschland (4 
Mio.EUR) und dem Vorsitzland Frankreich (3 
Mio. EUR). 
 
Anfang Dezember 2010 wurde der Start des 
Electromobility+-Calls in einem Stakeholder-
Event mit prominenter Beteiligung der EU-
Kommission angekündigt und noch vor Jahres-
ende wurde die Ausschreibung offiziell eröffnet. 
Potenzielle Einreicher aus den teilnehmenden 
europäischen Staaten und Regionen hatten bis 
Ende März 2011 Zeit, sich zu schlagkräftigen 
Konsortien zu formen, um Anträge für hochinno-
vative Forschungsprojekte zu schmieden. Als 
Schützenhilfe dazu fand Mitte Jänner 2011 in 
Köln ein großes Informations- und Brokerage-
Event statt, auf dem sich Partner vernetzen, 
Ideen austauschen, nach komplementären Kom-
petenzen suchen und somit wichtige Schritte für 
eine Projektzusammenarbeit unternehmen kön-
nen. Letztlich wurden 40 Projektanträge rechtzei-

tig auf transnationaler Ebene über das eigens 
dafür eingerichtete elektronische Einreichportal 
EPSS und der jeweilige nationale Teilantrag zu-
sätzlich bei den heimischen Förderstellen einge-
reicht, in Österreich also bei der Forschungsför-
derungsgesellschaft FFG. 
 
Die Evaluierung erfolgte in zwei Schritten, zu-
nächst auf nationaler Ebene, wo neben den wis-
senschaftlich-technischen Inhalten hauptsächlich 
die Übereinstimmung mit verpflichtenden natio-
nalen Formalerfordernissen („eligibility“) überprüft 
wird. Nur formal passende Anträge kamen weiter. 
Parallel dazu musste sich das Konsortium der 11 
teilnehmenden Mitgliedsstaaten bzw. Regionen 
selbst um die 10 Mio. EUR EU-Fördermittel für 
die On-top-Kofinanzierung anstellen und sich 
erfolgreich der Evaluierung im 7. EU-Rahmenpro-
gramm unterziehen. 
 
In der zweiten Stufe der transnationalen Projekt-
auswahl im Herbst 2011 bewertete dann eine 
internationale Jury aus unabhängigen, neutralen 
Fachexperten die Projektvorhaben und erstellte 
daraus eine Rankingliste aus 20 förderwürdigen 
Projekten („over threshold“). Da die Finalisierung 
dieser Förderliste einer komplizierten finanziellen 
Abstimmungsprozedur zwischen den Mitglieds-
staaten und -regionen bedarf, um die von der 
Jury als positiv beurteilten Projekte bzw. die sich 
daraus ergebenden beantragten Fördersummen 
mit den jeweils auf nationaler Ebene zur Verfü-
gung stehenden Fördertöpfen unter einen Hut zu 
bringen, wird das Endergebnis wohl erst gegen 
Jahresende vorliegen. So können die Projekte 
dann im Frühjahr 2012 starten und bei maximal 
dreijähriger Laufzeit bis spätestens 2015 abge-
schlossen werden. 
 
Die österreichische Beteiligung an der Electro-
mobility+ Ausschreibung wird vom Bundesminis-
terium für Verkehr, Innovation und Technologie 
auf Basis des IV2Splus-Programms getragen und 
finanziert. Die Abwicklung der österreichischen 
Projektbeteiligungen erfolgt durch die Österrei-
chische Forschungsförderungsgesellschaft 
(FFG). 
 
 
Weblink: 
http://www.transport-era.net/electromobility.html 
 
 

Christian Drakulic, bmvit
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emporA / emporA 2 Projektpartner

 
Systemlösung für Elektromobilität in Österreich:
 

emporA – Emobile Power Austria
 
 
In emporA und dem Folgeprojekt emporA 2 ar-
beiten insgesamt 21 führende Unternehmen und 
Forschungsinstitutionen am derzeit größten F&E 
Projekt in Österreich. In emporA werden Lösun-
gen für Fahrzeugtechnologie, Infrastruktur und 
Nutzer vor dem Hintergrund einer gemeinsam 
erarbeiteten Systemarchitektur entwickelt und 
implementiert. 

Dieser Systemansatz ist eine wesentliche Inno-
vation im Gesamtprojekt. Entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette der Elektromobilität entwi-
ckeln Partner aus der Fahrzeugzulieferindustrie 
über Infrastruktur-Unternehmen bis hin zu An-
wendern wie Fahrzeug-Leasing, Carsharing oder 
Lebensmittelhändler technologische und organi-
satorische Lösungen, die den Mobilitätsbedürf-
nissen der zukünftigen E-Mobility Kunden ent-
sprechen und so zu einer maßgeblichen Treib-
hausgasemissionsreduktion im Verkehrssektor 
beitragen.  
 
 
Ziel ist ein offenes und auf europäischen Stan-
dards basierendes Gesamtsystem für Elektromo-
bilität. Die Energiestrategie der Bundesregierung 
strebt einen Bestand von 250.000 Elektrofahr-
zeugen bis 2020 an, die aus Mitteln des Klima- 

und Energiefonds geförderten Projekte emporA 
und emporA 2 schaffen wesentliche Grundlagen. 
In emporA wird an drei  Entwicklungssträngen 
gearbeitet: 
 
Fahrzeugtechnologie 
In der Fahrzeugtechnologie werden sowohl Ver-
besserungen des Antriebsstranges, als auch der 

Batterie und des gesamten 
Energiemanagements im 
Fahrzeug entwickelt. Effi-
zient arbeitende und intel-
ligent in das Fahrzeug 
integrierte Komponenten 
reduzieren den Energiebe-
darf und erhöhen damit die 
Reichweite der Elektro-
fahrzeuge. Die Partner 
arbeiten daher an der Ent-
wicklung eines Range 
Extender Konzepts, einer 
optimierten Hochvolt-
Bordnetzarchitektur sowie 
eines elektrofahrzeugspe-
zifischen Niedervolt-Bord-
netzes. Ein optimiertes 
Nebenverbraucherkonzept 

wird die  Gesamtfahrzeug-
energiebilanz minimieren. 
Ein unidirektionaler On-
board Charger wird weiter-
entwickelt: hier konnten in 
der Projektlaufzeit bereits 
außergewöhnlich gute 
Messergebnisse in der 

Testchip-Entwicklung zur Energieeffizienzsteige-
rung beim Laden erzielt werden. Durch das inno-
vative Konzept einer mittragenden Batteriestruk-
tur ergab sich für das Fahrzeug ein noch nie er-
reichtes Gewichtseinsparungspotenzial sowohl in 
der Karosserie als auch in der Batterie selbst. Im 
emporA-Versuchsfahrzeug werden diese For-
schungsergebnisse implementiert und getestet 
werden. Das Fahrzeug wird überdies die Brücke 
zur Infrastruktur schließen, indem Kommunikati-
onsschnittstellen zwischen Fahrzeug und Infra-
struktur den österreichischen Energieversorgern 
erstmals erlauben, wichtige Fahrzeugdaten zu 
erhalten. 
 
 
Infrastruktur 
In der Infrastruktur wird ein modular erweiterba-
res Ladeinfrastruktursystem entwickelt, das einen 
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emporA: Projektaufbau

flächendeckenden Einsatz von Elektromobilität 
ermöglicht. Auch die Auswirkungen auf das 
Stromnetz durch zusätzliche Verbraucher werden 
analysiert: Stromnetz und Ladeinfrastruktur müs-
sen dafür gerüstet sein, durch intelligente Lade-
steuerung Lastspitzen im Netz zu vermeiden und 
die  Netzstabilität zu sichern. Ein IT-Gesamt-
konzept wird Messung, Datenübertragung, Clea-
ring und Abrechnungssystem steuern. Technolo-
gische und organisatorische Lösungen werden 
die Energiebereitstellung aus erneuerbaren Quel-
len sichern – von der Produktion bis zum Aufla-
den der Batterie – und so bis zu 1,8 Mio Tonnen 
CO2 einsparen. 

Anwendungen und Nutzer 
 
Im Feld Anwendungen & Nutzer steht die Integra-
tion in das Gesamtverkehrssystem im Mittel-
punkt. Dafür  werden u.a. neue Mobilitätsdienste  
entwickelt, die von einem  „E-Mobility Provider“ 
(Integrator) am Markt angeboten werden können. 
 
In emporA werden die bestehenden Marktregeln 
in der Energiewirtschaft analysiert und darauf 
aufbauend ein Geschäftsmodell entwickelt. Dabei 
wird auf die Bedürfnisse und auch Ängste der 
zukünftigen Kunden Rücksicht genommen, wie 
auch auf die zur Verfügung stehende Technolo-
gie am Markt. 
 
Die Analyse dieser Kundenbedürfnisse basiert 
auf einer im Projekt erstellten Lead User Studie, 
in der drei grundlegende Bedürfnisse herausge-
arbeitet wurden: einfaches und komfortables 
Laden, Risikominimierung hoher Kosten der 
Fahrzeuge für den Nutzer und Vermeidung von 
Reichweitenangst. Im Folgeprojekt emporA 2 
wird zusätzlich das Thema „Roaming“ behandelt 

werden, das - wenn mehrere Elektromobili-
tätsanbieter am Markt aktiv sind - ähnlichen Re-
geln wie im Mobilfunk folgt. 
 
Das AIT Austrian Institute of Technology arbeitet 
mit Forschergruppen aus den Departments 
Mobility und Energy gemeinsam mit den Partnern 
an allen drei Säulen. Das Geschäftsfeld „Electric 
Drive Technologies“  des AIT Mobility Depart-
ments forscht unter anderem an der Modellbil-
dung und Simulation des Hochvolt-Bordnetzes 
und an der Analyse des Einflusses verschiedener 
Antriebstechnologien. Dazu wurden in einem 
ersten Schritt Kabelsimulationen für unterschied-

liche Ausführungen von Bord-
netztechnologien durchgeführt, 
wobei mehrere Antriebstechno-
logien (Asynchronmaschine und 
permanenterregte Synchronma-
schine) im Hinblick auf Unter-
schiede im Energieverbrauch 
analysiert wurden. Impulssper-
ren-Szenarien wurden als zu 
berücksichtigende Fehlerfälle 
zwischen Maschine und Umrich-
ter entwickelt und deren Auswir-
kungen auf das HV-Bordnetz 
evaluiert. Der zweite For-
schungsschwerpunkt von 
Electric Drive Technologies liegt 
auf der Batterieintegration und 
Prototypenvalidierung, wofür ein 
optimales Sicherheitskonzept 
hinsichtlich Notabschaltung, 
Ausgasverhalten, Sicherheit bei 
Handling, Montage, Service und 
Demontage sowie Löschkonzept 
für den Brandfall erstellt wird. 

 
Das Geschäftsfeld „Dynamic Transportation Sys-
tems“  des AIT Mobility Departments legt den 
Forschungsfokus auf das Nutzerverhalten und 
die Integration der Elektromobilität in das Ge-
samtverkehrssystem. 
 
emporA – Integration in das Gesamtverkehrs-
system 
 
Die Integration der Elektrofahrzeuge in das Ge-
samtverkehrssystem ist eine der großen Heraus-
forderungen bei der flächendeckenden Einfüh-
rung der Elektromobilität. Ein von Dynamic 
Transportation Systems entwickeltes co-modales 
Verkehrsmodell auf Basis von VISUMTM (makro-
skopisch) und dem frei verfügbaren MATSim 
(mikroskopisch) wird die mittelfristige Planung 
des Gesamtverkehrssystems ermöglichen. Im 
Modell werden multi-modale Verkehrsteilnehmer 
und Verkehrsnetze, sowie spezifische Infrastruk-
tur (Ladestationen), Fahrzeuge (Betriebsstrate-
gien) und der individuellen Nutzer (Fahrerprofile) 
berücksichtigt werden. 
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Neue Marktrolle Integrator 

Routenplanungssysteme, die den Energiever-
brauch berücksichtigen, sollen den NutzerInnen 
die Reichweitenangst nehmen. Diese Systeme 
werden mit einem Reservierungssystem für La-
destationen verknüpft. Das daraus resultierende 
umfassende Informationssystem wird zudem 
auch Orte für notwendige Ladestopps vorschla-
gen. 
 
Basierend auf Echtzeit-Verkehrsinformationen, 
Höhenprofilen und Informationen zum Nutzerver-
halten wird eine realistische Energiebewertung 
einzelner Routen möglich. 
Diese Informationen sind 
die Grundlage der von AIT 
entwickelten speziellen 
Routingverfahren für Elekt-
rofahrzeuge. Während kon-
ventionelle Fahrzeug-
Informationssysteme die 
Positionen der Ladeinfra-
strukturen nur unspezifisch 
als vordefinierte Points-Of-
Interest anbieten, werden in 
emporA erstmals auch 
speziell auf die NutzerInnen 
abgestimmte Informationen 
dynamisch zur Verfügung 
gestellt. So werden bei-
spielsweise ausschließlich 
die mit dem Fahrzeug 
kompatiblen, freien und 
erreichbaren Ladestationen 
visualisiert. Falls notwendig 
schlägt das System Lade-
stationen vor, damit Nutze-
rInnen problemlos ihr Ziel 
erreichen können. 
 
Die Basis für die realistische Schätzung des 
Energieverbrauchs ist das detaillierte Nutzerver-
halten: dafür müssen sowohl das Fahrverhalten 
bzw. die Fahrweise, als auch die Benutzung von 
Nebenverbrauchern wie Heizung, Autoradio, etc. 
berücksichtigt werden. Auch die Verkehrslage 
kann sich stark auf den Energieverbrauch aus-
wirken: so liegt dieser im Stopp-and-Go Verkehr 
wesentlich höher als im freifließenden Verkehr. 
Durch die detaillierte Analyse großflächig zur 
Verfügung stehender Floating Car Daten ist es 
möglich, tageszeitabhängig  Zonen mit erhöhter 
Stoppdichte zu identifizieren und in das Routing-
verfahren mit einfließen zu lassen. Schlussend-
lich spielt die streckenabhängige Steigung bzw. 
das Gefälle eine wesentliche Rolle bei der Ener-
gieberechnung. Vor allem die Berücksichtigung 
einer möglichen Energierückgewinnung durch 
Rekuperation der Bremsenergie beim Bergabfah-
ren ist eine große algorithmische Herausforde-
rung. Die am AIT entwickelten Routingverfahren 
berücksichtigen das Nutzerverhalten, die Ver-
kehrslage sowie die geographischen Gegeben-

heiten wobei besonderes Augenmerk auf die 
Qualität der vorgeschlagenen Routen sowie die 
die Rechenzeit gelegt wird. 
 
emporA: Vernetzung und geplanter Ver-
suchsbetrieb 
 
Im Jahr 2012 wird ein emporA Demobetrieb mit 
20 rein batterieelektrisch betriebenen Fahrzeu-
gen gestartet werden, in dem die wesentlichen 
Entwicklungsergebnisse aus den einzelnen Ar-
beitspaketen gezeigt werden. Eine wissenschaft-

liche Begleitung  analysiert das Zusammenwirken 
von Fahrzeug, Infrastruktur und Nutzerverhalten. 
Eine Mobilitätserhebung in Wien und Vorarlberg 
wird entsprechende Daten sammeln, die für den 
Demobetrieb sowie die Erweiterung des Simula-
tionsmodells um den Elektromobilitätskontext 
analysiert werden. Dieser Demobetrieb soll auch 
nach Projektabschluss aufrechterhalten werden. 
 
 
Für den Erfolg ist die Kooperation mit bestehen-
den Initiativen entscheidend, seit Projektstart wird 
daher auf Erfahrungen aus nationalen und inter-
nationalen Projekten zurückgegriffen. Mit den 
österreichischen Modellregionen wurde eine Ko-
operation eingegangen, um durch Sammlung und 
Analyse ihrer Daten die Umsetzungserfahrungen 
für die Entwicklungsarbeit zu nutzen und vice 
versa Entwicklungen aus emporA mit den An-
wendern zu diskutieren. VertreterInnen internati-
onaler Projekte werden zu Workshops eingela-
den, damit F&E Ergebnisse aus Österreich auch 
international bekannt gemacht werden können. 
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Beispiel zeitoptimale Route (links); energieoptimale Route 

Folgeprojekt emporA2 
 
Im 2011 gestarteten emporA2 geht es unter an-
derem um eine lückenlose Integration der Elekt-
romobilität mit anderen Verkehrsmodi. Hierbei 
sollen ko-modale Routingverfahren entwickelt 
werden welche neben aktuellen Verkehrsinforma-
tionen sowie Daten aus dem öffentlichen Verkehr 
auch Informationen über das Wetter und spezifi-
sche Nutzerprofile berücksichtigen. Carsharing 
Modelle werden ebenfalls einbezogen. 
 
Folgende Echtzeitdaten werden dabei berück-
sichtigt: 

 Verkehrsmodellierung die unter 
anderem auf Floating Car Daten aufbaut 
und es ermöglicht die aktuelle Verkehrs-
lage abzuschätzen und zukünftige Ver-
kehrszustände vorherzusagen. 
 Informationen zum öffentlich 

Verkehr (Fahplandaten, etc.) 
 Individuelle Informationen wie 

z.B. die Reichweite des Fahrzeuges oder 
Nutzerprofile 
 Wetterabhängiges Routenwahl-

verhalten sowie wetterabhängige Reich-
weitenberechnung 
 Informationen über das Carsha-

ring System wie z.B.: Ladezustand der zur 
Verfügung stehenden Fahrzeuge. 
 

Die mit Hilfe dieser Informationen berechneten 
dynamischen Routenvorschläge werden schluss-
endlich auf einem mobilen Gerätes unabhängig 
vom gewählten Verkehrsmittel dargestellt. 
 

Autoren: 
 
Hansjörg Kapeller, 
Electric Drive Technologies 
AIT Mobility Department 
 
Jakob Puchinger, 
Dynamic Transportation Systems 
AIT Mobility Department 
 
Karin Tausz, 
Dynamic Transportation Systems 
AIT Mobility Department 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
emporA und emporA2 werden aus Mittteln des 
Klima- und Energiefonds im Rahmen des Pro-
grammes „Leuchttürme der Elektromobilität“ ge-
fördert. 
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El Motion Kongress beschrieb den Weg zu effizienten
und zukunftsfähigen Verkehrssystemen:
 

„Elektromobilität ist für Österreich
ein Zukunftsthema“

 
In Österreich waren zum Jahresende 2010 von 
rund 4,44 Mio. zugelassenen Pkw gerade einmal 
353 Elektroautos. Das entspricht einem Anteil 
von 0,008% und ist somit eine quantité 
négligeable. Für 2020 gilt ein Anteil der „Stromer“ 
an den Neuzulassungen von 5% als „realistische 
Zielvorstellung“. Auch wenn sich der System-
wandel in der Mobilität nur langsam vollziehen 
wird, wollen das Verkehrsministerium, die E-
Wirtschaft und die Automobilindustrie keine Zeit 
verlieren. Sie arbeiten mit Hochdruck an der 
Entwicklung der erforderlichen Verkehrs-, Ener-
gie- und Fahrzeugtechnologien. Das zeigte der 
diesjährige El-Motion-Kongress in Wien. 
 

 
Zielvorstellungen für den Anteil der verschiede-
nen Antriebstechnologien an den Neuzulassun-
gen im Jahr 2020 (Quelle: Pre-Feasibility-Studie 
zu „Markteinführung Elektromobilität in Öster-
reich“; Austrian Energy Agency im Auftrag des 
bmvit) 
 
„Elektromobilität ist für Österreich ein Zukunfts-
thema“, erklärte Heimo Aichmaier, Koordinator 
für Elektromobilität im Generalsekretariat des 
Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und 
Technologie (BMVIT). Das Ministerium stelle „die 
Weichen für die mobile Zukunft Österreichs“ und 
setze den Hebel dort an, wo der technologische 
Wandel auf gesellschaftliche Bedürfnisse und 
unternehmerische Möglichkeiten treffe. 
 
Die Rahmenbedingungen seien günstig: Die 
Automobilindustrie gelte als „eine der erfolg-
reichsten Industriebranchen in Österreich“, so 
Aichmaier weiter. Rund 175.000 Beschäftigte 
erwirtschafteten jährlich einen Umsatz von rund 

35 Mrd. EUR – mehr als 10% des BIP. Unter-
nehmen wie die Grazer Motorenentwicklungsge-
sellschaft AVL List, Magna, BMW, Opel und KTM 
zeichneten sich durch hohe Kompetenz auf dem 
Gebiet des Antriebsstranges aus. 
 
Saubere und leistbare Mobilität 
 
Die Politik schaffe „zukunftsfähige, zielorientierte 
und innovationsfreundliche Rahmenbedingungen 
für eine saubere und leistbare Mobilität von mor-
gen“, die es der Industrie ermöglichten, „rasch 
marktfähige und konkurrenzfähige Produkte ‚Ma-
de in Austria‘ hervorzubringen“, betonte der Ex-
perte des BMVIT und beschrieb die ambitionierte 
Vision, wonach die „im Innovationsland Öster-
reich entwickelte und produzierte Spitzentechno-
logie“ maßgeblich zur schrittweisen Implementie-
rung der Elektromobilität in heimischen, europäi-
schen und internationalen Verkehrssystemen 
beitragen werde. Das stärke den Wirtschafts-
standort, schaffe neue Arbeitsplätze und helfe, 
Klima und Umwelt zu schützen.  
 
Nach einer Pre-Feasibility-Studie zur „Marktein-
führung Elektromobilität in Österreich“ werde der 
Anteil von Batterieelektrofahrzeugen an den 
Neuzulassungen im Jahr 2020 bei 5% liegen. 
80% sollen dann auf verschiedene Formen des 
kombinierten Verbrennungsmotor- und Elektroan-
triebs (Hybridfahrzeuge) entfallen und nur noch 
15% auf Fahrzeuge mit reinen Verbrennungs-
kraftmaschinen. Aichmaier: „Langfristiges Ziel bis 
2050 ist es, einen möglichst schadstoff- und 
emissionsfreien motorisierten Individualverkehr 
via ‚zero emission vehicles‘ als Ergänzung zum 
öffentlichen Verkehr in Österreich umgesetzt zu 
haben.“ Primäre Einsatzbereiche von Elektro- 
und Hybridfahrzeugen seien öffentliche Flotten, 
Fuhrparks von Unternehmen, Taxis und Fahr-
zeuge von Pendlern: Der Österreicher legt nach 
einer Statistik des BMVIT täglich 3,7 Wege mit 
einer durchschnittliche Gesamtdistanz von 28,5 
km zurück – viel weniger als die Reichweite einer 
Batterieladung. 
 
Zur Unterstützung einschlägiger Forschung und 
Entwicklung plane das BMVIT weitere nationale 
Ausschreibungen zu Verkehrs- und Energietech-
nologien: Neue Energien 2020 (5. Ausschrei-
bung), „Leuchttürme der Elektromobilität“ (3. 
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Ausschreibung) und „A3plus- Alternative Antriebe 
und Treibstoffe“ (5. Ausschreibung). 
 
Wichtig sei, hob Aichmaier abschließend hervor, 
eine systemische Betrachtung: Kräfte bündeln, 
Chancen nützen, die richtigen Dinge zur richtigen 
Zeit tun und Synergien zwischen Initiativen he-
ben. 
 
Bernd Freisais, Geschäftsführer der Linz Ener-
gieservice GmbH, beschrieb die Gestaltung einer 
bedarfsgerechten und zielgruppenorientierten E-
Ladeinfrastruktur mitsamt Verrechnungskonzep-
ten. (Gegenwärtig können die 353 Elektroautos  
in Österreich an 827 Ladesäulen „auftanken“.) 
 
Dreistufige technologische Entwicklung 
 
Man gehe von einer dreistufigen technologischen 
Entwicklung aus: In der gegenwärtigen Pilotpha-
se mit wenigen Elektrofahrzeugen stünden Lade-
stationen für eine Normalladung von etwa acht 
Stunden zu Hause, am Arbeitsplatz und auf grö-
ßeren Parkplätzen von Einkaufszentren sowie in 
Park&Ride- Anlagen zur Verfügung. Eine größere 
Vielfalt von E-Fahrzeugen erwarte man in der 
Ausrollphase von 2015 bis 2019. Die Batterie-
entwicklung lasse dann voraussichtlich größere 
Reichweiten zu und ein Schnellladen werde we-
niger als 15 Minuten beanspruchen. Einheitliche 
Mess- und Abrechnungssysteme sollten verfüg-
bar sein. Ab etwa 2020 werde schließlich die E-
Mobilität zum Massenmarkt. Neben Schnellladen 
werde auch induktives Laden möglich sein und 
„Vehicle to Grid“ Anwendungen – das Einspeisen 
von Strom aus Elektrofahrzeugen zurück ins Netz 
– genutzt werden können. 

 
Zielgruppenorientierte e-Ladeinfrastruktur 

 
Freisais stellte fünf Verrechnungskonzepte vor: 
Die kostenlose Bereitstellung von Ladestrom, die 
Abrechnung nach tatsächlichem Verbrauch (Pay 
per kWh), die Abrechnung als Zeitraumpauschale 
(Flat), die Abrechnung als Nutzungspauschale 
(Lump sum) und die Abrechnung nach Zeitdauer 
(Pay per h). Alle Varianten hätten Vorteile und 

Nachteile. Freisais: „In der derzeitigen Marktpha-
se findet man häufig eine kostenlose Energiebe-
reitstellung.“ Auch einige Zeitraumpauschalmo-
delle würden erprobt. 
 
So vielfältig wie die Verrechnungsmodelle sind 
auch die Varianten der E-Ladestruktur: Lade-
spots für mehrspurige Fahrzeuge in Haushalten, 
Ladeboxen für einspurige Fahrzeuge, Ladesäu-
len und Ladecenter für  ein- und mehrspurige 
Fahrzeuge; letztere für Großanlagen und Parkga-
ragen. 
 
Die E-Ladeinfrastruktur müsse jedenfalls be-
darfsgerecht und zielgruppenorientiert sein, mo-
nierte Freisais: „Eine voreilige Investition in eine 
High-End-Ladeinfrastruktur kann sehr rasch nach 
bereits wenigen Jahren zu einer notwendigen 
Adaptierung bzw. zu einer gänzlichen Aus-
tauscherfordernis führen.“ In Linz würden ver-
schiedene Geschäftsmodelle praktisch erprobt. 
Dabei werde der Wunsch vieler Kunden nach 
Marketing- und Imageeffekte in Verbindung mit 
der Elektromobilität berücksichtigt. So sei das 
Geschäftsmodell E-LadeBox auf Gastronomie, 
Hotellerie und Tourismus und die E-LadeBox-
Cube – mit Leuchtwürfel und Firmenlogo - auf 
Kundenparkplätze etwa von Supermärkten zuge-
schnitten. 
 
Zunächst zielten die Modelle auf die Ladung von 
einspurigen E-Fahrzeugen wie E-Bike und E-
Scooter, doch habe man die Nutzung für E-Pkw 
bereits vorgesehen. Das Geschäftsmodell E-
Ladecenter für Tiefgaragen oder Parkplätze lasse 
sich an das Wachstum der Flotte von E-Pkw 
anpassen und modular erweitern. Hierfür sei 
„derzeit eine Abrechnung nach Zeitdauer ange-
dacht“, berichtete Freisais. 
 
 
Maßgeschneiderte Mobilität 
 
Auch die Fahrzeugindustrie stellte beim El-
Motion- Kongress ihre jüngsten Entwicklungen 
vor. Georg Mölzer vom KAM Fuhrpark-
management & E-Mobility bei Peugeot Austria, 
hob die Rolle von PSA Peugeot Citroën als 
„weltweit erster Hersteller von Elektrofahrzeugen“ 
hervor, von denen man bislang mehr als 10.000 
Stück – Pkw und leichte Nutzfahrzeuge - verkauft 
habe. 
 
Der im September des Vorjahres vorgestellte  
iOn sei „ein vollwertiges Fahrzeug mit Null 
Schadstoff-Ausstoß“. Der im Leasing oder zum 
Kauf angebotene Kompakt-Pkw mit 3,48 m Län-
ge, vier Plätzen und einem „echten Kofferraum“ 
(Mölzer) bis zu 1.3 m3, erreiche eine Höchstge-
schwindigkeit von 130 km/h und biete „maßge-
schneiderte Mobilität“, mit dem sich 90% der 
täglichen Fahrten durchführen ließen. Die Lithi-
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Normales und schnelles Aufladen 

um-Ionen Batterie ermögliche eine Reichweite 
von 130 km und könne sowohl normal in sechs 
Stunden, als auch schnell – bis zu 80% - in 30 
Minuten aufgeladen werden. Ihre Lebensdauer 
entspreche jener des Fahrzeugs. Spezialisten für 
den iOn sicherten die Betreuung in allen großen 
Ballungszentren Europas; laufende Wartungsar-
beiten seien im gesamten Händlernetz möglich.  
 
E-mobile Kleintransporter 
 
Bemerkenswert ist, dass sich die Fahrzeugher-
steller bei Elektroautos nicht nur auf Pkw der 
Kompaktklasse konzentrierten, sondern auch die 
Entwicklung von Kleintransportern voranbringen. 
Ein Beispiel ist der Peugeot Elektro-Partner, der 
– einschließlich der Batterie - 1324 kg wiegt und 
von einem flüssigkeitsgekühlten Elektromotor mit 
einer maximalen Leistung von 53 kW angetrieben 
wird. Das Fahrzeug mit einem Laderaum von 3 
m3 bietet eine Nutzlast von 600 kg, hat eine 
Reichweite von 100 km und erreicht eine 
Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h. 
Die Nickel Natriumchlorid-Batterie sei „eine ver-
lässliche, industrialisierte Lösung“, betonte 
Mölzer. Sie könne an einer gewöhnlichen 

Schuko-Steckdose in acht Stunden voll 
und in fünf Stunden zu 80% geladen 
werden, habe eine Kapazität von 76 
Ampèrestunden (Ah) und eine Nenn-
leistung von 23,5 Kilowattstunden 
(kWh).Ihre Lebensdauer liege bei 10 
Jahren bzw. 1000 Ladezyklen. 
 
Mathieu Prigent, Projektleiter Elektro-
fahrzeuge beim Mitbewerber Renault, 
kündigte für heuer und 2012 weltweit 
„eine komplette Palette an Elektrofahr-
zeugen“ an. Hierzu zählen der kompak-
te Lieferwagen Kangoo Express Z.E 
und der Kangoo Maxi Z.E. Diese 
Leichtnutzfahrzeuge seien speziell für 
den Einsatz in urbanen Bereichen kon-
zipiert. „Das hervorragende Preis / 
Leistungs-Verhältnis wird den rein 
elektrisch betriebenen Kangoo für Flot-
ten- und Privatkunden attraktiv ma-
chen“, verkündete Prigent. 
 
Die Fahrzeuge mit einem Laderaumvo-
lumen von 3 bzw. 4,6 m3 sollen mit 
einer voll aufgeladenen Batterie bis zu 
170 km weit fahren können. Ein speziell 
entwickelter Bordcomputer liefere Be-
richte über den Batteriestatus und die 
verbleibende Reichweite. Zusätzlich 
informiere ein Ecometer den Fahrer 
ständig über den optimalen Fahrmo-
dus. 
 
Die Lithium-lonen Batterie mit einer 
Nennleistung von 22 kWh sei in sechs 

bis acht Stunden voll geladen; der Elektromotor 
leiste 44 kW und stelle das Drehmoment von 226 
Nm (gegenüber 160 Nm beim Verbrennungsmo-
tor) vom Start weg zur Verfügung. 
 

 
Renault Kangoo Maxi Z.E. 
 
 
Renault verfolge die Strategie, erschwingliche 
Elektrofahrzeuge für alle zu bieten, berichtete 
Prigent. Der Kaufpreis (ohne Batterie) mit staatli-
cher Förderung soll dem eines Dieselfahrzeuges 
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derselben Klasse entsprechen und die Kosten für 
Batterieleasing sowie den benötigten Strom die 
Kraftstoffkosten eines konventionellen Fahrzeugs 
nicht überschreiten. Das bedeute, dass das „Bu-
siness Modell“ je nach Variante um 19.000 bzw. 
21.190 EUR netto angeboten werde. Hinzu kä-
men die Kosten für die – vom Kunden nur zu 
mietende – Batterie. Sie lägen bei einer Jahres-
laufleistung bis zu 15.000 km bei netto 72 EUR 
im Monat. Auf alle elektrischen Komponenten 
werde eine Garantie von fünf Jahren gewährt. 
 
Offroad mit Elektroantrieb 
 
E-Mobilität in Zweiradsektor ist ein neues Ge-
schäftsfeld des oberösterreichischen Traditions-
unternehmens KTM. Das Elektro-Bike „Freeride“, 
das erstmals vor etwas mehr als einem Jahr bei 
der Motorshow in Tokyo präsentiert worden war, 
stehe für „Powersport ohne Emissionen“, erklärte 
der Bereichsleiter F&E, Philipp Habsburg, beim 
El-Motion-Kongress. Im Rahmen des vom BMVIT 
initiierten A3-Programms (Austrian Advanced 
Automotive Technology) habe man 2007 ge-
meinsam mit Arsenal Research und dem De-
signunternehmen Kiska ein Projekt mit dem Ziel 

gestartet, einen leistungsstarken und intelligenten 
E-Antrieb sowie einen Energiespeicher mit mög-
lichst geringem Gewicht zu entwickeln und in ein 
modifiziertes Fahrzeuglayout zu integrieren. Die 
motorradspezifischen Eigenschaften sollten er-
halten und – insbesondere durch die Bediener-
freundlichkeit – neue Zielgruppen erschlossen 
werden. Das neue Serienmotorrad sollte wirt-
schaftlich sein und auch für den öffentlichen 
Straßenverkehr zugelassen werden können. 
 
Das „Freeride“ verfügt über einen Elektromotor 
mit einer Nennleistung von 7,4 kW bzw. einer 
Spitzenleistung von 22 kW, erreicht bis zu 70 
km/h und wiegt einschließlich der Traktions-
batterie 95 kg. Die Batterie mit einem maximalen 
Energieinhalt von 2,2 kWh ist in etwa 1,5 Stun-
den voll aufgeladen. 
 
Mit dem Freeride will KTM „den Offroad Sport 
wieder näher an die städtischen Großräume“ 
bringen. Sogar an die Errichtung von „Offroad 
Parks“ in den Städten werde überlegt, so Habs-
burg. Elektromobilität also, um nicht nur emissi-
onsfrei von A nach B zu gelangen, sondern auch 
für Sport- und Spaßfahrten... 
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Christian Pesau, Steffan Kerbl, Michaela Rockenbauer, Michael Röck, 
Rainer Korwasch, Michael Mascherbauer (von links nach rechts) 

Diskussion zur Zukunft der Mobilität im Rahmen des 3. Importeurs Brunch
beim Autosalon Wels 2011:
 

e Mobility im Fokus
 
Die „PS Show & Autosalon Wels“ der Messe 
Wels Ende Oktober bot zahlreiche Premieren im 
Neuwagenbereich bis zu neuen Trends im Be-
reich e-Mobilität. Im Rahmen der Veranstaltung 
fand auch ein Importeurs Brunch statt, bei dem 
die Zukunft der Mobilität - mit Schwerpunkt auf e-
mobility - von Experten diskutiert wurde: 
 
Rainer Korwasch, Manager von e-Mobility Opel 
Austria, betonte, dass Elektrofahrzeuge keine 
Umstellung für Autofahrer bewirkten. „Für den 
durchschnittlichen Weg zur Arbeit 
reicht das Elektroauto völlig aus“. 
Die produzierten Stückzahlen 
hingen von der Verfügbarkeit von 
Lithium ab. Der Hauptförderer 
China beschränke jedoch dessen 
Angebot am Rohstoffmarkt. Opel 
rechne daher auch im nächsten 
Jahr mit nur etwa 260 produzier-
ten Elektrofahrzeugen. Auch in 
den folgenden Jahren könne aus 
heutiger Sicht die Produktion 
nicht massiv gesteigert werden. 
 
Michael Röck, Geschäftsführer 
der Denzel e-drive GmbH, testet 
bereits einige Car Sharing e-
Autos mit reinem Batterieantrieb. 
Damit das Elektroauto gut an-
komme, müsse es nicht nur einen 
entsprechenden Nutzwert haben, 
sondern auch spannend bzw. 
„cool“ sein. Vor allem die Jugend 
fahre nicht nur mehr ausschließ-
lich mit dem Auto, sondern sei zunehmend bereit, 
auch andere Verkehrsangebote in Anspruch zu 
nehmen.  
 
Der Geschäftsführer des Arbeitskreises der Au-
tomobilimporteure, Christian Pesau, sekundierte: 
So beliebt wie ein iPhone müsse ein Elektroauto 
sein. Außerdem stünden die Autohersteller vor 
der Herausforderung, die CO2 -Emissionen pro 
km deutlich zu senken. Hierzu lieferten Elektro-
autos bzw. Hybridautos einen wichtigen Beitrag. 
Dem Thema e-Mobilität müsse man Zeiten ge-
ben; bald werde diese Technologie in allen Fahr-
zeugklassen verfügbar sein. 
 
Michaela Rockenbauer, Marketing Managerin 
von Castrol Austria, verwies ebenfalls auf den 

Umweltaspekt: Die emissionsarme Produktion 
von elektrischem Strom – etwa mit Hilfe der 
Windenergie - müsse bei Elektroautos im Vor-
dergrund stehen. 
 
Dass beim Aufbau der notwendigen Infrastruktur 
für Elektrofahrzeuge auch das Stromnetz ausge-
baut werden müsse, stellte Michael 
Mascherbauer, Geschäftsführer der Energie AG 
ÖO Fair Energy GmbH, in den Mittelpunkt seines 
Diskussionsbeitrages. 

Steffan Kerbl, Leiter der Testabteilung des 
ÖAMTC Wien, strich vor allem die Schwierigkei-
ten bei der Wartung des Autos hervor: „Bei der 
Pannenhilfe ist die Ursache schwer herauszufin-
den“. Dies sei derzeit schon bei den „Start/ Stop- 
Fahrzeugen“ kein leichtes Unterfangen. Die 
technischen Hürden des Elektroautos seien der-
zeit noch die Batterien. Diese müssen für hohe 
Leistungen noch weiterentwickelt werden. Nicht 
einmal die Experten wüssten derzeit, wie leis-
tungsfähig die Batterien in Zukunft noch werden 
können. Er sei sich sicher, dass auch in Zukunft 
weiterhin viel Auto gefahren wird. Generell werde 
der Elektromotor mehr Bedeutung in Zukunft 
haben. 
 

Bernhard Weiner
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VERKEHRSSICHERHEIT 
 
Broschüre informiert über Problemfelder im
Straßenverkehr, Verbesserungsmaßnahmen
sowie Clubforderungen:
 

ÖAMTC präsentiert
Verkehrssicherheitsprogramm

"In Zukunft: Sicher"
 
 
Das weltweite Verkehrsaufkommen wird Progno-
sen zufolge in den kommenden Jahren weiter 
ansteigen - diese Entwicklung macht auch vor 
Österreich nicht halt. "Das darf keinesfalls zu 
einem erhöhten Unfallrisiko und schlechteren 
Unfallbilanzen führen", sagt ÖAMTC-
Generalsekretär Oliver Schmerold. "Verkehrssi-
cherheit und Unfallprävention stehen ganz oben 
auf der Prioritätenliste des ÖAMTC." Über das 
umfangreiche Verkehrssicherheitsprogramm des 
Clubs für die kommenden Jahre informiert die 
neue Broschüre "In Zukunft: Sicher". Darin wer-
den vorhandene Gefährdungspotenziale im Stra-
ßenverkehr geschildert sowie Maßnahmen und 
Forderungen des ÖAMTC zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit vorgestellt. Dabei dreht sich 
alles um den mobilen Menschen, Fahrzeug und 
Technik, sowie Infrastruktur und rechtliche sowie 
verkehrspolitische Rahmenbedingungen. 
 
Zu den in der Broschüre dargestellten Problem-
feldern werden von den ÖAMTC-Experten Lö-
sungsvorschläge, Angebote und Hilfestellungen 
des Clubs sowie Forderungen zur Verbesserung 
angeführt. ÖAMTC-Generalsekretär Schmerold 
sieht die Herausforderungen der kommenden 
Jahre als eine Gemeinschaftsaufgabe - nicht nur 
innerhalb des ÖAMTC, sondern auch auf natio-
naler und internationaler Ebene: "Um in Zukunft 
die Unfallzahlen so niedrig wie möglich zu halten, 
müssen wir über den eigenen Tellerrand schauen 
und die interdisziplinäre Zusammenarbeit su-
chen". So genügt es beispielsweise nicht, den 
Verkehrsteilnehmern sichere Straßen zur Verfü-
gung zu stellen. Sie müssen auch ein Sicher-
heitsbewusstsein für sich und andere entwickeln 
sowie leistbare Fahrzeuge zur Verfügung haben, 
in denen sie bestmöglich geschützt unterwegs 
sind. 
 
Beispiele für Verkehrssicherheitsinitiativen 
des ÖAMTC 
 
Die ÖAMTC-Rettungskarte 
 
Autos werden immer sicherer. Das kann auch 
zum Problem werden: Wie Ergebnisse aus der 

ÖAMTC - Unfall-
forschung zeigen, 
ist es gerade die 
sichere Konstruk-
tion moderner Fahrzeuge, die die Rettungskräfte 
nach Unfällen vor neue Herausforderungen stellt: 
Gezielte Verstärkungen der Karosserie, vor allem 
in den Dachsäulen, bieten der Bergeschere Wi-
derstand. Gasgeneratoren von Airbags, die mög-
licherweise beim Unfall nicht ausgelöst haben, 
können zur Gefahr für die Retter werden. Die 
Feuerwehren können nicht die Konstruktionsde-
tails aller gängigen Automodelle auswendig wis-
sen. Der Zeitdruck erzeugt zusätzlich Stress. Die 
vom ÖAMTC vorgeschlagene Rettungskarte 
kann einen entscheidenden Zeitvorsprung brin-
gen.  
 

 
 
Voraussetzung ist, dass man sich die passende 
Rettungskarte für sein Fahrzeug im Internet her-
unter lädt (www.oeamtc.at/rettungskarte) und sie 
hinter der Fahrer-Sonnenblende im Auto depo-
niert. Der Kleber "Rettungskarte im Fahrzeug", 
der beim ÖAMTC erhältlich ist, signalisiert den 
Rettungskräften, dass sich die wesentlichen Infos 
über die Fahrzeugkonstruktion im Fahrzeug be-
finden.  
 
Bewusstseins- Kampagne 
„7 Schicksale – 7 Schatten“ 
 
Die österreichweite Bewusstseins-Kampagne "7 
Schicksale - 7 Schatten" richtet sich gezielt an 
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jugendliche Verkehrsteilnehmer ab 15 Jahren, 
die über Berufsschulen und höhere Schulen er-
reicht werden. Die Schicksale tödlich verunglück-
ter Jugendlicher – symbolisiert über Schattenfigu-
ren - sollen die Schüler persönlich ansprechen 
und sie dazu anregen, ihr Verhalten im Straßen-
verkehr zu überdenken 
 

 
Kindersitze verbessern sich durch Hart-
näckigkeit der Automobilclubs Jahr für Jahr 
 
Der ÖAMTC führt mittlerweile seit elf Jahren Ver-
gleichstests mit Kindersitzen verschiedener 
Preis- und Gewichtsklassen durch. Obwohl sich 
die gesetzlichen Anforderungen in dieser Zeit 
kaum verändert haben, wurden viele Produkte 
von den Herstellern deutlich verbessert. Die ge-
testeten Produkte schneiden mittlerweile durch-
wegs positiv ab Das ist ein Erfolg der hartnäcki-
gen Forderungen und strengen Prüfbedingungen 
des ÖAMTC. (Alle Details unter 
www.oeamtc.at/tests). 
 

 
Studie Sekundenschlaf: Übermüdung als häu-
fige Unfallursache. 
 
"Plötzlich war ich weg", so schildert ein Autofah-
rer, wie er einen Sekundenschlaf erlebt hat. Viele 
Verkehrsunfälle, besonders in den frühen Mor-
genstunden, sind auf Übermüdung zurückzufüh-
ren. Aus diesem Grund haben ÖAMTC, das Insti-
tut für Schlaf-Wach-Forschung (ISWF) und die 

ASFINAG erstmalig in Österreich eine gemein-
same, großangelegte Nachtfahr-Studie zur nähe-
ren Erforschung des Sekundenschlafs durchge-
führt. Die Ergebnisse zeigen: "Ein Sekunden-
schlaf kommt keinesfalls aus dem Nichts, son-
dern kündigt sich bei allen Autofahrern durch 
ähnliche Verhaltensweisen an." 
 
Motorrad-Verkehrssicherheit 
 
Auch Motorräder werden technisch immer siche-
rer. Abseits aller technischen Verbesserungen ist 
es aber immer der Mensch, der seine Maschine 
beherrschen muss. Fahrtechnikkurse setzen 
genau dort an. Kurvenfahren, Bremsen und Aus-
weichmanöver sowie das Trainieren der richtigen 
Blicktechnik sind die Schwerpunkte bei den Mo-
torrad-Fahrtechniktrainings des ÖAMTC. Durch 
das Training gewinnen die Kursteilnehmer fahre-
rische Sicherheit.  
 

 
 
FIA: "Decade of Action for Road Safety“ 
 
Wichtig bei Verkehrssicherheitsthemen ist für den 
ÖAMTC auch die internationale Zusammenar-
beit. Der ÖAMTC ist einer von 224 Clubs welt-
weit, die der Fédération Internationale de l'Auto-
mobile (FIA) angehören. In dieser Eigenschaft 
trägt der österreichische Club alle Verkehrssi-
cherheitsinitiativen der FIA mit und ist vielfach 
Ideengeber sowohl auf internationaler als auch 
auf nationaler Ebene. Weltweit sterben jährlich 
mehr als 1,2 Millionen Menschen an den Folgen 
von Verkehrsunfällen, 50 Millionen Menschen 
tragen zum Teil schwere Verletzungen davon. 
Aus diesem Grund hat die FIA die weltweite 
"Decade of Action for Road Safety" (ein Zehn-
Jahres-Aktionsplan für Verkehrssicherheit) ins 
Leben gerufen. Der ÖAMTC führt im Rahmen 
dieser Dekade laufend Verkehrssicherheitspro-
jekte in Österreich durch. 
 
Die ÖAMTC-Broschüre "In Zukunft: Sicher" gibt 
es zum kostenlosen Download unter 
www.oeamtc.at/inzukunftsicher. Sie kann auch 
telefonisch in der ÖAMTC-Öffentlichkeitsarbeit 
unter der Nummer (01) 711 99 1218 angefordert 
werden. 
 

Andreas Achrainer 
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„Mit einem Modal-Split von über 30 % sind wir EU-weit 
absoluter Spitzenreiter“: RCA-Vorstand Andreas Fuchs 

 

GSV Interview mit RCA Vorstand Andreas Fuchs:
 

„Durch die Hebung der Rationalisierungspotenziale
ist die RCA betriebswirtschaftlich überlebensfähig“

 
 
GSV: Österreich hat im europäischen Vergleich 
im Güterverkehr einen hohen Modal Split- Anteil 
der Schiene von rund einem Drittel. Die Ver-
kehrsministerin will diesen Anteil sukzessive auf 
40% erhöhen; die von Herrn Kern angekündigten 
Einschränkungen im Güterverkehr werden – 
nach seinen eigenen Angaben – einen Rückgang 
der Schiene im Modal Split auf unter 30% zur 
Folge haben. Konterkarieren die ÖBB die Ver-
kehrspolitik? 
 
Fuchs: Der hohe Modal-Split in Öster-
reich ist auf die schienenfreundliche 
österreichische Verkehrspolitik und auf 
das Anschlussbahn-Förderprogramm 
zurückzuführen. 
 
Unser Ziel ist es auch weiterhin führend 
im Modal Split durch ein flächendecken-
des, CO2-armes und wettbewerbsfähi-
ges Angebot zu sein. Mit einem Modal-
Split von über 30 % sind wir EU-weit 
absoluter Spitzenreiter, wir liegen damit 
weit über dem Schnitt von rund 20%. 
Der Anteil wird wie in der Vergangenheit 
jedoch von der Verkehrspolitik abhän-
gen und nur mit entsprechenden Förde-
rungen und Beihilfen auf dem hohen 
Niveau zu halten sein. Rail Cargo Aus-
tria wird durch Produktivitätssteigerun-
gen ihren Teil dazu beitragen.  
 
Den Zielkonflikt zwischen der Verpflich-
tung zu einer betriebswirtschaftlichen 
Gebarung und dem Willen der Ver-
kehrspolitik, den Anteil der Schiene am 
Gütertransport zu erhöhen, hat auch das 
frühere RCA-Management erkannt, aber 
keine Konsequenzen gezogen. Sie wol-
len den Gordischen Knoten zerschla-
gen, indem Sie sich von unwirtschaftli-
chen Dienstleistungen trennen und Tari-
fe erhöhen. Eine andere Alternative 
wäre, die hohen Overheads im Ver-
gleich zu privaten EVU zu reduzieren 

und damit die Wirtschaftlichkeit zu erhöhen. Se-
hen Sie hier Einsparungspotenzial? 
 
Sich von nicht profitablen Geschäftsfeldern zu 
trennen und Tarife zu erhöhen sind nur Teilas-
pekte des vor rund einem Jahr gestarteten Turn-
around-Programms. Kundenorientierung hat bei 
uns oberste Priorität. Unser Ziel ist es besser, 
schneller und effizienter zu werden. Die Verein-
fachung von Strukturen und die Steigerung der 
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Produktivität sind für uns wesentliche Hebel, um 
die Wirtschaftlichkeit zu erhöhen. Im Rahmen 
des Turnarounds wird auch der Overhead redu-
ziert. Grundsätzlich haben wir jedoch als Netz-
werkbahn im Vergleich zu privaten EVU, die sich 
auf Ganzzüge konzentrieren, einen deutlich hö-
heren dispositiven Aufwand. 
 
Ein Beispiel zur Vereinfachung der Strukturen 
und damit auch Reduktion des Overheads ist 
auch die Straffung bzw. Homogenisierung unse-
res Beteiligungsportfolios von 108 auf rund die 
Hälfte. 
 
Könnten Sie sich ein - modifiziertes – kanadi-
sches Modell (Verkehr auf den Hauptachsen 
durch RCA und Betriebsabwicklung im nieder-
rangigen Schienennetz durch private „Shortli-
ners“, die in Kanada fast überall schwarze Zahlen 
schreiben) vorstellen? 
 
Amerikanische mit europäischen Verhältnissen 
zu vergleichen hinkt aus mehreren Gründen: z.B. 
längere Strecken aufgrund der Größe das Lan-
des, höhere Achslasten, längere Züge, etc. 
 
Aber natürlich gibt es auch bei uns Beispiele für 
eine Zusammenarbeit mit privaten EVU und wir 
werden auch in Zukunft, dort wo wir selbst nicht 
wirtschaftlich anbieten können, derartige Modelle 
prüfen.  
 
Verlader und Spediteure kritisieren die Tarif-
erhöhungen und verweisen auf die Konsequenz 
– die Rückverlagerung auf die Straße. Eine Spe-
dition (Roland) berichtet, dass sie mittlerweile 
30% weniger Volumen mit RCA abwickelt. Stören 
Sie diese Mengenverluste nicht? 
 
Zwei Drittel der im Turnaround geplanten Ergeb-
nisverbesserungen basieren auf Produktivi-
tätssteigerungen und rund ein Drittel betrifft 
Maßnahmen am Markt. Bei betriebswirtschaftlich 
defizitären Verkehren mussten wir Preiserhöhun-
gen am Markt vornehmen. Uns war bei Umset-
zung dieser Preismaßnahmen bewusst, dass wir 
dadurch Mengen verlieren werden.  
 
Im Mittelpunkt der Diskussion stehen die Holz-
transporte. Die RCA konnte zwischen 1996 und 
2007 eine Verdoppelung von 6 auf 12 Mio. t. – 
bei starken Nachfrageschwankungen - erreichen; 
gegenwärtig sind es rund 10 Mio. t. Die Branche 
argumentiert, Tariferhöhungen bis zu 30% könn-

ten eine Verlagerung von 5 Mio. t. auf die Straße 
und damit 200.000 zusätzliche Lkw-Fahrten zur 
Folge haben. Die ÖBB hätten, so argumentieren 
Kritiker, in ihrem Nachhaltigkeitsbericht darauf 
hingewiesen, dass ein Lkw-Transport gegenüber 
dem Transport auf der Schiene 16mal so viel 
CO2-Emissionen verursache. Ist Klimaschutz 
kein Argument? 
 

 

RCA sucht gemeinsame Lösung mit der Holz-Branche 
 
Wir wollen – wie gesagt - auch weiterhin ein flä-
chendeckendes, CO2-armes und wettbewerbsfä-
higes Angebot bieten. Aufgrund von stark kos-
tenunterdeckten Verkehren im Bereich Holz wa-
ren aber Preiserhöhungen im Bereich Import und 
Rundholz notwendig. Des Weiteren wurde auch 
für Bedienstellen, die nur in einem sehr geringen 
Ausmaß - oder teilweise gar nicht - von der Wirt-
schaft genutzt wurden, Sonderbedienfrachten 
eingeführt oder die Bedienstellen geschlossen. 
Unser Ziel ist es, eine gemeinsame Lösung mit 
der Holz-Branche zu finden. Aus diesem Grund 
wurde die Kooperationsplattform „Holz Bahn 
Logistik“ zwischen RCA und FHP eingerichtet. Im 
Rahmen dieser Plattform wird laufend der Erfolg 
und die Nachhaltigkeit der gemeinsam erarbeite-
ten Lösungen evaluiert. Als Alternative zum Aus-
stieg aus dem Bereich Hackgut haben wir bei-
spielsweise das Konzept HANNI (Hackgut-Netz 
National und International) entwickelt. 
 
Ihre Vorgänger haben das – nach deren eigenen 
Angaben – „größte Waggon-Beschaffungspro-
gramm in der Geschichte der ÖBB“ auf den Weg 
gebracht – mit dem Ziel, bis 2012 rund 6.750 
Güterwaggons mit einem Investitionsvolumen 
von rund 600 Mio. EUR in Betrieb zu nehmen. 
Wie beurteilen Sie diese Disposition – vor allem 
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aus dem Blickwinkel der angestrebten Redimen-
sionierung? 
 
Das aktuelle Wagenbeschaffungsprogramm mit 
einem Investitionsvolumen von rd. 440 Mio. Euro 
im Zeitraum 2007 – 2012 wird einen wesentli-
chen Beitrag im Wettbewerb bieten. Triebfahr-
zeuge und Waggons sind die wichtigsten Erfolgs-
faktoren im Schienengüterverkehr. Des Weiteren 
wird RCA ein gut funktionierendes Asset-
management aufbauen, das sämtliche Bereiche, 
begonnen von Wagenbeschaffung, Auslastungs-
steuerung über Fuhrparkwartung bis hin zum 
Verkauf der Wagen, abdecken wird. 
 

 
Aktuelles Waggonbeschaffungsprogramm als 
wesentlicher Beitrag im Wettbewerb 
 
 
Die Speditionsholding als Tochter von RCA wur-
de von den privaten Spediteuren mit dem Argu-
ment kritisiert, die RCA mache damit ihren eige-
nen Kunden Konkurrenz. Wie beurteilen Sie die-
sen Konflikt und welche Lösungen zur Entschär-
fung sind für Sie vorstellbar? 
 
Jede große Bahn in Europa, wie beispielsweise 
DB oder SNCF, betreiben eigene Speditionen. 
Wir sehen die Speditionsleistungen als eine Er-
gänzung und einen wichtigen Wettbewerbsvorteil 
gerade im südosteuropäischen Raum.  
 
Mit dem NINA-System wollen Sie die Qualität des 
Kombinierten Verkehrs verbessern. Das zugrun-
de liegende Sammel- und Verteilnetz nach dem 
Prinzip des „Hub & Spoke“ haben schon Ihre 
Vorgänger umgesetzt – damals mit acht 
Verschubknoten, 104 Bedienknoten und 541 
Abfertigungsstellen. Worin unterscheidet sich 
NINA? 

NINA ist kein Einzelwagen-System, sondern ein 
System von intermodalen Ganzzügen, nach fes-
ten Fahrplänen, mit fixen Wagengarnituren und 
Triebfahrzeugbindungen, die jeweils am frühen 
Abend vom NINA-Ausgangsterminal zum zentra-
len NINA-Knoten-Terminal Wels fahren, dort 
zwischen 22 Uhr und 2 Uhr behandelt werden, 
und am nächsten Morgen wieder das NINA-
Ausgangsterminal erreichen. 
 
Der Anfangserfolg von NINA wird von Kritikern 
dem Umstand zugeschrieben, dass das Konzept 
kurzfristig umgesetzt worden ist und sich 
Verlader damit – wie eine Fachzeitschrift 
schreibt: „mangels Alternativen“ noch abfinden. 
Rechnen Sie damit, dass Ihnen durch NINA wei-
tere Konkurrenz von privaten EVU erwächst? 
 
NINA wurde mit 1.4.2011 in Verkehr gesetzt. Das 
grundsätzliche Konzept wurde bereits im Jänner 
2011 dem Verein CombiNet, der die wesentli-
chen Kundengruppen vertritt, präsentiert. Es ist 
vorstellbar, dass private Eisenbahnunternehmen 
für ausgewählte Ganzzugsverbindungen ihre 
Dienstleistungen anbieten. Wenig realistisch ist 
aber, dass private Anbieter quasi ein zweites 
NINA-System kreieren bzw. anbieten. 
 
Wie hoch ist gegenwärtig der Marktanteil privater 
EVU am Schienengüterverkehr in Österreich und 
welche Zuwächse - damit Rückgänge bei der 
RCA - erwarten Sie? 

 

Private EVU haben einen Marktanteil von 13% - 
Tendenz steigend 

 
Der Anteil privater EVU lag 2010 bei rund 13% 
gemessen an den Bruttotonnenkilometer. In Zu-
kunft ist mehr Mitbewerb insbesondere im Ganz-
zugsbereich und ein verschärfter Kostendruck zu 
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Terminal Freudenau wird an NINA angebunden (oben); mit 
dem Ennshafen werden Gespräche geführt 

erwarten. Unser Ziel ist, auch in Zukunft unange-
fochtene Nummer 1 in Österreich zu bleiben. 
 
Warum sind der Wiener Hafen und der Enns-
hafen als bedeutende Terminals nicht in NINA 
eingebunden? 
 
Das Terminal Wien Freudenau war ab 1.4.2011 
an NINA angebunden. Die Auslastung der Züge 
von/nach Wien Freudenau Hafen erreichte auch 
nach mehreren Wochen nicht die erforderliche 
Auslastung. Daher wurde die Anbindung einge-
stellt. Spätestens Mitte Dezember 2011 wird 
auch das Terminal Wien Freudenau Hafen wie-
der an NINA angebunden sein. Was das Termi-
nal Enns betrifft werden derzeit konstruktive Ge-
spräche geführt. 
 
Der Wunsch der Terminalbetreiber, dass auch 

ihre Terminals an NINA angebunden sein sollen, 
zeigt uns, dass wir mit NINA eine marktfähige 
und attraktive Dienstleistung realisiert haben. 
 
Wie sehen Sie die Zukunft der „Rollenden Land-
straße“? Der Rechnungshof hat ja einmal emp-
fohlen, die Subventionen statt in die RoLa in den 
Unbegleiteten Kombinierten Verkehr fließen zu 
lassen. Das gegenwärtige – distanzunabhängige 
- Subventionssystem der RoLa verleitet zum 
Angebot kurzer Strecken wie die rund 90 km des 
Brenner-Shuttle, auf denen die Lenker die vorge-
schriebenen Ruhezeiten nicht einhalten können. 
Ist hier an Änderungen gedacht? 
 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, die Rollende 
Landstraßen (ROLA) betreiben, erhalten abhän-
gig von der Strecke und der Tageszeit unter-
schiedliche GWL-Zahlungen pro befördertem 

Lkw. Die GWL-Beträge für die ROLA sind 
im GWL-Vertrag auf der Homepage des 
BMVIT veröffentlicht. ÖKOMBI, eine 100 
%ige Tochterfirma von Rail Cargo Austria, 
ist Betreiber der ROLA und unangefoch-
tener Marktführer in Europa. Die ROLA ist 
ein verkehrspolitisches Instrument mit 
dem Ziel, Lkw von der Straße auf die 
Schiene zu bringen. 2010 wurden 
345.000 Lkw mit der ROLA transportiert.  
 
In Österreich bestehen derzeit rund 1.150 
Anschlussbahnen, über die jährlich rund 
66 Mio. t Fracht – annähernd zwei Drittel 
des gesamten Frachtvolumens – in 1,65 
Mio. Güterwagen bewegt werden. Wir 
haben derzeit eines der besten An-
schlussbahnförderprogramme in Europa. 
Wie sehen Sie die Zukunft der An-
schlussbahnen? 
 
Neben Terminals sind Anschlussbahnen 
für uns die „Einfüllstutzen“ und stellen die 
Basis dar, um Mengen in das System 
Bahn zu bringen und überhaupt die 
Marktanteile zu halten. Wir evaluieren 
laufend unsere Bedienstellen und An-
schlussbahnen, und auch in Zukunft kann 
es punktuell bei Aufkommens-, Markt- 
oder Kostenveränderungen zu Adaptie-
rungsmaßnahmen kommen.  
 
Im Gegensatz zu „Staatsbahnen“ in ande-
ren Ländern will RCA auch künftig Ein-
zelwagenverkehre betreiben. Wie lässt 
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Anschlussbahnen sind „Einfüllstutzen“

sich dieses Konzept zum Erfolg führen und wel-
chen Bedeutung hat hierfür die Einbindung in die 
XRail-Gruppe? 
 

Einige Staatsbahnen haben sich aus dem Ein-
zelwagenverkehr zurückgezogen, während wir 
gemeinsam mit sechs weiteren Staatsbahnen die 
Allianz XRail gegründet haben. Ziel der Produkti-
onsallianz „Xrail“ ist die Wiederbelebung und 
wirtschaftliche Effizienzsteigerung des internatio-
nalen Einzelwagenverkehrs in Europa. Neben 
RCA gehören DB Schenker, SNCB Logistics, CD 
Cargo, CFL Cargo, Green Cargo und SBB Cargo 
zu den Treibern von „Xrail“. 
 
Gemeinsam gilt es, die Produktion im internatio-
nalen Einzelwagenverkehr, sowohl durch hohe 
Qualität und Zuverlässigkeit als auch durch die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, für den 
Kunden wieder attraktiv zu machen. Diese Ziele 
werden von der Allianz durch die Anwendung der 
gemeinsam festgelegten hohen Standards in 
Bezug auf Qualität und Serviceleistungen für den 
Kunden spürbar. 

Gegenwärtig wird der Bau der Breitspur bis Wien 
diskutiert. Kritiker wenden ein, die Breitspur er-
reiche den rumänischen Hafen Galati und wenn 
man von dort in Richtung Österreich die Donau 
ausbaue – und damit deren Kapazität erhöhe -, 
würde das einen Bruchteil des Breitspurbaues 
nach Wien kosten. Welche Position nehmen Sie 
in dieser Diskussion ein? 
 

 
 
Die RoLa ist ein verkehrspolitisches Instrument 

 
Ob die Breitspur bis Wien ausgebaut wird ist eine 
verkehrspolitische Entscheidung. Als RCA sehen 
wir eine Anbindung der aufstrebenden Wirt-
schaftszentren Russlands und China auf dem 
Landweg mit Österreich als Wachstumschance. 

 
Der Bau des Terminals Inzersdorf scheint nun ins 
Stadium der Realsierung zu kommen. Wie be-
werten Sie Pläne, auch im Norden Wiens – etwa 
im Marchfeld zwischen dem nördlichen Ast der 
Ostbahn (Österreich-Slowakei) und der Nord-
bahn (Österreich-Tschechien) – einen Terminal 
zu errichten? 
 
Man kann die Wettbewerbsvorteile der Bahn am 
besten nutzen, wenn man Punkt-Punkt-Verkehre 
über lange Strecken fährt. Punkt-Punkt heißt, 
möglichst viele Mengen an EINEM Punkt zu 
sammeln. Viele kleine Terminals auf engem 
Raum behindern die Effizienz und Effektivität des 
Bahntransportes, denn dann muss man die Ter-
minals miteinander verbinden, und zwar auf kur-
zen Strecken und mit einem zusätzlichen Waren- 
oder Containerumschlag. Das macht die Bahnlö-
sung wieder weniger wettbewerbsfähig im Ver-
gleich zur Straße. Daher ist ein großer Terminal 
immer besser als mehrere kleine Terminals. 
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SCHIENE / IM GESPRÄCH 
Bei einer Tagung in Lenzing haben Sie – was die 
Expansionspläne von RCA in andere Länder 
betrifft – zwischen Kernländern und Präsenzlän-
dern unterschieden. Was sind Kern- und was 
Präsenzländer? 
 
RCA wird zukünftig neben dem Heimmarkt Öster-
reich und Ungarn in Südosteuropa und Norditali-
en aktiv sein. In Westeuropa werden Partner-
schaftsstrategien forciert. 
 
Als Kernländer haben wir jene Märkte definiert, in 
denen wir ein besonders großes Entwicklungspo-
tenzial in den nächsten Jahren sehen. Zu den 
Kernländern zählen Norditalien, Tschechien und 
der türkische Raum. Als Präsenzländer wurden 
jene Länder definiert, die relevante Mengen in 
unser Netzwerk einsteuern, weil sie zum Beispiel 
auf einem Korridor zu einem der Kernländer lie-
gen. Wir wollen neben den bereits bestehenden 
Speditionen im südosteuropäischen Raum dort 
auch unsere internationalen Eigenproduktions-
aktivitäten ausbauen.  
 
Zur Gestaltung der künftigen Zusammenarbeit 
mit der DB wurde vor mehreren Jahren das Kon-
zept „RailSelect“ entwickelt. Man hat davon län-
gere Zeit nichts mehr gehört. Ist RailSelect tot? 
 
Das Projekt „RailSelect“ wird nicht weiter verfolgt. 
Es gibt jedoch mit DBSR gemeinsame Initiativen 
und Projekte zur Forcierung des gemeinsamen 
Güterverkehrs im Sinne unserer Kunden. 
 

Sie haben kürzlich bei einer Vortragsveranstal-
tung erklärt, ohne Restrukturierungsmaßnahmen 
würde es „RCA nicht mehr geben“. Können Sie 
das näher erläutern? 
 
Die Wirtschaftskrise führte 2009 zu einem histori-
schen Einbruch der internationalen Logistikmärk-
te und verschärften Preiswettbewerb infolge von 
Überkapazitäten. RCA und Rail Cargo Hungaria 
waren massiv betroffen und mit dramatischen 
Umsatzeinbrüchen und starkem Rückgang des 
Frachtaufkommens konfrontiert (RCA -17%, Rail 
Cargo Hungaria -27% Tonnen-Rückgang). Im 
Jahr 2010 gab es eine positive Mengenentwick-
lung ohne entsprechende Umsatzentwicklung. 
Die Folge war im Jahr 2010 ein hoher Verlust (im 
Teilkonzern RCA insgesamt ein Abgang von rd. -
353 Mio. Euro EBT und davon rd. -114 Mio. Euro 
operatives Ergebnis). 
 
Ziel des Programms Turnaround, das vor rund 
einem Jahr gestartet wurde und der neuen Stra-
tegie ist es, den Teilkonzern nachhaltig betriebs-
wirtschaftlich erfolgreich auf Schiene zu bringen. 
Die gesetzten Maßnahmen zeigen bereits erste 
Erfolge, müssen aber weiter konsequent verfolgt 
werden. Durch die Hebung der Rationalisie-
rungspotenziale ist die RCA betriebswirtschaftlich 
überlebensfähig und in der Lage, dem Wettbe-
werb zu begegnen und Kunden am Markt erfolg-
reich zu begleiten. 
 

Das Gespräch führte Peter Kudlicza 
 

 

 
 
Teilkonzern RCA soll nachhaltig betriebswirtschaftlich erfolgreich auf Schiene gebracht werden 
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Niederösterreichische Verkehrsorganisationsgesellschaft (NÖVOG):
 

Die Zukunft der Regionalbahnen Niederösterreichs
 
Die NÖVOG (Niederösterreichische Verkehrsor-
ganisationsgesellschaft m.b.H.) wurde 1993 ge-
gründet, um den öffentlichen Regionalverkehr in 
Niederösterreich zu organisieren. Nach der Ent-
scheidung für St. Pölten als Landeshauptstadt 
entstand mit dem Schnellbussystem „Wieselbus“ 
ein effizientes öffentliches Verkehrsmittel, das 
2011 sein 15-jähriges Jubiläum feiert. 1997 kam 
die Niederösterreichische Schneebergbahn 
GmbH – ein Joint Venture zwischen ÖBB und 
NÖVOG – als Tochtergesellschaft dazu. 2001 
startete im Auftrag der NÖVOG – betrieben durch 
die ÖBB -  der Tourismusverkehr im Waldviertel 
zwischen Gmünd und Groß Gerungs. 2006 folgte 
der Abschnitt zwischen Gmünd und Litschau. 
2011 nutzten 23.300 Fahrgäste das Angebot der 
Waldviertelbahn. Seit 2002 verkehrt der Reblaus-
Express zwischen Retz und Drosendorf. Er hat 
mittlerweile 22.000 Fahrgäste. 2005 wurde die 
Schneeberg Sesselbahn GmbH als Tochterge-
sellschaft der Niederösterreichischen Schnee-
bergbahnen GmbH eröffnet. 2007 erfolgte die 
Inbetriebnahme des „Ötscherbären“ auf der 
Mariazellerbahn. 
 
Neupositionierung 2010 
 
Am 14. Jänner 2010 unterzeichneten das Land 
Niederösterreich, die Republik Österreich und die 
ÖBB eine Grundsatzvereinbarung zur Übernah-
me von 630 km Regionalbahnstrecken – viele 
davon bereits eingestellt oder kurz vor der Ein-
stellung. Im März 2010 erhielt die Gesellschaft 
den Auftrag zur Umsetzung dieser Grundsatz-
vereinbarung. Es folgte die Umwandlung in ein 
operatives Verkehrsunternehmen.  
 
Mit Stichtag 12. Dezember 2010 wurden sämtli-
che der NÖVOG von den ÖBB übertragenen 
Strecken übernommen. Seither ist die NÖVOG 
ein Eisenbahnunternehmen und verfügt über ein 
Schienennetz von 630 km Länge, wovon derzeit 
380 km genutzt werden. Außerdem betreibt die 
NÖVOG  11 Schnellbuslinien unter der Marke 
„Wieselbus“ und drei Bergbahnen. 
 
Die NÖVOG betritt täglich Neuland. Das betrifft 
die unterschiedlichsten Tätigkeitsbereiche. So ist 

die Kooperation zwischen NÖVOG und Niederös-
terreichischem Straßendienst völlig neu in der 
österreichischen Verkehrslandschaft. NÖVOG-
Geschäftsführer Gerhard Stindl und Peter 
Beiglböck – in seiner Funktion als Leiter der 
Gruppe Straße des Landes Niederösterreich 
auch GSV-Vorstandsmitglied - vereinbarten, dass 
die stillgelegte Bahninfrastruktur durch den Stra-
ßendienst betreut und instand gehalten wird. 
Dazu gehören Tätigkeiten wie jährliche Brücken-
prüfungen, Hangsicherungen und die Wartung 
von Durchlässen. 
 
Schneeberg: Bahnhof, „Paradies der Blicke“ 
 
Die Niederösterreichische Schneebergbahn 
GmbH entwickelte sich seit 1997 zu einem Vor-
zeigebetrieb, der jährlich 130.000 Fahrgäste 
befördert und schwarze Zahlen schreibt. Ende 
April 2009 wurde nach zweijähriger Bauzeit auf 
1.800m Seehöhe der Bergbahnhof Hochschnee-
berg in Betrieb genommen. 10.000m³ Fels und 
14.000m³ Schnee mussten beseitigt werden, ehe 
mit 130 Hubschrauberflügen das Material auf den 
Berg gebracht werden konnte. Bereits im Herbst 
2009 erhielt der Bahnhof einen Sonderpreis beim 
Niederösterreichischen Baupreis und einen 
Anerkennungspreis beim Niederösterreichischen 
Holzbaupreis. Als erstes Projekt überhaupt wurde 
ein Bauwerk für beide Preise nominiert. 
 
Im Juli 2011 wurde mit dem „Paradies der Blicke“ 
direkt neben dem Bergbahnhof Hochschneeberg 
die höchst gelegene touristische Attraktion Nie-
derösterreichs eröffnet: Eine Galerie mit Werken 
des Puchberger Künstlers Voka sowie ein Kalei-
doskop mit Bildern des Schneebergs machen 
den Berg bei jedem Wetter zu einem attraktiven 
Ausflugsziel. Ein Rundwanderweg ermöglicht 
auch Menschen mit besonderen Bedürfnissen 
und ohne einschlägige Erfahrung ein entspann-
tes Bergerlebnis. 
 
Betriebszentrum Laubenbachmühle 
 
Der Bahnhof auf dem Hochschneeberg mit seiner 
tragenden Holzkonstruktion ist auch Vorbild für 
das Projekt Laubenbachmühle an der Maria-
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Von der Donauuferbahn zur Wachaubahn
In den kommenden Jahren sollen insgesamt 
25 Mio. EUR in die von der NÖVOG betriebe-
ne Wachaubahn investiert werden. Das Geld 
wird in die Gleisanlagen, die Attraktivierung 
der Bahnhöfe, die Anschaffung neuer Wag-
gons, die Einführung eines neuen Ticket-
Systems, die Automatisierung der Weichen 
und in die Werkstätte in Etsdorf fließen. 
 
Ab Juli 2012 sollen - in Abstimmung mit den 
öffentlichen Verkehrsmitteln - drei Zugpaare 
von Krems nach Emmersdorf und zurück 
fahren, zudem sollen Themenfahrten angebo-
ten werden. In den Nebensaisonen wird die 
Wachaubahn an Samstagen, Sonntagen und 
Feiertagen zwischen Krems und Emmersdorf 
verkehren. Überdies ist für 2012 die Gleissa-
nierung zwischen Spitz und Schwallenbach 
geplant, und es sollen alle Halte bedient wer-
den 

zellerbahn. Bei der Übernahme der Mariazel-
lerbahn wurde ein umfangreiches Investitionspa-
ket mit einer Gesamtsumme von 117 Mio. Euro 
geschnürt. 

Paradies der Blicke: Kaleidoskop in 1.800 m 
Höhe auf dem Schneeberg (oben); Lauben-
bachmühle: Bahnsteig mit Blick auf die offene 
Holzdachkonstruktion 
 
Bis 2014 sind Investitionen in neue Fahrzeuge, 
Werkstätten und Hochbauten sowie in die Strom-
versorgung und in die Zugsicherung geplant. In 
Laubenbachmühle, am Wendepunkt zwischen 
der Tal- und Bergstrecke der Mariazellerbahn, 
werden ein neuer Bahnhof und eine neue Be-
triebswerkstätte gebaut. Laubenbachmühle wird 
damit das neue touristische Portal der Maria-
zellerbahn. Die Planung des neuen Gebäudes 
hat das Architekturbüro Zieser (St. Pölten/Wien) 
übernommen. 
 
„Die Himmelstreppe“ 
 
„Die Himmelstreppe“ ist der Name der neuen 
Zuggarnituren, die ab 2013 auf der Strecke zwi-
schen St. Pölten und Mariazell verkehren wer-
den. Die neuen Zuggarnituren sollen diese 
Schmalspurbahn mit Komfort und Schnelligkeit 
zu einem modernen Nahverkehrsmittel machen. 
„Wenn künftig über Bahnfahren in Österreich 
gesprochen wird, muss über die Mariazellerbahn 
geredet werden. Unser Angebot ist der Standard 
der Zukunft“, ist Verkehrslandesrat Karl Wilfing 
überzeugt. 
 
Neun neue Triebwagengarnituren und vier Pano-
ramawagen mit Premiumausstattung wurden im 

Jahr 2011 bestellt. Im Dezember 2012 wird der 
erste Triebwagen geliefert. Im März 2013 soll die 
Erstinbetriebsetzung abgeschlossen sein. Die 
darauffolgenden Fahrzeuge werden im Monats-
rhythmus geliefert, das letzte im Dezember 2013. 
Das Investitionsvolumen für die Erneuerung des 
Fuhrparks beträgt 65 Mio. Euro. Ein erster Schritt 
zur Verbesserung der Infrastruktur wurde bereits 
im Herbst 2011 mit Sanierungsarbeiten an der 
Strecke gesetzt. 
 

 

Verkehrslandesrat Wilfing (links) und NÖVOG-
Geschäftsführer Stindl in der „Himmelstreppe“ 
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Siemens rüstet Nordbahn Strecke der ÖBB mit Zugsicherungssystem aus:
 

Premiere in Österreich
 
Die Österreichische Bundesbahnen Infrastruktur 
AG haben die Division Mobility and Logistics des 
neu gegründeten Siemens-Sektors Infrastructure 
and Cities mit der Ausrüstung der Nordbahn-
Strecke mit dem europäischen Zugsicherungs-
system (ETCS) zwischen Wien und B eclav 
(Tschechien) beauftragt. Bis Dezember 2013 
werden elf Bahnhöfe und die 87 Kilometer lange, 
zweigleisige Strecke mit moderner Zugsiche-
rungstechnik ausgestattet. Das Gesamtvolumen 
beträgt rund sieben Millionen Euro. Das Sie-
mens-System ermöglicht einen uneingeschränk-
ten Bahnverkehr über Landesgrenzen hinaus. 
Zusätzlich beinhaltet der vergebene Auftrag eine 
Option für die Ausrüstung des Wiener Haupt-
bahnhofs für weitere rund 4,5 Millionen Euro. 
Siemens Österreich erbringt neben der Projektlei-
tung auch das gesamte Engineering, die Monta-
ge und Inbetriebsetzung sowie große Teile der 
Entwicklung und Validierung des Systems. 
 
„Es freut mich sehr, dass Siemens diesen Auftrag 
für die ÖBB realisieren darf. Unser neues System 
kommt somit in Österreich zum ersten Mal zum 
Einsatz und das bei einem der größten österrei-
chischen Unternehmen und wichtigem Siemens-
Kunden. Der erfolgreiche Auftragsabschluss be-
stätigt die große Nachfrage nach maßgeschnei-
derten Produkten und Lösungen für Städte und 
den öffentlichen Verkehr“, so Arnulf Wolfram, 

verantwortlich für den neuen Sektor Infrastructure 
& Cities im Cluster CEE 
 
Europaweit einsetzbares System 
 
Die Strecke Wien-Breclav ist Teil des transeuro-
päischen ERTMS-Korridor E, der von Dresden 
nach Constantza an der rumänischen Schwarz-
meerküste führt. Das installierte Siemens-System 
Trainguard 200 RBC sichert durch standardisier-
te Schnittstellen zwischen Fahrzeug und Strecke 
die Funktionalität über Landesgrenzen hinaus. 
Diese standardisierten Schnittstellen erlauben 
eine Einbindung ohne aufwändige Adaptionen in 
die bestehende Infrastruktur – unterschiedliche 
Stellwerksbauformen werden unterstützt. 
 
Fahrzeuge, die mit ETCS Level 2 ausgerüstet 
sind, orten sich in diesem Streckenabschnitt 
selbständig und senden ihre Standorte zyklisch 
an die Streckenzentrale (Radio Block Center, 
RBC). Dieses erteilt dem Fahrzeug die Fahrter-
laubnis mittels Funkdatenübertragung – relevante 
Informationen werden auf dem Führerstands-
display angezeigt. Für die Übertragung wird das 
digitale Bahnmobilfunksystem GSM-R (Global 
System for Mobile Communication – Railways) 
genutzt. Die Ortsbestimmung erfolgt über Euro-
balisen – das sind elektronische Kilometersteine 
– als Referenzpunkte. 
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IIR Symposium „ÖPNV Tarifsysteme im Umbruch“:
 

Mehr Fahrgäste und höhere Erlöse durch e Ticketing
 
 
„ÖPNV-Tarif- und Vertriebssysteme im Umbruch“ 
waren Gegenstand eines zweitägigen Symposi-
ums des Institute for International Research (IIR) 
in Kooperation mit der GSV. Das IIR ist Mitglied 
der GSV. Die Referenten vermittelten den Teil-
nehmern – allesamt hochkarätige Vertreter vor 
allem von Verkehrsunternehmen und Verkehrs-
verbünden – aktuellste Informationen zu einer 
breiten Themenpalette von Preisbildung und 
Preiseffekten über Zusammenhänge zwischen 
Tarifen und dem Modal Split, e-Ticketing, 
NFC/RFID-Anwendungen bis zu Zukunftsmodel-
len für Kombination von Individual- und Öffentli-
chem Verkehr. 
 
Schwachstellen bei Tarif- und Vertriebssys-
temen 
 
Über Erfahrung mit Tarif- und Vertriebssystemen 
des ÖPNV berichtete Norman Schadler von der 
Schlichtungsstelle der Schienen-Control (SCG). 
Die Schlichtungsstelle hat die Aufgabe, berech-
tigten Kundeninteressen zur Durchsetzung zu 
verhelfen und langwierige Rechtsstreitigkeiten zu 
vermeiden. Die Behandlung von Einzelbe-
schwerden – 92% betreffen den ÖBB-
Personenverkehr - soll zu grundsätzlichen Ver-
besserungen für Fahrgäste führen, weil sie struk-
turelle Defizite offen legen. 
 
Als prinzipielle Schwachstellen der Tarif und Ver-
triebssysteme registriert die SCG mangelnde 
Kommunikation mit den Kunden, mangelnde 
Informationspolitik und Aufklärung durch die Ei-
senbahnunternehmen, späte oder unzureichende 
Beantwortung von Anfragen und Beschwerden 
sowie den Umstand, dass bei Fahrplanänderun-
gen auch Reisende mit Reservierung keine In-
formationen erhalten. Tarifbestimmungen seien 
nur schwer zugänglich und nicht immer aktuell; 
häufig fehlten Aushänge, Flyer oder sonstige 
Hinweise über die Tarifbestimmungen. Tarifsys-
teme mit bis zu 2.000 verschiedenen Tickets, 
zahlreichen Sondertarifen und Sonderbestim-
mungen sowie verschiedene Vertriebswege mit 
unterschiedlichen Regeln seien wenig verständ-
lich und überforderten nicht nur die Kunden, son-
dern auch die Mitarbeiter der Verkehrsunterneh-
men. 
 
Auch online-Buchungen funktionierten offensicht-
lich nicht so, wie man es erwarten würde. Die 
Systeme seien oft nicht auf dem aktuellen Stand 

der Technik, unübersichtlich, fehleranfällig und 
benachteiligten die Nutzer rechtlich gegenüber 
anderen Vertriebswegen. Bei den Fahrkartenau-
tomaten – der Vertriebskanal über den am häu-
figsten Tickets erworben werden – erregten 
Funktionsstörungen Ärgernis. Auch die Höhe des 
Wechselgeldes sei eng begrenzt. Die „Selbstbe-
dienungsstrecken“ im Nahverkehr kritisierte 
Schadler: „Der Ticketverkauf im Zug wäre für die 
Fahrgäste die bessere Lösung.“ 
 

Die wichtigsten Beschwerdegründe 2010 
 
Im Visier der SCG stehen auch Inkassogebüh-
ren. Die Einschaltung von Inkassounternehmen 
durch Verkehrsbetriebe und Verkehrsverbünde 
sei zwar legal, die Methode indes bedenklich. 
Kosten für die Betroffenen müssten in einem 
angemessenem Verhältnis zur betriebenen For-
derung stehen und die Eintreibung daher mög-
lichst kostensparend und effizient sein, fordert die 
SCG. 
 
Die Erfolgsbilanz – gemessen an den beendeten 
Schlichtungsverfahren – ist überwiegend positiv: 
Im Vorjahr hätten 88,6% der Verfahren im Sinne 
des Beschwerdeführers erledigt werden können; 
nur in 1,2% seien Beschwerden abgewiesen 
worden. Schadler: „Fast die Hälfte der Be-
schwerden beziehen sich auf Fahrgeldnachforde-
rungen, Inkassogebühren und Erstattungen; ein 
knappes Viertel auf Verspätungen bzw. Unre-
gelmäßigkeiten.“ Vergleichsweise gering seien 
Beschwerden über das Personal (6%). 
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Arten von e-Tickets 

„Jeder dritte Schweizer hat 
ein Halbtax-Abo“: VöV-
Manager Markus Thut 

Insgesamt habe die Schlich-
tungsstelle im Jahr 2010 Straf-
nachlässe und Entschädigungen 
in der Höhe von etwas mehr als € 
25.000 erwirkt. 
 
Tarife „radikal vereinfachen“ 
 
Der Schienenregulator fordert die 
Eisenbahnverkehrsunternehmen 
auf, einfachere und konsumen-
tenfreundlichere Vertriebsmodelle 
zu entwickeln. Tarife müssten 
radikal vereinfacht und Sonderta-
rife sowie Ausnahmebestimmun-
gen massiv reduziert werden. 
Neben einem einheitlichen Ticketsystem (e-
Ticket) regt die SCG auch eine Reform der Be-
förderungsbedingungen in Richtung Vereinheitli-
chung, besserer Information, Transparenz und 
weniger Bürokratie an. Der Ticketverkauf sollte 
grundsätzlich auch in Zügen möglich sein, 
schloss Schadler. 
 
Mit Fragen der Investitionen im Bereich e-
Ticketing beschäftigte sich Christian Nicke vom 
GSV-Mitglied Schieneninfrastruktur Dienstleis-
tungsgesellschaft mbH (SCHIG). Aus Sicht des 
Fahrgastes biete e-Ticketing vielfältige Vorteile 
und Chancen. Alle Systeme funktionierten ein-
fach nach dem Prinzip „touch and travel“; der 
Zahlungsvorgang könne rasch und bargeldlos 
abgewickelt werden. Tarifkenntnisse seien nicht 
erforderlich und durch Nutzung bekannter Tech-
nologien – etwa dem Mobiltelefon – würden Zu-
gangsbarrieren abgebaut werden. 
 
Kein „gläserner Kunde“ 
 
Den Vorteilen stünden indes auch Bedenken und 
Risiken gegenüber: Neue Systeme erregten 
Misstrauen und erforderten einer Phase der Ein-
gewöhnung. Würde vorab der Erwerb einer Chip- 
bzw. Bezahlkarte notwendig sein, wäre dies eine 
Zugangsbarriere für Gelegenheitsnutzer und 
durch die Möglichkeit der Wegenachverfolgung 
bei personalisierten Lösungen entstünde der 
Effekt des „gläsernen“ Kunden. Hierzu kämen 
eventuell Probleme durch Systemfehler bzw. 
Ausfälle. 
 
Vorteile für Verkehrsunternehmen seien unter 
anderem; so Nicke, Zeitersparnisse bei der Ab-
fertigung durch Wegfall der Bargeldmanipulation 
sowie - bei Lösungen mit Ein- und Auschecken - 
die Generierung exakter Fahrgastzahlen und 
deren Verwendung für die Verkehrsplanung. 
Zugangshindernisse würden reduziert werden; 
zudem könnte das Unternehmen neue Kunden 
gewinnen und Bestandskunden binden. Die Re-
duktion zur Vereinfachung der Vertriebsinfra-
struktur würde kostensenkend wirken. Die teure 

Automateninfrastruktur falle weg. Zwar müssten 
für Gelegenheitsnutzer weiterhin Papierfahr-
scheine angeboten werden, doch erfordere dies 
keine komplexen Automaten. 
 
Nachteilig seien der Mehraufwand durch einen 
parallelen, zusätzlichen Verkaufskanal, Systemri-
siken bei der Implementierung, Aufwendungen 
zur Gewährleistung der Datensicherheit sowie 
Investitionen in die Erstausrüstung und flächen-
deckende Implementierung. 
 
e-Ticketing „ein Gewinn“ 
 
Unterm Strich sei e-Ticketing ein Gewinn, denn 
die Verschlankung und Verbilligung der Verkaufs-
infrastruktur würde bei der Automatenhard- und –
software eine Einsparung von etwa 3.000 bis 
5.000 EUR pro Gerät bringen und zudem die 
Automatenbetreuung vereinfachen. Auch manu-
elle Fahrgastzählungen, für die etwa im Wiener 
Schnellbahnkorridor 80.000 EUR für 40 bis 50 
Mannwochen veranschlagt werden müssten, 
entfielen, resümierte Nicke. 
 
Über die Organi-
sierung von Tarif 
und Vertrieb im 
„Direkten Verkehr“ 
(DV) berichtete 
Markus Thut vom 
Schweizer Ver-
band öffentlicher 
Verkehr (VöV). 
Die Schweizer 
seien „Europa-
meister im Zug 
fahren“: Jeder 
Schweizer benut-
ze durchschnitt-
lich 47mal im Jahr 
die Bahn und 
fahre rund 2.100 
km. Das „Erfolgs-
geheimnis“ sei, 
dass mit einem 
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einzigen Fahrausweis ein Netz von rund 250 
angeschlossenen Transportunternehmen benützt 
werden könne. Angeboten werde ein 
Generalabo, das knapp 430.000 Personen nut-
zen und ein Halbtax-Abo, das jeder dritte 
Schweizer besitze. Die Zusammenarbeit im DV 
werde durch Vorschriften geregelt, die die Vertei-
lung der Einnahmen, der anfallenden gemeinsa-
men Kosten für Marketing und Distribution sowie 
Bestimmungen über Layout und Verkauf von 
Fahrausweisen betreffen. Der DV – er besteht in 
der Schweiz bereits seit 1883 - zeichne sich 
durch Komfort, Transparenz, Verlässlichkeit, 
einfachem Zugang und Qualität aus. Deshalb 
habe er „viele Fans“ (Thut). 
 
Die Zukunft der Verkehrsverbundtarife in Zeiten 
von erhöhtem Wettbewerbsdruck und knappen 
Budgets beleuchtete Herbert Kubasta von der 
oberösterreichischen Verkehrsverbund-Organisa-
tionsgesellschaft (OÖVG). Er stellte ein Ende der 
klassischen Verkehrsverbünde in den Raum. Der 
„regulierte Wettbewerb“ heble Verkehrsverbünde 
als Kooperationskonstrukt der Verkehrsunter-
nehmen im ÖPNV aus. 
 
Tarifsysteme an demografischen Wandel 
anpassen 
 
Kubasta regte strategische Zielvorgaben und 
klare Handlungsrahmen an, sprach sich jedoch 
gegen unmittelbare politische Einflussnahme auf 
Fahrpläne und Tarife im ÖPNV aus. Zudem sollte 
die Ausschöpfung der Finanzierung des Marktes 
zugelassen werden, um letztlich geringste Kosten 
für die öffentliche Hand zu erwirken. Auch müss-
ten die Tarifsysteme den demografischen Wan-
del berücksichtigen. Die junge Bevölkerung als 
„Fahrgäste der Zukunft“ entwickle sich rückläufig; 
die starke Zunahme der Zielgruppe der Senioren 
bewirke auch eine Veränderung der Abhängigkeit 
vom Auto. Tarife für Berufstätige sollten – mit 
verstärkter Unterstützung der Arbeitgeber – wei-
terentwickelt und neue Arbeitsbilder – etwa die 
Teilzeitarbeit – berücksichtigt werden. Für Viel-
fahrer müsse es ein Angebot vergleichbar dem 
Schweizer Generalabo geben, forderte Kubasta. 
Zu überlegen wären auch Sonderangebote, Ra-
batte, „all inclusive“– und Exklusivangebote. 
 
Dass die Einführung von e-Ticketing auch hohe 
Anforderungen an den Datenschutz stellt, ver-
deutlichte Andreas Krisch von mksult.at Informa-
tionssysteme. Schon in das Systemdesign müsse 
Datenschutz eingebaut werden („Privacy by De-
sign“); die Erstellung von Bewegungsprofilen 
müsse verhindert und die Datennutzung z.B. für 
Optimierungen anonymisiert werden. Nutzungs-
protokolle auf der Chipkarte müssten von den 
Betroffenen gelöscht werden können. Transport- 
und Stammdaten seien technisch und organisa-
torisch zu trennen und dürften nur für genau defi-

nierte Zwecke zusammengeführt werden. Die 
Datenübertragung zwischen den Systemkompo-
nenten (Chipkarte, Lesegerät, Back-End-System) 
müsse gesichert; die Speicherung auf der Chip-
karte verschlüsselt und zugriffsgeschützt sein. 
 
Datenschutzschulungen und Auditierung 
 
Die Betroffenen seien umfassend – gegliedert 
nach Geschäftsprozessen – allgemein verständ-
lich und mit Beschreibung der verarbeiteten Da-
ten zu informieren. Die Mitarbeiter im Verkehrs-
unternehmen müssten sich regelmäßig Daten-
schutzschulungen unterziehen und einer Daten-
schutzauditierung unterwerfen. 
 
Als mögliche Probleme beim e-Ticketing nannte 
Krisch das unberechtigte Auslesen der Chipkar-
ten bzw. das Mitlesen der Datenübertragung, das 
„tracking“ – das unerwünschte Aufzeichnen von 
Bewegungsprofilen - die Ortung und die Daten-
verwendung für Marketingstrategien – also der 
Zugriff auf personenbezogene Daten zu anderen 
Zwecken als zur Erbringung der Transportleis-
tung. Nicht auszuschließen seien auch Zugriffs-
wünsche von Strafverfolgungsbehörden – ver-
gleichbar mit der Vorratsdatenspeicherung von 
Telekommunikations-Verkehrsdaten. 
 
Besondere Vorkehrungen seien beim Einsatz von 
Radio-Frequency-Identification (RFID) erforder-
lich, da die Datenübermittlung zwischen Tag und 
Lesegerät ohne direkten Sichtkontakt, ohne In-
teraktion und für die Betroffenen unbemerkt – 
meist ohne Schutz vor unbefugten Datenzugriff 
(Krisch) - erfolge. Dadurch sei eine unbemerkte 
Informationssammlung und Missbrauch durch 
Dritte möglich. 
 

 
Gewohnte Routinen durchbrechen: Bernhard 
Engleder 
 
 
„Multimodalität ist der Schlüssel zu einer effizien-
ten regionalen Mobilität“, unterstrich Bernhard 
Engleder, Vorsitzender des Lenkungsausschus-
ses der im Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) 
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Homepage von AnachB.at 

Manager von Verkehrsunternehmen und Verkehrsverbünden informierten sich 
über neue Tarif- und Vertriebsstrategien 

eingerichteten ITS Vienna Region und GSV-
Vorstandsmitglied. 
 
Für jede Fahrt gebe es das optimale Verkehrs-
mittel, doch Alternativen zum eigenen Fahrzeug 
würden wenig genutzt; die Menschen verblieben 
in ihren gewohnten Routinen. Dabei könnten in 
urbanen Regionen bis zu 6% aller im motorisier-
ten Individualverkehr (MIV) zurückgelegten Wege 
in Richtung ÖPNV verschoben werden, sofern 
die hierfür notwendigen Informationen verfügbar 
seien: Wo kann ich 
umsteigen? Wie komme 
ich wieder zurück? Wie 
viel kostet mich das 
Angebot? Gibt es aktu-
ell Störungen, Verspä-
tungen oder Umleitun-
gen? 
 
 
Emotionen anspre-
chen 
 
„Wir müssen die Men-
schen noch mehr in 
Umbruchsituationen 
abholen – dann sind sie 
am ehesten bereit, ihre 
gewohnten Routinen zu 
durchbrechen“, betonte 
Engleder. Bisherige Services hätten sich vor 
allem an rationalen Kriterien wie Zeit und Geld 
orientiert, doch die Menschen müssten auch auf 
emotionaler Ebene erreicht werden: Image, Kom-
fort, subjektive Sicherheit, Gesundheit und ein 
ökologisches Bewusstsein beeinflussten die Dis-

position vieler Men-
schen mehr als der 
Preis an der Zapfsäule 
oder für ein ÖV-Ticket. 
Hier werde man die 
nächsten Schwerpunkte 
setzen und einen Proto-
typen des Projekts 
MyITS beim ITS Welt-
kongress 2012 in Wien 
vorstellen. 
 
Engleder beschrieb 
AnachB.at als gegen-
wärtig einziges System 
für intermodales Rou-
ting, das Individualver-
kehr und Öffentlichen 
Verkehr intelligent kom-
biniere. Das nächste 
Ziel sei eine gemeinsa-
me Verkehrsservice-
Plattform für ganz Ös-
terreich – für alle Ver-

kehrsarten und in bester Qualität. 
 
Verkehrsinformationen müssten jedenfalls allge-
mein zugänglich sein. „Niemand soll ausge-
schlossen werden – es darf keine Zweiklassen-
Verkehrsinformation geben“ (Engleder). „Elite-
szenarien“ oder „Verführungsszenarien“ - Ange-
bote für bestimmte Zielgruppen, die jedoch kom-
merzielle und keine verkehrs- oder umweltpoliti-
schen Ziele verfolgen – würden von öffentlicher 
Seite nicht unterstützt. 

Neben der reinen Verkehrsinformation müssten 
noch weitere Services, darunter Payment bzw. 
Ticketing, integriert werden, schloss Engleder. 
 
 

Peter Kudlicza 
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Zunehmend verschärfte innerstädtische Emissionsregularien werden 
den Einsatz von elektrisch betriebenen Bussen unumgänglich ma-
chen: GSV-Präsentation bei der Klagenfurter Verkehrstagung 

 

2. Klagenfurter Verkehrstagung „Mobilität – Technik – Zukunft“:
 

GSV Präsentation zeigt, dass elektrische Antriebe
heute für jeden Bustyp verfügbar sind

 
„Es besteht heute keine Notwendigkeit mehr, 
Busse im lokalen Linienverkehr mit Verbren-
nungsmotoren zu betreiben“, betonte der Gene-
ralsekretär der Österreichischen Gesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen (GSV), Peter Kud-
licza, bei der 2. Klagenfurter Verkehrstagung 
„Mobilität – Technik – Zukunft“. In seinem Vortrag 
über „Elektromobilität im öffentlichen Verkehr“ 
erklärte er, dass es für jede Fahrzeuggröße und 
jeden Aktionsradius technische Lösungen gebe: 
Für Kleinbusse, die in Stadtzentren 
verkehren, biete sich der Akkube-
trieb an, bei mittelgroßen Bussen 
habe die induktive Aufladung den 
Praxistest bestanden und für große 
Fahrzeuge sei das mehr als 100 
Jahre alte – und permanent weiter-
entwickelte – Konzept des O-
Busses alternativlos. Die Praxis 
mancher Verkehrsbetriebe, ihre mit 
Flüssiggas oder Erdgas betriebenen 
Busse als „sauber“ bzw. „umwelt-
freundlich“ zu deklarieren sei, so 
Kudlicza, „nicht einmal die halbe 
Wahrheit“: „Zwar ist der Schadstoff-
ausstoß gegenüber Dieselmotoren 
geringer, doch das Problem der 
CO2-Emissionen bleibt bestehen“. 
 
Akkumulator-Autobusse seien im 
Wien bereits im 1. Jahrzehnt des 20. Jahrhun-
derts in Betrieb gewesen; nun würden sie auf den 
im Stadtzentrum verkehrenden Citybuslinien 
erfreulicherweise wieder eingeführt. Dies werde 
gegenwärtig im Rahmen des A3Plus-Leit-
projektes „Klimamobil“ vorbereitet. Das Problem 
der geringen Reichweite lasse sich durch einen 
Batterietausch in der Garage lösen, was und nur 
wenige Minuten in Anspruch nehme. 
 
Für mittelgroße Busse – vornehmlich in Zonen, in 
denen Oberleitungen als störend empfunden 
werden – sei die fahrdrahtlose Stromversorgung 
das Mittel der Wahl. In Turin betreibe man „Midi-
Busse“ auf zwei Linien mit Streckenlängen von 
jeweils 7 km, deren Batterien an den Endstellen 

sieben Minuten lang induktiv aufgeladen werden. 
Solche Busse seien zwar in der Anschaffung 
etwa doppelt so teuer wie Fahrzeuge mit Diesel-
motoren und erforderten zudem Investitionen in 
die Aufladestationen und die Gleichrichter, doch 
die um etwa 20% längere Lebensdauer und die 
um 20% geringeren Unterhaltskosten bewirkten 
letztendlich annähernd gleich hohe Lifecycle-
Kosten wie bei Dieselbussen - allerdings mit er-
heblichen Umweltnutzen. 
 

Auf Linien mit hohem Fahrgastaufkommen – aber 
noch nicht so hoch, dass der Bau einer Straßen-
bahn zu rechtfertigen wäre – seien Trolleybusse 
(O-Busse) das geeignetste System. Trotz der 
Investitionen in die Energieversorgungsinfrastruk-
tur lägen die Fahrzeugkosten pro gefahrenem 
Kilometer mit 1,62 EUR nur unwesentlich über 
jenen eines Autobusses mit 1,58 EUR. Ohne 
Einbeziehung der Infrastrukturkosten schneide 
der O-Bus mit 1,41 EUR/km günstiger als der 
Autobus ab. „Die nicht zu vernachlässigenden 
monetären externen Kosten, etwa durch 
Gesundheits-, Vegetations- und Gebäudeschä-
den sowie als Folge Gesundheitsbeeinträchti-
gung, sind beim O-Bus deutlich geringer als bei 
Bussen mit Verbrennungsmotoren“, so Kudlicza. 
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In vielen Städten der Welt sind modernste Obusse – wie hier im tschechischen 
Pardubice – das Rückgrat des öffentlichen Verkehrs

In Kombination mit der Stromgewinnung aus 
Wasserkraft sei der O-Bus nicht nur lokal, son-
dern auch global ein Null-Emissions-Fahrzeug 
mit höchster Effizienz: Sowohl Wasserkraftwerke 
als auch Elektromotoren erreichten Wirkungsgra-
de jenseits von 90%. Zum Vergleich: der Wir-
kungsgrad von Dieselmotoren erreiche bis zu 45 
%, dies jedoch nur in einem kleinen Bereich des 
Kennfeldes. Bei Stop-and-Go-Verkehr sinke er 
oft unter 10%. 

 

Kudlicza kritisierte die in Österreich vor allem in 
Wien und Graz herrschende „pathologische Ab-
neigung“ gegen O-Busse und trat dem Argument 
entgegen, dass man stattdessen Straßenbahn-
strecken errichten sollte. Dies würde vielfach im 
Lichte des gegenwärtig – und auch des zu erwar-
tenden – Verkehrsaufkommens betriebswirt-
schaftlich nicht zu rechtfertigen sein. „Die Pla-
nung und der Bau der Infrastruktur für Straßen-
bahnen dauert im Regelfall 10 bis 20 Jahre, für 
O-Busse indes nur zwei bis vier Jahre. Die Inves-
titionskosten in die Infrastruktur sind bei der 
Straßenbahn zehnmal und beim Fuhrpark drei-
mal so hoch wie beim O-Bus.“ 

 
Im Rahmen seines Vortrages stellte der GSV-
Generalsekretär auch neue Lösungen vor, die 
zum Teil noch getestet werden – etwa der Ein-
satz von Superkondensatoren, die zwar nur 5% 
der Energie von Lithium-Ionen-Akkus speichern, 
jedoch Strom viel schneller aufnehmen können. 

 
In einem Joint-Venture mit einer US-ameri-
kanischen Firma werde dieses System in Shang-
hai praktisch erprobt. Dabei seien Haltestellen im 
Abstand von 3-4 km gleichzeitig Ladestationen, 

wo ausfahrbare Stromabnehmer an ein kurzes 
Stück Oberleitung andocken und innerhalb von 
zwei Minuten gerade so viel Strom ‚tanken‘, dass 
sie die nächste Haltestelle mit Lademöglichkeit 
erreichen. 
 
Erfolgversprechend sei auch der „Elektrobus der 
Zukunft“ von General Electric mit einem Dual-
Batteriesystem: Die Kombination einer Natrium-
Metallchlorid-Batterie mit einer Lithium-Ionen-

Batterie erlaube es, 
die jeweiligen Vorzü-
ge der beiden Typen, 
gesteuert durch ein 
elektronisches Ener-
giemanagement, zu 
nutzen. Solche Busse 
erzielten in den USA 
gegenwärtig Reich-
weiten bis zu 80 Mei-
len. Ziel seien 100 
Meilen. Dann könnte 
eine große Zahl der 
mehr als 840.000 in 
den USA zugelasse-
nen Busse – darunter 
480.000 Schulbusse 

– auf Elektrobetrieb umgestellt werden, da sie 
weniger als 100 Meilen am Tag fahren. 

 
Kritisch bewertete Kudlicza Brennstoffzellenbus-
se – vor allem Brennstoffzellen-Hybridbusse: 
„Zum Betrieb von Brennstoffzellen benötigt man 
Wasserstoff, der heute zu mehr als 90% aus 
fossilen Primärenergieträgern – Öl, Erdgas oder 
Kohle – gewonnen wird, was alles andere als 
nachhaltig ist“. Die Wasserelektrolyse sei zwar 
den Meisten als Experiment aus dem Physikun-
terricht bekannt, aber mit einem negativen Wir-
kungsgrad behaftet: „Der Energieverbrauch bei 
elektrolytischer Wasserstofferzeugung liegt bei 
110% des Wasserstoffbrennwertes. Kudlicza: 
„Und damit wird dann eine Brennstoffzelle betrie-
ben, die – wenn man Glück hat – einen Wir-
kungsgrad von 60% erreicht“. 

 
Die Wasserstoffelektrolyse werde erst dann wirt-
schaftlich vertretbar sein, wenn regenerative 
Energie gewissermaßen zum Nulltarif im Über-
maß zur Verfügung stehe und man nicht wisse, 
wohin damit. „An ein solches Szenario glauben 
jedoch nicht einmal die Fundamentalisten unter 
den Ökostrom-Proponenten“, schloss Kudlicza. 
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FH St. Pölten Studie zeigt Potenzial moderner Info Technologien
im Nahverkehr:

Dynamisch informierte Fahrgäste sind zufriedene Fahrgäste

Moderne Informationstechnologie ist der Schlüs-
sel zu zufriedenen Fahrgästen im öffentlichen 
Nahverkehr - mit viel Potenzial. Das zeigt eine 
aktuelle Studie der Fachhochschule St. Pölten. 
Es wurden die Bedürfnisse der Reisenden nach 
aktueller Fahrplan-Information den technischen 
Möglichkeiten des digitalen Zeitalters gegen-
übergestellt. Verschiedene Systeme für einen 
dynamischen - also zeitgerechten - Informations-
transfer von den Leitstellen an die Fahrgäste 
wurden dabei verglichen und einer Kosten-
Nutzenanalyse unterzogen. Diese bietet nun 
erstmals eine fundierte Basis für Entscheidun-
gen, wo welche elektronischen Informationssys-
teme wann am sinnvollsten zum Einsatz kommen 
könnten. 
 
Am Handy die aktuellsten Wetterdaten aus dem 
Skigebiet und die Börsenkurse aus New York - 
global und in Echtzeit informiert, könnte die War-
tezeit an der Haltestelle wie im Fluge vergehen. 
Wäre da nicht die lästige Fahrplanänderung, die 
man aber frühestens mit der Ankunft des verspä-
teten Busses erfährt. Denn der wettergegerbte 
Print-Fahrplan kennt kein Update im Minutentakt. 
Tatsächlich erlauben sogenannte dynamische 
Fahrgastinformationssysteme (DFI) aber genau 
das: Die aktuelle und flexible Information von 
Fahrgästen über die gegenwärtige Verkehrssitua-
tion. Nun wurde am Studiengang Eisenbahn-
Infrastrukturtechnik der Fachhochschule St. Pöl-
ten das Bedürfnis der Fahrgäste nach Informati-
on mit den technischen Möglichkeiten verschie-
dener Systeme in Beziehung gesetzt und vergli-
chen. Dank der weiteren Berücksichtigung der 
Lebenszyklus-Kosten solcher Systeme konnte so 
erstmals eine solide Entscheidungshilfe für ihren 
umfassenderen Einsatz geschaffen werden. 
 
Ewald Mayer, Absolvent des Studiengangs Ei-
senbahn-Infrastrukturtechnik, zeigt in seiner so-
eben fertiggestellten Bachelorarbeit Überra-
schendes, wenn es um das Bedürfnis der Fahr-
gäste nach aktueller Information geht. Dazu 
Mayer: "Gute - also aktuelle - Information über 
Fahrplanänderungen sind den Fahrgästen wich-
tiger als die Freundlichkeit des Personals und 
sogar wichtiger als der Umweltschutz. Ganz klar 
also ein Top-Kriterium für die Zufriedenheit von 
Kunden des öffentlichen Nahverkehrs." Diese 
eindeutigen Aussagen gelangen ihm durch einen 
umfassenden Vergleich verschiedener Studien 
aus dem deutschen Sprachraum, die sich inten-
siv mit den Bedürfnissen von Fahrgästen ausei-

nandersetzen. Das so erhaltene Bild dient Mayer 
als Grundlage für seine weiteren Analysen ver-
schiedener Informationssysteme. 
 
Denn selbstverständlich werden weltweit bereits 
verschiedenste Systeme eingesetzt, deren Ziel 
es ist, dem Kundenbedürfnis nach zeitgerechter 
Information zu entsprechen: DFI-Anzeigen, in 
Form von großen Überkopf-Displays, Bildschirme 
(TFT-Monitore), elektronische Fahrpläne und 
Services für mobile Endgeräte wie z.B WAP, 
NFC, SMS und QR, sowie sprechende Fahrpläne 
für sehbehinderte Fahrgäste. Doch inwieweit 
diese zum Teil sehr aufwändigen Dienste den 
Informationsbedürfnissen gerecht werden - und 
ob dabei die Kosten in Relation zum Nutzen ste-
hen - wurde nun erstmals systematisch analy-
siert. 
 
Informieren statt probieren 
 
Die immer größer werdende Bedeutung einer 
solchen Übersicht erläutert FH-Dozent Bernhard 
Rüger: "Die Entwicklung elektronischer, insbe-
sondere mobiler Informationssysteme wird immer 
rasanter. Da wird es für die Verkehrsbetriebe 
zunehmend kostenintensiver, die neuen Systeme 
auszuprobieren. Fundierte Informationen über die 
Vor- und Nachteile der einzelnen Systeme sind 
also gefragt - und wir liefern diese."  
 

 
 
DFI-Anzeige an einer Haltestelle in St. Pölten 
 
Dabei fallen die Ergebnisse der nun fertig gestell-
ten Analyse erstaunlich klar aus, wie Rüger er-
klärt: "Grob gesagt, lassen sich zwei Kategorien 
des Systemnutzens solcher Fahrgastinformati-
onsmedien differenzieren. Zum einen kostenin-
tensive Systeme mit hohem Kundennutzen, die 
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Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin 
praxisbezogener und leistungsorientierter 
Hochschulausbildung in den Bereichen Tech-
nologie, Wirtschaft und Gesundheit & Sozia-
les. In mittlerweile 16 Studiengängen werden 
knapp 2.000 Studierende betreut. Neben der 
Lehre widmet sich die FH St. Pölten intensiv 
der Forschung. Die wissenschaftliche Arbeit 
erfolgt innerhalb der Studiengänge sowie in 
eigens etablierten Instituten, in denen laufend 
praxisnahe und anwendungsorientierte For-
schungsprojekte entwickelt und umgesetzt 
werden.

zahlreiche Fahrgäste gleichzeitig informieren 
können, und zum anderen günstige Systeme mit 
gutem Kundennutzen, die jeweils nur von einzel-
nen Reisenden wahrgenommen werden können." 
 
Große Displays wie die DFIs gehören dabei in 
die erste Kategorie, während die meisten der 
mobilen Dienste in die zweite fallen. Interessan-
terweise stellten sich die sogenannten TFT-
Monitore als beste Allrounder heraus. Sie bieten 
einen idealen Kompromiss was die Anforderun-
gen der Fahrgäste nach Information und den 
Aufwand für ihre umfassende Installation betrifft. 
 
Insgesamt gelingt es dem - österreichweit einzi-
gen - Studiengang mit dieser Untesuchung, sein 
Know-How über den öffentlichen Nahverkehr in 
Beziehung mit einem weiteren Expertisebereich 
der FH St. Pölten - den modernen Informations-

medien - zu setzen. Eine Kombination, die sich 
immer mehr zum Alleinstellungsmerkmal der FH 
St. Pölten entwickelt. 
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Bluetooth, Zusammenführung von Verkehrs und Raumplanungsdaten,
komplexe Verkehrsmodelle:

Neue Wege zur nachfrageorientierten ÖV Planung
 
„Trends in der ÖPNV-Planung“ Standen im Mit-
telpunkt der von Martin Fellendorf, Vorstand des 
Instituts für Straßen- und Verkehrswesen an der 
TU Graz geleiten mittlerweile schon 9. Sommer-
akademie.  
 
Im öffentlichen Verkehr (ÖV) ist die Auslastung 
ein wesentliches Planungskriterium, um die an-
gebotene Kapazität an die Nachfrage anpassen 
zu können. Bei der Nachfrage ist es wesentlich 
zu wissen, wie viele Personen von A nach B rei-
sen und welche Route sie dafür wählen. Die Er-
mittlung der Wegekette war bisher nur mit gro-
ßem Zeitaufwand durch persönliche Befragungen 
möglich. Automatische Fahrgastzählsysteme lie-
fern nur Daten zu den Ein- und Aussteigern, ge-
ben jedoch keinen Aufschluss, mit welchen Li-
nien jemand tatsächlich von A nach B gefahren 
ist.  
 
Die Möglichkeit, Fahrgastströme mit Bluetooth zu 
detektieren, präsentierte der Student Georg Ho-
fer. Die Bluetooth-Technologie wird zur Daten-
übertragung zwischen Geräten über kurze Dis-
tanzen angewendet; die meisten Handys haben 
eine Bluetooth-Schnittstelle. 
 
Bei den Grazer Linien ist dieses System unter 
der Bereichnung „Parson“ bereits seit 2007 im 
Einsatz. Parson erlaubt die kontinuierliche Erfas-
sung von in der Nähe befindlichen aktiven 
Blutooth Geräten mit einer Frequenz von etwa 20 
Sekunden, womit sich anhand von Mobiltelefo-
nen der genaue Weg seines Besitzers feststellen 
lässt. Allerdings muss dafür die Bluetooth Ver-
bindung am Handy aktiv sein. Jedes Bluetooth-
Gerät hat eine eindeutige MAC Adresse, die ih-
rem Besitzer zugeordnet werden kann. Um den 
Datenschutz zu gewähr-leisten, wird ausschließ-
lich diese MAC Adresse gespeichert. 
 
Die so generierten Daten werden mit Datum, 
Uhrzeit und den Positionsdaten des Fahrzeuges 
aufgezeichnet. Derzeit sind die Datensätze von 
16 Millionen Fahrten aus den Jahren 2007 bis 
2010 gespeichert. Fehlerhafte Daten werden 

beim Importieren herausgefiltert. Das Material ist 
die Grundlage für die Analyse von Fahrgastströ-
me zur Optimierung der nachfrageorientierten ÖV 
Planung. Geplant ist die Integration der Daten in 
ein Verkehrsmodell von Graz. 
 

Identische Linienbelastung und unterschiedliche Rou-
tenbelastung: Im linken Bild fahren je 100 Fahrgäste 
von Haltestelle (HST) 10 nach HST 40 und nach HST 
60 und weitere 100 Fahrgäste von HST 50 nach HST 
40. Im rechten Bild fahren 200 Fahrgäste von Haltestel-
le (HST) 10 nach HST 40 und weitere 100 Fahrgäste 
von HST 50 nach HST 60. In beiden Fällen fallen die 
Querschnittszählungen gleich aus. Eine Nachverfol-
gung der gewählten Routen bei Punktzählungen ist 
selbst bei einer vollständigen Erfassung nicht möglich. 

Obiges Beispiel mit Routenerkennungsrate von 10% für 
Fahrten von HST 10 und 5% von HST 50. Bei einer 
Routenerkennung wird selbst bei einer Teilpopulation 
die Routenaufteilung korrekt erkannt, wenn die Erken-
nungsrate auf den einzelnen Linien bekannt ist. 
 
Stefan Krampe und Thomas Prinz von der Traffic 
Consultants GmbH bemängelten, dass eine 
kombinierte Betrachtung der Raum- und Ver-
kehrsentwicklung nur selten stattfindet. In dem 
vom bmvit geförderten Projekt „PublicTransport 
Screener“ werden neue Methoden für raumbezo-
gene Planungsinstrumente zur zielgruppenorien-
tierten Bewertung und Planung der Zugänglich-
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ÖPNV 

Integrative Datenbasis

keit von Haltestellen und der Angebotsqualität im 
öffentlichen Verkehr entwickelt. Mit diesen Me-
thoden ist eine bedarfsorientierte Verkehrs- und 
Raumplanung möglich. 

Zusätzlich zu dieser Datenbasis werden auch 
Informationssysteme unter anderem der Ver-
kehrsverbünde, sowie der Verkehrs – und 
Raumplanung, aber auch Mobilitätsbedürfnisse 
der Nutzer berücksichtigt. Daraus werden Werk-
zeuge für die Raum- und Verkehrsplanung gene-
riert – etwa durch die Gegenüberstellung von 
Verkehrsangebot und Verkehrsnachfrage. Auch 
die Zugänglichkeit und Angebotsqualität des ÖV 
kann mit dem PublicTransportScreener automati-
siert bewertet werden. 

Anton Marauli vom Institut für Straßen und Ver-
kehrswesen bekräftigte, das Potenzial zur Effizi-
enzsteigerungen im ÖPNV die optimierte Anpas-
sung von Linienplanung und Fahrplangestaltung 

an der Nachfrage. Der Zielkonflikt 
zwischen hoher Verkehrsqualität 
und Wirtschaftlichkeit müsse laut 
Marauli durch eine Gesamtoptimie-
rung gelöst werden. In einem eng-
maschigen und multimodalen Ver-
kehrsmodell von Graz werden die 
reale Verkehrsinfrastruktur und die 
Angebotsdaten des ÖPNV nachge-
bildet. 
 
Die Verkehrsnachfrage erfolgt auf 
Basis von Wegeketten für unter-
schiedlich verhaltenshomogene 
Personenkategorien. Es wird also 
für gewisse Personenkategorien 
ein bestimmtes Verkehrsverhalten 
angenommen. 
 
Nach der Berechnung der Ver-

kehrsnachfrage kann auf verkehrsmittelspezifi-
sche stündliche Nachfragematrizen zurückgegrif-
fen werden und mit der Kenntnis von Verkehrs-
angebot und Verkehrsnachfrage der Verkehrsab-
lauf simuliert werden (Abbildung unten). Auch 
eine nachfrageorientierte Linien-und Fahrplanop-
timierung kann auf der Basis dieses Modells und 
weiterer Optimierungsmethoden durchgeführt 
werden. 
 

Bernhard Weiner 
 

 
 
Multimodales, aktivitätenorientiertes Verkehrsmodell 
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Zeitliche Taktung führt zu gleich-
mäßiger Verteilung des Schwer-
verkehrs auf den Linzer Straßen: 
ILL- Geschäftsführer Ralph Gallob 

 
Industrie Logistik Linz (ILL ) Getakteter Schwerverkehr:
 

„Wir benötigen ausgeklügelte Systeme, die uns mit
den nötigen Informationen für einen steuerbaren

Güterverkehr versorgen.“
 
Linz hat als wichtige Verkehrsdrehscheibe Öster-
reichs täglich mit sehr hohem Verkehrsaufkom-
men zu kämpfen. Alleine aufgrund der hier an-
sässigen Industrie- und Handelsbetriebe befah-
ren täglich zigtausende Lkw die Straßen der 
oberösterreichischen Landeshauptstadt. Ge-
meinsam mit dem Individual-, Berufs- und Pend-
lerverkehr ergibt sich dadurch eine Verkehrsbe-
lastung, die oftmals die vorhandenen Kapazitäten 
überfordert.  
 

Bis zu 350 Lkw 
pro Tag fertigt 
alleine der Logis-

tikdienstleister 
Industrie-Logistik-

Linz (ILL) für die 
Stahlindustrie in 
der oberösterrei-
chischen Landes-
hauptstadt ab. Die 
Be- und Entla-
dung der Trans-
portmittel erfolgt 
dabei rund um die 
Uhr. Dass dabei 
ohne Planung im 
Hintergrund Cha-
os entsteht, ist 
nicht verwunder-
lich: Neben den 
Staus auf den 

Zufahrtsstraßen 
resultieren daraus 
lange Wartezeiten 
an den Ladestel-

len, eine erhebliche Verkehrsbelastung innerhalb 
des Betriebsareals und große Schwankungen 
des Mitarbeiterbedarfs. Um diese für alle Interes-
sensgruppen ineffiziente Situation, mit der die 
Linzer Industrie jahrzehntelang konfrontiert war, 
zu verbessern, wurde ein Lkw-Steuerungssystem 
entwickelt, das nun für einen reibungslosen Pro-
zessablauf sorgt.  
 
Wie wichtig es heutzutage ist die Verkehrsströme 
zu lenken und zu steuern, weiß ILL-
Geschäftsführer Ralph Gallob. „Selbst wenn wir 
die Straßeninfrastruktur in Österreich laufend 
erweitern, werden wir das stetig wachsende Ver-
kehrsaufkommen damit nicht vollständig abde-

cken können. Wir benötigen ausgeklügelte Sys-
teme, die uns mit den nötigen Informationen für 
einen steuerbaren Güterverkehr versorgen.“  
 

 
 
Über die Anzeigentafel erhält der Lkw-Lenker 
grünes Licht für die Weiterfahrt zur Ladestelle 
 
 
Dass die Steuerung des Güterverkehrs ein 
durchaus gangbarer Weg sein kann, wurde mit 
dem „Lkw-Logistikmanager“ eindrucksvoll bewie-
sen: Die ILL setzt dieses Softwaretool zur Opti-
mierung von Lkw-Transportprozessen für einen 
großen Linzer Stahlproduzenten bereits seit 2006 
erfolgreich ein und taktet jeden Lkw - von der 
Auftragsdisposition bis zum physischen Ladevor-
gang vor Ort. 
 
Die Funktionsweise des Lkw-Logistikmanagers 
ist einfach zu erklären: 
 
• Transportaufträge können direkt im Lkw-
Logistikmanager erstellt oder relevante Daten via 
Schnittstelle automatisch aus dem ERP-System 
des Kunden übernommen werden. 
 
• Per Knopfdruck gibt der Kunde die dis-
ponierten Transportaufträge auf der Web-
Plattform zur Annahme durch berechtigte Spedi-
teure frei. Der Kunde bestimmt alle Rahmenbe-
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Eingetakteter Lkw beim Einfahrtsterminal 

dingungen und erhält automatisch Rückmeldung, 
sobald der Auftrag angenommen wurde. 
 
• Die Auslastung und Betriebszeiten der 
Ladestellen können vom Kunden selbst bestimmt 
werden. Mit dem Lkw-Logistikmanager können 
individuelle Ladestellenprofile angelegt werden. 

• Der Spediteur bucht für den angenom-
menen Auftrag einen Ladetermin innerhalb der 
Betriebszeiten. Die Länge dieses Zeitfensters 
errechnet der Lkw-Logistikmanager automatisch 
auf Basis des Ladepapiers. Diese Zeit ist dann 
sofort für weitere Einplanungen gesperrt. 
 
• Mitarbeiter können auf Basis des Lade-
zeitplans punktgenau eingesetzt werden. Der 
eingetaktete Lkw erreicht rechtzeitig den Park-
platz und meldet sich mit seiner Ladenummer 
beim Einfahrtsterminal an. Erst wenn das Frei-
werden der Ladestelle bestätigt wird, erhält der 
Fahrer für die Weiterfahrt „grünes Licht“ und steht 
just-in-time an der Ladestelle bereit. 

Gallob: „Im Jahr 2006 hatten wir den Lkw-
Logistikmanager fertig entwickelt. Das sehr hohe 
Verkehrsaufkommen im Linzer Zentralraum 
machte den Einsatz eines solchen Tools notwen-
dig. Zu bestimmten Zeiten kamen alle Lkw auf 
einmal und jeder wollte zuerst beladen werden. 
Es wurde gehupt, geschimpft und gedrängelt und 

der Stau reichte zurück bis 
nach Ebelsberg. Für einen 
modernen Logistikbetrieb, 
wie wir einer sind, war die 
Situation schlichtweg inak-
zeptabel.“ 
 
Durch die Einführung des 
Lkw-Logistikmanagers hat 
sich diese Situation deut-
lich verbessert: Erstens 
führt die zeitliche Taktung 
der Lkw zu einer gleich-
mäßigen Verteilung des 
Schwerverkehrs auf den 
Linzer Straßen. Zweitens 
brachte die Verlagerung 
der Lkw-Warteplätze eine 
erhebliche Reduzierung 
des Verkehrsaufkommens 
auf dem Betriebsgelände. 
Drittens kann das Arbeits-

aufkommen an den Ladestellen nun gezielt ge-
steuert werden. Zuletzt ist noch die zusätzlich 
gewonnene Information zu nennen. Ein derarti-
ges Planungs- und Steuerungskonzept setzt die  
ILL übrigens auch für andere Verkehrsmittel ein. 
 
„Wir können leider nicht durch den Einsatz von 
umweltfreundlicheren Antriebstechniken punkten, 
da wir selbst keinen Fuhrpark besitzen“, so 
Gallob. „Jedoch wollen wir durch konsequente 
Planung und Steuerung von Logistikprozessen 
und den effizienten Einsatz von Ressourcen un-
seren Beitrag zum Schutz der Umwelt leisten.“ 
 
www.ill.co.at 
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Zuwachs des Umschlagvolumens im Hafen Antwerpen bis 2030 

 

Der Hafen Antwerpen rüstet sich für die Zukunft:
 

Gesamtumschlag wächst in 20 Jahren um fast 90%
 
 
Der Vortragszyklus „Verkehrsinfrastruktur“, ge-
tragen von der Sparte Industrie in der Wirt-
schaftskammer Österreich und der Vereinigung 
der österreichischen verladenden Wirtschaft, 
beschäftigte sich am 19. Oktober 2011 mit dem 
Hafen Antwerpen. Danny Deckers, Senior Marke-
ting Advisor beim Hafenbetrieb Antwerpen, stellte 
dabei die neusten Entwicklungen des Hafens vor: 
 
Logistische Zusatzdienste an der Ware nehmen 
auch in Antwerpen weiter zu und stellen inzwi-
schen einen großen Teil der im Hafen zustande 
kommenden Wertschöpfung dar, die jährlich ein 
Volumen von 19 Mrd.EUR erreicht. Im Seegüter-
umschlag liegt Antwerpen auf Platz 2 in Europa 
(hinter Rotterdam) mit einer Umschlagmenge von 
189 Mio. t im Jahr 2008, die im Zuge der Krise 
2009 um 17% auf 158 Mio. t einbrach und sich 
2010 auf 178 Mio. t erholte. Im Jahr 2011 könnte, 
wenn der Trend des ersten Halbjahres anhält, 
das Vorkrisenniveau wieder erreicht werden. 
 
Die Umschlagmenge befindet sich zu 58% in 
Containern, 23% sind flüssiges, 11% trockenes 

Massengut und die restlichen 8% sind konventio-
nelles Stückgut. Die Kunden des Hafens Antwer-
pen befinden sich nicht nur in Belgien und Lu-
xemburg, sondern auch in Frankreich und 
Deutschland, weiters in der Schweiz, in Öster-
reich, Polen, Tschechien und Ungarn. 

Die Containerschiffe mit ihrer enormen und noch 
wachsenden Größe sind für die Fahrwasserver-
hältnisse in den meisten Häfen und bei deren 
Zufahrtsgewässern eine große Herausforderung. 
Noch größere Schiffe werden auf immer weitere 
Einschränkungen ihrer Einsatzrouten stoßen, 
weil zunehmend Häfen nicht mehr angelaufen 
werden können. Schiffe mit einer Kapazität von 
18.000 TEU sind mehrfach bestellt worden. 
 
Antwerpen mit den Hafenbecken hinter den 
Wasserstand stabilisierenden Schleusen plant 
allerdings für den Komplex am linken 
Scheldeufer den Bau einer Seeschleuse mit einer 
Nutzlänge von 500m, einer Breite von 68m und 
einem Tiefgang von 17,80m. Diese größte 
Schleuse der Welt wird 340 Mio. EUR kosten. 
Der Bau wird im November 2011 starten und soll 
2016 beendet sein. 
 
Diese Ausbauvorhaben sind vor einer Vorschau 
in die Zukunft zu sehen: Antwerpen prognostiziert 
für das Jahr 2030 einen Gesamtumschlag in 
seinem Hafen von 300 Mio. t - eine Zunahme auf 

Basis der Ziffern für 2010 
von 87% innerhalb von 
20 Jahren. (Prognose für 
Rotterdam 2030: 800 
Mio. t). Diese Abschät-
zung geht von einer wei-
teren Zunahme des Welt-
handels und einer zusätz-
lichen Verflechtung der 
Weltwirtschaft aus. Der 
Containerverkehr soll sich 
innerhalb der nächsten 
20 Jahre mehr als ver-
doppeln. 

 
Da sich trotz der Größe 

des Hafenareals in Antwerpen, insbesondere 
beim Containerverkehr zunehmend Platzproble-
me abzeichnen, hat man ein System koordinier-
ter Zuläufe zum Hafen entworfen und setzt es 
stufenweise um: Im Hinterland sollen Container 
in „Hubs“ gesammelt und gleichsam geballt in 
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Diskutierten über die Bedeutung des Hafens Antwerpen für Öster-
reich: Transportwirtschafts-Professor Peter Faller, Karl Frohner, 
Vorstandsmitglied  der Bundesvereinigung Logistik Österreich, 
Danny Deckers, Hafenbetrieb Antwerpen (von links)

Zugverbindung Antwerpen – Wien-Freudenau 

den Hafen gebracht werden. Das Ganze soll 
auch in umgekehrter Richtung ablaufen. 

 
Antwerpen ist mit 500 Häfen weltweit direkt ver-
bunden; 300 Häfen werden mindestens einmal 
pro Woche angelaufen 

Man hat solche Hubs in drei Entfernungszonen 
vorgesehen. Einmal in etwa 50 km Entfernung, 
(z.B. Brüssel), dann  in einer Entfernung von rund 
100 km (z.B. Kortrijk oder Lüttich, aber auch 
Duisburg) und schließlich in einer Distanz jen-
seits von 500 km. Hier wird per Bahn entlang 
bestimmter Achsen in Ganzzügen befördert, bei-
spielsweise auf einer westlichen Achse in Frank-
reich über Paris bis Spanien, einer östlichen 
Achse entlang der Rhone bis Marseille, einer 
Achse Schweiz / Italien mit Hubs in Basel und 

Mailand, einer Achse Deutschland / Polen  mit 
dem Hub Warschau und schließlich einer südöst-
lichen Achse mit Wien als Hub für die Bildung 
von Ganzzügen einschließlich dem Zulauf aus 

Slowenien, Ungarn, der Slowakei und 
Tschechien. 
 
Ab Dezember 2011 werden auf diese 
Weise vom Wiener Hafen täglich drei 
bis fünf Ganzzüge nach Antwerpen 
abfahren, dort im sogenannten „Main 
Hub“ - einer Anlage neben dem Ver-
schiebebahnhof Antwerpen Noord - 
umgereiht und kompakt direkt zu den 
einzelnen Seeumschlaganlagen im 
Hafen zugestellt. So wird im Hafen 
Platz gespart und eine möglichst ra-
sche Beförderung vom Inlandshub bis 
zum Umschlagsunkt am Verladekai in 
Antwerpen gewährleistet. 
 
Abschließend berichtete Deckers über 
die Einrichtung eines umfassenden 
Computer – Informationssystem 
(Antwerp Port Community System), 
das alle Akteure im Hafen - Verlader, 
Reedereien, Spediteure, Verkehrsträ-

ger, Terminalbetreiber, Logistik–Dienstleister, 
Zoll, Behörden, Hafenverwaltung - umfassen soll 
und nach dem EDI – Standard funktionieren wird. 
Damit soll der physische Warenfluss von einem 
raschen und verlässlichen Fluss elektronischer 
Information  mit dem Ziel begleitet werden, eine 
hochgradige Transparenz in der logistischen 
Kette zu erreichen und so den gesamten Waren-
fluss durch den Hafen zu optimieren. 
 

Bernhard Weiner 
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Kompass für die Zusammenarbeit zwischen Industrie, Forschung und Techno
logiepolitik zur Entwicklung alternativer Antriebe und Treibstoffe:
 

A3PS Roadmap
„Eco Mobility aus Österreich 2015plus“

 
 
Im Rahmen der Forschungsförderung des Bun-
desministeriums für Verkehr, Innovation und 
Technologie fördert das bmvit seit Jahren die 
Entwicklung alternativer Antriebe und Treibstoffe 
im Rahmen von speziellen Förderprogrammen 
(A3plus), Kompetenzzentren (z.B. K2-Mobility), 
Leuchtturmprojekten oder die Finanzierung von 
Forschungsinfrastrukturen (z.B. HyCentA). Ziel 
ist die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
österreichischen Industrie und Forschung sowie 
die Lösung umwelt-, energie- und verkehrspoliti-
scher Probleme durch Schadstoffreduktion und 
Effizienzsteigerung durch innovative Technolo-
gien. 
 
Im Sinne einer modernen Technologiepolitik ist 
das bmvit darüber hinaus komplementär zur För-
derung von einzelnen F&E-Projekten mit der 
österreichischen Industrie und Forschung eine 
strategische Partnerschaft in der Austrian Agency 
for Alternative Propulsion Systems (A3PS) ein-
gegangen, um diese durch zusätzliche Service-
leistungen zu unterstützen und durch Kooperati-
on zwischen Fahrzeugindustrie, Energiewirt-
schaft sowie universitärer und außeruniversitärer 
Forschung die Wettbewerbsfähigkeit der öster-
reichischen Industrie durch Entwicklung innovati-
ver Technologien zu stärken. Damit verfolgt das 
bmvit das Ziel, den Transformationsprozess in 
Richtung eines nachhaltigen Energie- und Ver-
kehrssystems durch eine koordinierte Zusam-
menarbeit mit den vielen beteiligten Partnern zu 
erreichen und das sogenannte „Henne-Ei-
Problem“ durch eine konzertierte Einführung von 
Fahrzeugen und deren Energieversorgung zu 
überwinden. 
 
Basis dieses Engagements ist die Überzeugung, 
dass die Technologiepolitik wesentlich mehr für 
die Industrie tun kann, als nur in einer passiven 
Funktion darauf zu warten, bis diese im Rahmen 
einer Ausschreibung Interesse an der Finanzie-
rung eines Einzelprojekts hat. Die starken struk-
turellen Auswirkungen einer Änderung des An-
triebsstrangs auf die gesamte Wirtschaft (nicht 
nur die Motorenhersteller sondern von die ge-
samte Fahrzeug- und Elektronikindustrie bis zur 
Energiewirtschaft und  Verkehrs- und Infrastruk-
turbetreibern) erfordert eine enge Kooperation 
aller Partner, wobei die öffentliche Hand nicht nur 

durch F&E-Förderung diesen Prozess unterstüt-
zen kann sondern auch durch öffentliche Be-
schaffung und Anwenderförderung für die Nut-
zung dieser Fahrzeuge frühe Märkte etablieren 
und in der internationalen Vernetzung manche 
Türen in EU-Gremien oder derzeit sich neu auf-
bauende Wertschöpfungsketten öffnen kann. 
 
Nach der Gründung als Verein im Jahr 2006 ist 
die A3PS kontinuierlich gewachsen und umfasst 
mit ihren derzeit 30 Mitgliedern die in der Ent-
wicklung und Anwendung alternativer Antriebsys-
teme und Energieträger tätigen Institutionen der 
österreichischen industriellen Energie- und Fahr-
zeugtechnik sowie der entsprechenden universi-
tären und außeruniversitären Forschung. 
 
Die A3PS verfolgt unter anderem das Ziel, Mar-
keting für das umfangreiche Know How der öster-
reichischen Industrie und Forschung zu machen 
und die hohe Kompetenz der A3PS-Mitglieder 
international zu präsentieren. Dies erfolgt einer-
seits durch Broschüren im Rahmen der Schriften-
reihe „Technologiekompetenz Verkehr in Öster-
reich“ des bmvit. 
 
Andererseits organisiert die A3PS große Konfe-
renzen, um die Kompetenz österreichischer F&E-
Institutionen international entsprechend zu prä-
sentieren und dadurch den A3PS-Mitgliedern 
neue Kooperationsmöglichkeiten zu eröffnen. Die 
heurige A3PS-Konferenz am 15. und 16. No-
vember 2011 war dem Thema “Eco-Mobility 2011 
- Strategies, roadmaps and R&D-funding pro-
grammes and projects of Industry, Research and 
Public Authorities for the Market Introduction of 
Alternative Propulsion Systems and Fuels” ge-
widmet. 
 
Die Ziele der A3PS sind: 
 

- Kompetenz der österreichischen Unter-
nehmen und Forschungsinstitutionen 
durch die Aufbereitung und Verbrei-
tung/Vermittlung von aktuellem Wissen 
über alternative Antriebe und Treibstoffe 
stärken (Information) 

 
- Bildung von Partnerschaften der österrei-

chischen Industrie und Forschung unter 
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aktiver Beteiligung der Mitglieder der 
A3PS anstoßen und international einbet-
ten (Vernetzung) 

 
- Vertretung österreichischer Interessen in 

internationalen Gremien und Initiativen 
der EU und der IEA durch entsprechende 
Beiträge/Inputs unterstützen (Interes-
sensvertretung) 

 
- Abstimmung und Schwerpunktsetzung 

zwischen Industrie, Forschung und 
Technologiepolitik durch die Entwicklung 
von Leitbildern und Roadmaps (Orientie-
rung) 

 
- fundiert und ausgewogen die Politik bera-

tend in der effizienten Gestaltung von de-
ren Instrumenten (Förderprogramme, 
Regulierungen, Standards, öffentliche 
Beschaffung, etc.) unterstützen und die 
Öffentlichkeit über alternative Antriebs-
systeme informieren (Meinungsbildung) 

 
- österreichische Technologiekompetenz 

und das Engineering und Produkt Know 
How der Mitglieder auf nationalen und in-
ternationalen Veranstaltungen und Platt-
formen nach außen sichtbar machen 
(Know How Präsentation) 

 
Entsprechend der strategischen Ziele der A3PS 
und der Notwendigkeit, den Mitgliedern und der 
Politik Orientierung in der Abschätzung der zu-
künftigen technologischen Entwicklung zu geben, 
haben die A3PS-Mitglieder im Jahr 2011 eine 
Roadmap „Eco-Mobility aus Österreich 
2015plus“ entwickelt, die nicht nur eine detaillier-
te technische Beschreibungen der kurz-, mittel-
und langfristig von den A3PS-Mitgliedern erwar-
teten technologischen Entwicklungspotentiale 
sowie eine umfassende Darstellung der in Öster-
reich verfolgten Entwicklungstätigkeit, sondern 
auch Empfehlungen an die Technologiepolitik für 
die zukünftige Gestaltung von deren F&E-
Förderinstrumenten enthält. Ein weiterer Mehr-
wert entstand dadurch, dass die Mitglieder sich 
über mehrere Monate hinweg fachlich ausge-

tauscht haben und da-
durch nicht nur eine ge-
meinsame Sichtweise 
über die erwartete techno-
logische Entwicklung son-
dern auch neue Perspekti-
ven für eine zukünftige 
Zusammenarbeit entstan-
den. 
 
In Zuge dieses Prozesses 
sind die A3PS-Mitglieder 
zur Sichtweise gelangt, 
dass die klaren Vorgaben 

der Umwelt- und Energiepolitik zur drastischen 
Reduktion der Emissionen an Treibhausgasen 
und Schadstoffen sowie zur Erhöhung der Ener-
gieeffizienz und des Anteils erneuerbarer Ener-
giequellen in den nächsten Jahrzehnten die Ent-
wicklung einer Vielzahl von alternativen Antriebs-
technologien und Treibstoffen, die dem jeweiligen 
Einsatzzweck und der Fahrzeugklasse optimal 
entsprechen, bewirken werden. Im Sinne der 
Nachhaltigkeit sollte diese Diversifizierung der 
Antriebssysteme neben ökologischen auch wirt-
schaftliche und soziale Vorteile generieren. Die 
A3PS-Mitglieder haben diese Antriebstechnolo-
gien unter dem Begriff „Eco-Mobility" zusam-
mengefasst. 
 
Die unter dem Begriff der Eco-Mobility zusam-
mengefassten Technologien reichen von opti-
mierten konventionellen Antrieben inklusive der 
Verwendung von erneuerbaren Treibstoffen über 
den Hybridantrieb bis hin zum reinen Elektroan-
trieb mit Batterie oder Batterie mit Brennstoffzel-
le. 
 

 
Dabei werden die optimierten konventionellen 
Antriebe sowie die Hybridantriebe, die beide 
schon kurzfristig verfügbar sind, auch mittel- und 
langfristig einen wesentlichen Anteil am Markt 
halten. Dadurch können diese einen wesentli-
chen Beitrag zur Erreichung der CO2- und Emis-
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sionsziele leisten, weswegen deren weitere Op-
timierung wichtig ist. Wegen der weiterhin hohen 
Stückzahlen konventioneller Antriebe, der star-
ken Position der österreichischen Zulieferindust-
rie in deren Produktion sowie des hohen techno-
logischen Know-hows für deren Optimierung, 
kann weiterhin in diesem Bereich mit einer hohen 
Wertschöpfung in Österreich gerechnet werden. 
 
Um den langfristig notwendigen vollständigen 
Ersatz der fossilen durch erneuerbare Energie-
träger zu erreichen und weitgehend schadstoff-
freie Fahrzeugantriebe mit drastisch gestiegener 
Energieeffizienz des Gesamtfahrzeugs zu produ-
zieren, ist es notwendig, für unterschiedliche 
Fahrzeugklassen und Anwendungsbereiche je-
weils optimierte alternative Antriebe und Energie-
träger zu entwickeln. Damit diese bevorstehende 
Diversifikation auch einen wirtschaftlichen Erfolg 
darstellt, müssen über die Serienproduktion und 
intelligente Industrialisierung kosteneffektive We-
ge zur Produktion der in der Anfangsphase ge-
ringen Stückzahlen gefunden werden. 
 
Rein elektrische Fahrzeugantriebe haben bei 
Versorgung durch erneuerbare Energiequellen 
und Vorliegen der notwendigen Ladeinfrastruktur 
das größte Potential CO2- und Schadstoffemissi-
onen sowie Lärm zu reduzieren und gleichzeitig 
die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern zu 
minimieren. Diesem sehr vielversprechenden 
Potential steht ein beträchtlicher F&E-Bedarf 
gegenüber, um diese Technologien in die Markt-
reife zu führen. Zu diesem Zweck muss der Fo-
kus vor allem auf die Optimierung von Schlüssel-
komponenten wie Batterie und Brennstoffzelle 
gelegt werden und zusätzlich eine Unabhängig-
keit von Materialengpässen angestrebt werden. 
Die Bereiche Recycling, Leichtbau, Systeminteg-
ration sowie Steuerung und Regelung gewinnen 
durch die Elektrifizierung des Antriebsstrangs an 
Bedeutung. Österreich hat auf diesen Gebieten 
bereits hohe Kompetenz aufgebaut. 
 
Neben der Beimengung zu fossilen Treibstoffen 
werden erneuerbare Treibstoffe aufgrund ihrer 
hohen Energiedichte vor allem im Bereich des 
Fernverkehrs, wo die Batterieelektromobilität aus 
heutiger Sicht nicht realisierbar ist, langfristig 
eine zentrale Rolle spielen. Der Vorteil der heute 
beigemischten erneuerbaren Treibstoffe Biodie-
sel und Bioethanol liegt neben der Reduktion der 
Treibhausgase auch darin, dass sie die existie-
rende Infrastruktur für fossile Treibstoffe nutzen 
und in Verbrennungskraftmaschinen verwendet 
werden können. F&E-Bedarf besteht in der ver-
fahrenstechnischen Optimierung der Treibstoff-
produktion und wechselseitigen Anpassung von 
Antrieb und Treibstoff. Bei einer über das Fahr-
zeug hinausgehenden Lebenszyklusanalyse sind 

bei erneuerbaren Treibstoffen aufbringungsseitig 
auch Aspekte der Flächeneffizienz bei der Ener-
giegewinnung, mögliche Konkurrenz mit der Nah-
rungsmittelproduktion oder die Biodiversität beim 
Anbau in sensiblen Regionen zu beachten.  
 
Wasserstoff hat unbestrittene Vorteile durch das 
Potential zur Herstellung aus einer Vielzahl an 
erneuerbaren Energiequellen und der gegenüber 
Strom besseren Speicherbarkeit. Für eine mobile 
Nutzung stellt die Finanzierung der erst im Auf-
bau begriffenen flächendeckenden Tankstellen-
infrastruktur jedoch eine große Herausforderung 
für die Energiewirtschaft dar. Aufgrund der Limi-
tierungen im Fahrzeug in Bezug auf Volumen 
und Gewicht wurden Speicherstrategien bei tie-
fen Temperaturen oder hohen Drücken entwi-
ckelt. Der derzeitige Forschungsschwerpunkt 
liegt in der Entwicklung von kostengünstigen 
Materialien für höhere Drücke. 
 
Für eine erfolgreiche Industrialisierung sind hohe 
Investitionen in den Aufbau von Produktionska-
pazitäten sowie den Ausbau bzw. Gründung von 
Unternehmen notwendig, die den F&E-Aufwand 
beträchtlich übersteigen. Von den A3PS-
Mitgliedern wird dabei ein „Förderloch“ zwischen 
der bewiesenen Funktionsfähigkeit von Prototy-
pen in Demonstrationsprojekten und der breiten 
Markteinführung konstatiert. Die österreichische 
Technologiepolitik sollte deshalb unter Beach-
tung des Wettbewerbsrechts der EU sowie der 
Bestimmungen der WTO verstärkt Förderungen 
für Firmengründungen und die Stimulierung von 
Venture Capital anbieten, die der spezifischen 
Situation im Bereich alternativer Antriebe und 
Treibstoffe und der „Henne-Ei-Problematik“ beim 
Aufbau der Fahrzeugflotte und Treibstoff-
Infrastruktur zwischen Fahrzeugindustrie und 
Energiewirtschaft Rechnung tragen. 
 
Aus Sicht der A3PS-Mitglieder geht aber die un-
terstützende Rolle des Staates für den Innovati-
onsprozess weit über die F&E-Förderprogramme 
hinaus. Die Gestaltung innovationsfördernder 
Rahmenbedingungen umfasst die internationale 
Harmonisierung technischer Normen und Stan-
dards, die Bereitstellung qualitativ und quantitativ 
ausreichend qualifizierter Humanressourcen 
durch Adaptierungen in der Aus- und Weiterbil-
dung, die Schaffung früher Märkte durch Nach-
frageimpulse in Form der öffentlichen Beschaf-
fung sowie Lenkungsmaßnahmen der Ordnungs-
politik wie z.B. Emissionsgrenzwerte, die Besteu-
erung der Treibstoffe sowie des Ankaufs und 
Betriebs der Fahrzeuge, Zufahrtsbeschränkun-
gen oder eine privilegierte Fahrbahn- und Park-
platzbenutzung. 
 

Andreas Dorda 
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Vorstellung des Projektes E-LOG-Biofleet auf der A3PS: Frank 
Sturm(Linde Fördertechnik), Martin Beermann (Joanneum Re-
search), Markus Weinberger (Linde Fördertechnik), Manfred Klell 
(HyCentA Research), Walter Böhme (OMV), Petra Schemitsch, 
(Schenker &Co), Ewald Wahlmüller (Fronius International), Han-
nes Schöbel (Linde Material Handling) (von links) 

 

Projektpartner präsentieren E LOG Biofleet auf der A3PS Konferenz in Wien:
 

Ein Schritt in Richtung Zukunft
 
Das Forschungsprojekt „E-LOG-Biofleet“, das die 
Verbesserung von Betriebsverhalten und Um-
weltverträglichkeit unter Nutzung einer Flur-
förderzeugflotte mit Brennstoffzellen-Hybridlö-
sung (einem sogenannten Range-Extender) zum 
Ziel hat wurde Mitte November bei der A3PS 
Konferenz vorgestellt. Die beteiligten Projektpart-
ner sind DB Schenker, Fronius Inter-
national, Linde Material Handling, 
HyCentA Research, OMV und 
Joanneum Research. 
 
In der Intralogistik-Branche, dem 
weltweit größten Markt für Elektroan-
triebe, ist die Produktivität beim Ein-
satz rein batterie-elektrischer Gabel-
stapler und Lagertechnikgeräte ins-
besondere im Mehrschichtbetrieb oft 
limitiert. Ausschlaggebend sind der 
Aufwand für den Batteriewechsel, 
aber auch die beschränkte Lebens-
dauer sowie der relativ hohe War-
tungsaufwand der Batterien. 
 
Als innovativen Lösungsansatz entwi-
ckelte die Firma Fronius International 
die Energiezelle HyLOG Fleet, wo-
durch eine traditionelle Batterie er-
setzt wird. In Zusammenarbeit mit der 
Firma Linde Material Handling wurde 
das Lagertechnikgerät entsprechend adaptiert.  
 
Die Energiezelle besteht aus einer PEM Brenn-
stoffzelle, einem Lithium Akkumulator und einem 
350 bar Drucktank für Wasserstoff. Eine weitere 
Besonderheit ist die Hallenbetankung. Erstmals 
in Europa soll eine „Indoor“-Hallenbetankungs-
anlage für Wasserstoff bei 350 bar genehmigt 
und gebaut werden. Die Versorgung mit Wasser-
stoff ist integraler Bestandteil der Logistiklösung 
und wird durch die Entwicklung und Installation 
einer dezentralen Wasserstoffproduktionsanlage 
sichergestellt. Dabei wird BioErdgas, ein CO2 
neutraler Energieträger, zu Wasserstoff refor-
miert.  
 
Die Zusammenarbeit der Projektpartner gestaltet 
sich wie folgt: Fronius entwickelt und baut die 

Energiezelle, Linde Fördertechnik rüstet eine 
Flotte von vorerst 10 Flurförderfahrzeugen um, 
DB Schenker setzt diese Fahrzeuge in einem 
Feldversuch ab Ende 2012 ein Jahr lang ein, 
OMV stellt die Wasserstoffinfrastruktur zur Verfü-
gung und Joanneum Research bewertet mit Le-
benszyklusanalysen die Umweltverträglichkeit.  

 

In der Lebenszyklusanalyse werden für die Be-
rechnung der Umweltwirkungen alle Material- 
und Energieflüsse im Verlauf des Lebensweges 
eines Produktes bzw. einer Dienstleistung unter-
sucht und mit anderen Systemen vergleichend 
bewertet. HyCentA begleitet das Projekt durch 
technische, ökonomische und ökologische Ana-
lysen und ist im Projektmanagement tätig.  
 
Mit der Zertifizierung und Genehmigung des Ge-
samtsystems wird Mitte 2012 gerechnet. An-
schließend soll der Einsatz der Fahrzeugflotte 
beginnen. Ein Jahr lang geht es dann darum, die 
erwarteten Vorteile sowie die technologische 
Reife des Systems im praktischen Test unter 
Beweis zu stellen.  
 

Bernhard Weiner 
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Reifen immer leistungsfähiger: 
Andreas Topp 

ÖAMTC Symposium „iTire“ und „iChassis“:

Intelligente Verbindung zwischen Auto und Straße
Reifen sind heute mehr als nur das Bindeglied 
zwischen Fahrzeug und Fahrbahn. Beim 9. Sym-
posium „Reifen und Fahrwerk“ spannte sich der 
Bogen von im Reifen integrierten Antriebssyste-
men bis zur Mitwirkung des Reifens in Fahrassis-
tenzsystemen. Die Fachtagung wurde vom 
ÖAMTC in Zusammenarbeit mit der Semperit 
Reifen GmbH und dem Institut für Fahrzeugan-
triebe und Automobiltechnik an der TU Wien 
veranstaltet.  
 
Den globalen Trend zu Reifenverordnungen be-
leuchtete Hans Rudolf Hein von Bridgestone: „Ab 
November 2012 wird es in der EU eine eigene 
Kennzeichnungspflicht für Autoreifen geben, die 
den Verbraucher die wesentlichsten Daten - 
Rollwiderstand, Geräusch und Nassgriff - einfach 
erkennen lassen sollen“. Im Bezug auf die Um-
welt erklärte Hein, dass Reifen von der Herstel-
lung bis zur Entsorgung den höchsten CO2-
Ausstoß bei der täglichen Verwendung mit einem 
Anteil von mehr als 80% haben. Der Reifen der 
Zukunft werde weniger Rollwiderstand und Rei-
fengewicht, aber eine höhere Lebensdauer ha-
ben. Auch die Tatsache, dass zu geringer Rei-
fendruck die Verkehrssicherheit beeinträchtigt, 
wurde anschaulich dargestellt. Bridgestone habe 
erhoben, dass 71% aller untersuchten Reifen zu 
geringen Druck hatten. Richtiger Reifendruck 
erhöhe die Verkehrssicherheit und die Reifenle-
bensdauer bei gleichzeitig reduziertem Kraftstoff-
verbrauch. Vision von Bridgestone sei, dass die 
Reifen genau so lange wie das Auto selbst hal-
ten. Der ideale Reifen solle beste Bremseigen-
schaften bei Nässe, einen niedrigen Rollwider-
stand, dynamische Handlingeigenschaften und 
ein geringes Gewicht haben. 
 
Die Perspektive einer Weiterentwicklung der 
Intelligenz im und um den Reifen stellte Andreas 
Topp von Continental Deutschland in den Mittel-
punkt seiner Ausführungen. Reifen würden im-
mer leistungsfähiger. So habe sich etwa der 
Nassbremsweg bei 100km/h von 75m im Jahr 
1985 auf 55m im Jahr 2011 verringert. „Bei Tro-
ckenbremsen gibt es eine 30m- Grenze, die beim 
derzeitigen Stand der Technik nicht unterschrit-
ten werden kann“. Ein weiter verminderter Roll-
widerstand lasse sich laut Topp nur durch opti-
mierte Dimensionierung des Reifens (zum Bei-
spiel 195/55 R20 statt 205/55 R16) erzielen. 
Beim Rollwiderstand würden derzeit am Markt 
befindliche Reifen, nach der neuen EU-
Reifenverordnung in die Labelkategorien von C – 

F fallen. Continental strebe das Label A für den 
Rollwiderstand an. 
 
Derzeit bestehe 
das Problem, 
dass Informati-
onen über den 
Reifen dem 
Fahrzeug nicht 
bzw. nur unzu-
reichend zur 
Verfügung ge-
stellt werden. 
Mit Sensoren 
ließen sich der 
Innendruck, die 
Temperatur, die 
Last und die 
Profiltiefe des 
Reifens erken-
nen und die 
entsprechenden 
Daten übertra-
gen. Zunächst 
wolle Continen-
tal diese Kommunikation zwischen Reifen und 
Fahrzeug im Nutzfahrzeugbereich einsetzen. 
Hierbei werde der Sensor im Inneren des Reifens 
angebracht.  
 
Die Energie für den Sensor liefere eine Batterie 
mit einer Lebensdauer von fünf bis sechs Jahren. 
Eine optionale Handyapplikation oder das Auto-
display soll beim richtigen Befüllen des Reifens 
helfen. Das System von Continental könne auch 
feststellen, ob die richtige Reifengröße montiert 
wurde, welcher Reifendruck benötigt wird und 
welche maximale Fahrgeschwindigkeit zulässig 
ist. 
 
Ab 2014 müssen alle Neuwagen in der EU mit 
präzisen Kontrolleinrichtungen für den Reifen-
druck ausgestattet sein; das vorgestellte System 
erfülle die gesetzlichen Anforderungen, betonte 
Topp. Intelligente Reifen können somit auch Fah-
rerassistenzsysteme erfolgreich unterstützen. Die 
Vision von Continental sei, mit dem Auto der 
Zukunft unfallfrei unterwegs zu sein.  
Cornelia Lex vom Institut für Fahrzeugtechnik an 
der TU Graz schlug in dieselbe Kerbe. Sie be-
richtete über Reifen als Einflussgröße für Fahrer-
assistenzsysteme und Fahrdynamikregelungen. 
Bei einigen aktiven Sicherheitssystemen ermögli-
che die Kenntnis des Kraftschlußpotenzials die 
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Optimierung z.B. von ACC (Adaptive Cruise 
Control – intelligenter Tempomat) oder Collision 
Avoidance. 
 
Denkanstöße aus Wissenschaft und Praxis liefer-
te Carsten Boltze von TTC. Einen Sensor im 
Reifen halte er für problematisch; er sei ein 
Fremdkörper, müsse eine chemische Verbindung 
mit dem Gummi eingehen um keine Risse zu 
erzeugen, Beschleunigungen bis 100.00 m/s² 
schadlos ertragen können und nur geringe Ab-
messungen besitzen. Er rät zu aktiven Sensoren 
in der Felge, wie sie seit über 10 Jahren Stand 
der Technik sind. Diese sollten aufgerüstet wer-
den, damit reifenmechanische und akustische 
Signale, die sich mit Einfederung, Drehmoment 
und Schräglauf des Reifens ändern, als Mess-
größen benutzt werden können. Aus Verformun-
gen des Reifens solle auf dessen Zustand ge-
schlossen werden können. Mit einem Abstands-
sensor auf der Felge könne die Einfederung des 
Reifens einmal pro Radumdrehung gemessen 
werden. Zusammen mit den Reifendaten und 
dem Reifeninnendruck lasse sich aus der Einfe-
derung des Reifens die Radlast bestimmen.  
 

 
Aktive Sensoren in der Felge: Carsten Boltze 

 
 
Daniel Walser von Michelin berichtete von Rad-
nabenantrieben. Der – nicht neue - Radnabenan-
trieb könne direkte oder indirekt ausgelegt wer-
den. Michelin präferiere den indirekten Antrieb. 
Vorteile des Radnabenantriebes seien der Weg-
fall des konventionellen Antriebsstranges, hohe 
Antriebssteifigkeit, flexible Allradfunktion und ein 
sehr schneller Drehmomentaufbau. Nachteilig 
seien eine erhöhte ungefederte Masse, Einflüsse 
durch die verlagerte Antriebskraft und der be-
grenzte Bauraum. Michelin wolle sich bei dieser 
Technologie vorrangig an Autohersteller und 
weniger an Produzenten von Elektrofahrrädern 
wenden. 

 
 
Präferenz für indirekten Radnabenantrieb: Daniel 
Walser 
 
Um die Verbesserung des Fahrwerks und das 
Zusammenspiel zwischen Fahrwerk und Umfeld 
drehten sich die beiden letzten Vorträge des 
ÖAMTC-Symposiums. Bernd Hartmann von Con-
tinental beschrieb vier Megatrends der Automo-
bilbranche: Sicherheit, Umwelt, Informationen 
und leistbare Fahrzeuge. Sein Unternehmen 
wolle die aktive und passive Sicherheit mit Con-
tiGuard kombinieren. 
 
Mit dem „Notbrems- und Notausweichassisten-
ten“ stellte Hartmann ein integriertes Fahrerassis-
tenzsystem für Notsituationen vor. Der „Not-
bremsassistent“ werde bereits in Serie produ-
ziert; der Notausweichassistent befinde sich noch 
in der Entwicklungsphase. Hartmann betonte die 
Notwendigkeit der Systemunterstützung durch 
eine Kamera, da Radar allein nicht ausreichend 
Informationen liefere. 
 
Erwartungen, autonomes Fahren könnte bald 
Realität werden, dämpfte Hartmann. „Das geht 
heute aufgrund der Wiener Konvention noch 
nicht“. Nach dieser müsse jeder Fahrer sein 
Fahrzeug jederzeit beherrschen können. Von 
dieser rechtlich bindenden internationalen Über-
einkunft dürfe nicht abgewichen werden. So wür-
den etwa Ausweichmanöver unterstützt, aber das 
System weiche nicht von selbst aus.  
 
Auf eine Erhöhung des Fahrkomforts zielen die 
Forschungen von Magna Steyr. Laut David 
Stampfl sei das Lenkgefühl ein wesentliches 
Kaufkriterium. Die Anforderungen der Benutzer 
an das Lenkgefühl seien objektiviert worden, 
doch könne dies die subjektive Feinabstimmung 
nicht ersetzen. 
 

Bernhard Weiner
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Bekenntnis zum Wirtschaftsmotor Donau: Christian Steindl (GF EHG 
Ennshafen GmbH),  Petra Bohuslav (Wirtschaftslandesrätin NÖ), 
Viktor Sigl (Wirtschaftslandesrat OÖ), LAbg. Michaela Hinterholzer; 
Stv. Aufsichtsratsvorsitzende ecoplus GmbH), Jörg Praher (GF EHG 
Ennshafen GmbH) (von links)

 

Wirtschaftsmotor Donau:
 

Niederösterreich und Oberösterreich geben Gas
 
Der Ennshafen mit den angrenzenden Wirt-
schaftsparks in Niederösterreich und Oberöster-
reich hat eine Schlüsselposition bei der Entwick-
lung bundesländerübergreifender Wachstumspo-
tenziale und innovativer Projekte. Die aktuelle 
Entwicklung war Gegenstand einer Pressekonfe-
renz. 
 
Am 24. Juni 2011 verabschiedete der Europäi-
sche Rat die Donauraumstrategie. Die Grundla-
gen hierfür seien jedoch bereits 
25 Jahre davor in Niederöster-
reich mit der Gründung der Ar-
beitsgemeinschaft der Donaulän-
der gelegt worden: „Wir waren zu 
einer Zeit Vorreiter, als noch der 
Eiserne Vorhang existierte. Heute 
können wir darauf aufbauen und 
die Zukunft gemeinsam planen. 
So wird es möglich, neue Themen 
anzugehen und auch bestehende 
Wirtschaftspotentiale mit neuen, 
zukunftsträchtigen Ausrichtungen 
optimal zu nutzen. Damit sichern 
wir langfristig die dynamische und 
erfolgreiche Weiterentwicklung 
des Wirtschaftsstandortes Nieder-
österreich“, betonte Niederöster-
reichs Wirtschaftslandesrätin Pet-
ra Bohuslav. 
 
Die von Österreich und Rumänien 
initiierte EU-Strategie zur Umsetzung gemein-
schaftlicher Interessen und Ziele im Donauraum 
berge vor allem in den Bereichen Wirtschaft und 
Tourismus großes Potenzial für Niederösterreich. 
Der Donauraum umfasse 14 Länder, hier lebten 
rund 115 Millionen Bürger in mehr als 100 Regi-
onen. Die Wirtschaftsleistung der Donauregion 
liege bei etwa 11% des gesamten BIP der EU. 
 
Durch die Donauraumstrategie ergebe sich, so 
Bohuslav weiter, eine neue Form der Partner-
schaft, da EU-Mitgliedstaaten und Nicht-Mit-
gliedstaaten auf fachlicher Ebene zusammenar-
beiteten. Basis sei ein politisches Commitment 
auf Europäischer Ebene. Hierduch könnten be-
stehende Wirtschaftspotenziale optimal genutzt 
und neue Themen aufgegriffen werden. 
 
„Der Ennshafen ist durch seine direkte Verbin-
dung zum Schwarzmeerraum als Verkehrshaupt-
schlagader für den stark exportorientierten Wirt-
schaftsstandort Oberösterreich von enormer Be-
deutung“, hob Oberösterreichs Wirtschaftslan-

desrat Viktor Sigl hervor. Oberösterreich sei „das 
Exportland Nummer 1 in Österreich.“ 
 
Durch den neutralen Zugang zur hochwertigen 
trimodalen Infrastruktur, die Schaffung von Ge-
werbe- und Industriebaugebieten, Wertschöpfung 
und Arbeitsplätzen trage der Ennshafen maßgeb-
lich zur Sicherung und Weiterentwicklung des 
Produktions- und Wirtschaftsstandorts Oberöster-
reich bei. Auf 353 ha Fläche arbeiten rund 1650 

Mitarbeiter in mehr als 50 Betrieben. In Synergie 
mit den angesiedelten Betrieben in den Hafen-
und Gewerbegebieten biete er eine Vielzahl an 
Logistikdienstleistungen an. 
 
Die Stärkung des Donauraums als wirtschaftliche 
und kulturelle Region sei auch in der EU-
Donauraumstrategie verankert. Die Nutzung der 
Wasserstraße Donau als umweltfreundlicher 
Verkehrsweg sowie die Vernetzung der Binnen-
häfen entlang der Donau sollen dazu beitragen, 
das Transportangebot hinsichtlich der Effizienz 
und Umweltverträglichkeit deutlich zu verbes-
sern.  
 
Die niederösterreichische Landtagsabgeordnete 
Michaela Hinterholzer – sie ist stellvertretende 
Aufsichtsratsvorsitzende der ecoplus GmbH – 
unterstrich die Bedeutung des Wirtschaftsparks 
Ennsdorf für den „ dynamischen Wirtschaftsraum 
zwischen Linz, Steyr, St. Valentin und Amstetten“ 
mit dem Zugang zu einem äußerst kostengünsti-
gen Wasserweg in viele wichtige europäische 
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DaHar (Danube Harbour 
Development) 

 
Das übergeordnete Ziel im Projekt DaHar mit 
einer Laufzeit bis 2014 ist die bessere Integra-
tion kleiner und mittlerer Häfen Südosteuro-
pas in die gesamte multimodale Transportlo-
gistik - speziell im Bereich der Binnenschiff-
fahrt. Die Ennshafen OÖ GmbH dient hier als 
„best practice“- Beispiel für den multimodalen 
Infrastrukturausbau zu einer der bedeutends-
ten Logistikdrehscheiben in Österreich und ist 
somit Vorbild für die weitere Entwicklungen 
der kleinen und mittleren Häfen im Donau-
raum. Gleichzeitig ist das Projekt die Basis für 
die Umsetzung weiterer Entwicklungs- und 
Ausbaumöglichkeiten der Logistikinfrastruktur 
im Ennshafen. 

Wirtschaftszentren.“ Zusammen mit der optima-
len Anbindung an Westbahn und Westautobahn 
sei „der Wirtschaftspark Ennsdorf eine einzigarti-
ge Verkehrs-Drehscheibe.“ 
 
 
Frei zugängliche trimodale Infrastruktur, beste 
Standortbedingungen und ein breites Angebot an 
Dienstleistungen – diese Kombination mache den 
Ennshafen „zu einem erfolgreichen Infrastruktur-
partner für die regionale Wirtschaft“ erklärte 
Christian Steindl, Geschäftsführer der Ennshafen 
OÖ GmbH.  
 

Der wachsende Logistikmarkt erfordere ständige 
Investitionen. Die Erweiterung der Kai- und 
Gleisanlagen und die Umstellung der Betriebszei-
ten am Containerterminal auf ein 24-Stunden-
Service seien bereits erfolgt und die Lagerkapazi-
täten am Containerterminal Enns um weitere 10 
Prozent auf insgesamt 6000 TEU erhöht worden, 
um ausreichende Reserven für die Abwicklung 
des bestehenden Volumens zu schaffen. Hierzu 
habe man eine zusätzliche Containerstellfläche 
von 4.800 m² für Leercontainer asphaltiert. Ins-
gesamt würden 2011 bis zu 3,3 Mio. Euro in den 
weiteren Ausbau investiert.  

 

Erfolgreiche Projekteinreichung bei der vierten iv2splus Ausschreibung
der FFG:
 

Trimodaler Umschlagplatz Hafen
 
Im September 2011 startete das Projekt „Tri-
umph“, mit dem die Transportprozesse im 
Ennshafen optimiert werden sollen. Ziel ist die 
Entwicklung einer Methode für den trimodalen 
Umschlag auf der Basis eines selbstlernenden 
Systems, das Ankunftsprognosen auf der Was-
ser- und auf der Landseite in die Optimierung der 
Ressourcenplanung und der effizienten Lagerung 
am Hafen integriert. Geschätzte Ankunftszeiten 
werden berechnet, Abweichungen dynamisch 
eruiert und alle Beteiligten in der intermodalen 
Prozesskette miteinander vernetzt und entspre-
chend informiert. 
 
Transportcontainer sind ein wichtiger Teil in der 
multimodalen Transportkette. Leere Container 
müssen an ihren Ursprung zurückgeführt werden. 
Hierfür werden vermehrt – neben Straße und 
Schiene - Schiffe als Transportmittel verwendet. 
Im Umschlag- und Verladeprozess am Hafen 
kommt es jedoch häufig zu Problemen, die eine 
weitere Verlagerung des Leercontainertransports 
auf die Binnenwasserstraße erschweren: Ursa-
che ist die mangelnde Informationstransparenz 
bzw. die fehlende Integration der Prozessbeteilig-
ten, verbunden mit dem hohen Anteil an Verspä-
tungen von Schiffstransporten (ca. 90 %). 
 
Das erschwert Ankunftsprognosen, wodurch eine 
optimale Planung des Weiter- und Abtransports 
der Leercontainer unmöglich ist. Die Folge sind 
häufig Leerfahrten, etwa wenn ein Lkw, der einen 
vollen Container in den Hafen gebracht hat, die-
sen ohne Fracht verlassen muss, weil der abzu-
holende Leercontainer noch nicht verfügbar und 
dessen Ankunft nicht prognostizierbar ist sowie 
Ressourcenengpässe im Hafen. Obwohl teilwei-
se bereits Systeme existieren, die eine Abstim-

mung zwischen den Verkehrsträgern durch die 
Bereitstellung von Ankunfts- und Fahrzeitprogno-
sen unterstützen würden, ist eine Verknüpfung 
dieser Systeme bzw. eine automatische Auswer-
tung der vorhandenen Daten noch nicht bzw. nur 
unzureichend möglich. 
 
Mitglieder des Projektkonsortiums sind die 
Ennshafen OÖ GmbH, die AIT Mobility sowie die 
via donau, die als Betreiberin von DoRIS (Donau 
River Information Services) an einer Weiterent-
wicklung des Systems interessiert ist. Die Pro-
jektleitung hat das Logistikum Steyr übernom-
men. Die abschließende ökologische und öko-
nomische Evaluierung des Projekts soll den ge-
nerierten Nutzen quantifizierbar machen. 
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Julius Pircher, Frikus; Alojz Fabjan, Luka Koper; Monika Unterholzner, Wiener Hafen; 
Christan Steindl, Ennshafen; Jürgen Heinrich, Kühne + Nagel; Mitja Dujc, Luka Koper. 
(von links) 

 
Österreichs Donauhäfen bauen die logistische Vernetzung
zum Seehafen Koper aus:
 

Standortpräsentation der Häfen Enns und Wien
 
Im Herzen Europas gelegen, zählen die Donau-
häfen Wien und Enns zu den bedeutendsten 
Wirtschafts- und Logistikdrehscheiben Öster-
reichs. Sie verknüpfen die zentralen Verkehrskor-
ridore Europas und bieten der österreichischen 
Wirtschaft direkte Verbindungen vor allem zu den 
bedeutendsten Nordseehäfen. Jetzt sollen auch 
regelmäßige Linienverkehre zum Hafen Koper 
folgen. 
 
Am 20. Oktober präsentieren sich die beiden 
Häfen im Rahmen einer Veranstaltung mit Unter-
stützung des Hafens Koper als kompetente Lo-
gistikpartner für den Wirtschaftsstandort Öster-
reich. Das Ziel ist eine verstärkte Zusammenar-
beit der österreichischen Häfen mit dem sloweni-
schen Seehafen, um künftig auch Richtung Adria 
Linienangebote aufzubauen. 

Konkret ist der Hafen Koper sowohl für Linien-
verkehre im Container- und Automotive-Sektor 
als auch für österreichische Seefrachtverkehre 
interessant. Die Anbindung an den Seehafen 
Koper bedeutet für die österreichische Wirtschaft 

eine Zeitersparnis von etwa 7 Tagen für Güter-
transporte in den Fernen Osten im Vergleich zu 
den Nordseehäfen. Zusätzlich wird die europäi-
sche Nord-Süd-Achse über die Wasserstraße 
Donau mit der Schwarzmeerregion verbunden. 
 
Geschäftskontakte intensivieren 
 
„Die Warenumschläge österreichischer Häfen 
haben sich in den letzten Jahren stetig Richtung 
südliche Seehäfen verschoben. Koper hat inzwi-
schen alle anderen europäischen Seehäfen in 
der Bedeutung für die österreichische Wirtschaft 
überholt“, so Monika Unterholzner, Prokuristin 
und Leiterin für internationales des Hafen Wien. 
„Unsere gemeinsame Präsentation in Koper dient 
dazu, die Geschäftskontakte zwischen den Häfen 
zu intensivieren und weiter auszubauen“. 

 
„Mit Fahrplan-
wechsel 2012 
verfügt der 
Ennshafen durch 
eine NINA-An-
bindung (Natio-
nales Intermoda-
les Netzwerk 
Austria) über 
eine tägliche 

Zugverbindung 
zum Cargo-
Center Graz/ 
Werndorf mit 
täglicher Weiter-
leitung zum See-
hafen Koper“, 
erläuterte Chris-
tian Steindl, Ge-

schäftsführer 
des Ennshafens. 
 
Ausgehend vom 
Hafen Wien ver-
kehren ab Ende 
Oktober 2011 
zwei Container-
züge wöchent-

lich vom Hafen Wien – Containerterminal in den 
Hafen Koper. Zusätzlich verfügen die beiden 
Donauhäfen Wien und Enns über die einzigen 
trimodalen Roll-on/Roll-off Terminals in Öster-
reich. 
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Ennshafen „ideal für Linien-
verkehre“: Christian Steindl 

 

Kombinierter Liniendienst auf der Donau:
 

„Man sollte es einfach probieren“
 
Eine Marktanalyse zur Einrichtung eines kombi-
nierten Liniendienstes zwischen dem Ennshafen 
und dem rumänischen Hafen Galati (KoLEG) 
haben das Österreichische Institut für Raumpla-
nung (ÖIR) und die Navromsa AG im Auftrag der 
beiden Hafenbetreiber durchgeführt. Bei einem 
Workshop im Ennshafen präsentierten ÖIR-
Vorstandsmitglied Reinhold Deußner und Ale-
xandru Capatu, Senior Expert Danube Navigation 
and Ports bei Navromsa, die Untersuchungser-
gebnisse. 
 

Trotz des starken Wirt-
schaftswachstums im 
Donaukorridor ist die 
Rolle der Donauschiff-
fahrt immer noch be-
scheiden; vor allem 
fehlen kombinierte 
Liniendienste. Das soll 
sich ändern: Die 
KoLEG-Studie unter-
suchte die Einrichtung 
einer günstigen, re-
gelmäßigen und zuver-
lässigen Verbindung 
auf der Wasserstraße 
zwischen Westeuropa 

und Österreich einerseits, sowie Rumänien, der 
Ukraine, der Region Krasnodar und anderen 
Märkten in der Schwarzmeerregion bzw. um das 
Kaspische Meer. 
 
Ennshafen-Geschäftsführer Christian Steindl hob 
hervor, dass der Hafen an der oberösterrei-
chisch-niederösterreichischen Landesgrenze als 
„leistungsfähiger Anfangs- und Endpunkt“ mit gut 
ausgebauter Infrastruktur und Hinterlandanbin-
dung. „ideal für Linienverkehre“ wäre. „Wir sind 
überzeugt, dass genügend Verkehrssubstrat für 
den Liniendienst vorhanden ist“, unterstrich 
Steindl. Für den Transport böten sich vor allem 
Fahrzeuge, Schwergut und Landmaschinen an. 
 
Der Umschlag im Ennshafen sei von 44.600 TEU 
im Jahr 2004 auf 197.000 TEU in den ersten acht 
Monaten dieses Jahres gestiegen. Im gesamten 
Jahr 2010 seien rund 225.500 TEU umgeschla-
gen worden. Voraussetzungen für die weiterte 
Entwicklung der Donauhäfen sei deren Ausbau 
und Vernetzung, die Modernisierung der Donau-
flotte, die ökologisch nachhaltige Verbesserung 
der Wasserstraßen-Infrastruktur sowie die Aus- 
und Weiterbildung in den Bereichen Nautik und 
Binnenschifffahrt. 

 
Studienautoren Capatu (links); Deußner 
 
Seit August 2010 betreibe die Helogistics Holding 
GmbH die Containerlinie HELO 1 auf der Strecke 
Constanta – Beograd – Budapest nach einem 
ganzjährigen Fahrplan mit wöchentlichen Abfahr-
ten. Ziel sei die Erhöhung der Kapazitäten und 
die Ausweitung des Rundlaufes nach Österreich, 
so Steindl. 
 
Das „andere Ende“ der geplanten Verbindung, 
der rumänischen Hafen Galati, beschrieb Ale-
xandru Capatu. Galati - 150 km vom Schwarzen 
Meer (Sulina) und 12 km von der Grenze zu Mol-
dawien entfernt - sei ein „pentamodaler“ Ver-
kehrsknoten, der im Gegensatz zur einem trimo-
dalem Angebot (Wasser, Schiene, Straße) auf 
der Schiene sowohl eine Normalspur-, als auch 
eine Breitspuranbindung habe und auf dem Was-
serweg neben der Binnenschifffahrt auch Short-
Sea-Shipping in Richtung Schwarzes Meer biete. 
 
Ziel der KoLEG-Studie sei es gewesen, die Ein-
führung eines kombinierten Liniendienstes zwi-
schen Enns und Galati vorzubereiten, hierzu die 
Rahmenbedingungen zu analysieren, Marktpo-
tenziale und logistische Voraussetzungen zu 
untersuchen und einen Businessplan für das 
kombinierte Linienservice auszuarbeiten, berich-
tete ÖIR-Verkehrsplaner Deußner. Im Schwarz-
meerraum lebten rund 140 Mio. Menschen; die 
Wirtschaft sei im Zeitraum 2001 – 2007 jährlich 
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Wirtschaftsentwicklung in der Schwarzmeerregion: 
Veränderung BIP (real) in % zum Vorjahr 

um 6% gewachsen. Der Einbruch 2009 habe 
weitgehend wieder aufgeholt werden können. Die 
Exporte Österreichs in den Schwarzmeerraum 
seien zwischen 2005 und 2008 um 70% gestie-
gen; auffallend seien auch die hohen österreichi-
schen Direktinvestitionen von 6,3 Mrd. EUR 
(2007). 

In der Marktanalyse seien die gegenwärtig und 
künftig zu erwartenden Außenhandelsströme und 
Transportvolumina untersucht worden; Reisezei-
ten, Servicequalität, logistische Anforderungen 
für den kombinierten Liniendienst und das Back-
up-System Schiene habe man beleuchtet. Der 
Außenhandel zwischen Österreich und dem 
Schwarzmeerraum sei von einem deutlich stärke-
ren Empfang als Versand von Gütern geprägt, 
erläuterte Deußner. Österreich importiere Roh-

stoffe vor allem, Rohöl, Erdgas und Eisenerz, 
während es andererseits Halb- und Fertigwaren 
sowie Baustoffe exportiere. Bei der Berechnung 
der KoLEG- Transportmengen seien Erdöl, Erd-
gas und Eisenerz als „nicht relevant“ abgezogen 
worden, weil bei diesen Gütern keine Verlage-
rung auf einen Liniendienst zu erwarten sei. 

 
In der nachfolgen-
den Diskussion mo-
nierten die Teilneh-
mer – Verlader und 
Spediteure – die 
Notwendigkeit der 
Pünktlichkeit, der 
Planbarkeit und 
einer konstanten 
Preisbasis. Vorstell-
bar sei gegenwärtig 
das Führen einer 
Barge einmal pro 
Woche. Notwendig 
sei jedenfalls, das 
Vertrauen des Kun-
den für den Schiffs-
transport zu gewin-
nen. In seiner Zu-

sammenfassung hob Deußner hervor, es sei 
schwierig, einen Businessplan aufzustellen. Man 
„sollte es einfach probieren“ um das „Henne-Ei-
Problem“ zu umgehen. 
 
 
Die Ergebnisse des KoLEG- Workshops im 
Ennshafen und einer nachfolgenden Veranstal-
tung im Galati werden nun ausgewertet und ana-
lysiert.
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KoLEG-Workshop-Teilnehmer: Vertrauen der Kunden für den Schiffstransport muss gewonnen wer-
den: Wichtig sind Pünktlichkeit, Planbarkeit und eine konstante Preisbasis 
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Smart Rivers ´21:
 

The Future of Inland Navigation
 
Zu Beginn des neuen Jahrtausends, anlässlich 
der TRB in Washington (Transport Research 
Board) 2002 hielt Dr. Reinhard Pfliegl einen Vor-
trag über die via donau und das neue europäi-
sche RIS – River Information Service. Die Zuhö-
rer, vorwiegend US amerikanische Experten, 
waren überrascht: die Europäer waren ihnen in 
diesem Sektor offenbar um viele Jahre voraus. 
Aus dieser ersten Begegnung resultierte ein Dia-
log USA – Europa der mit der Unterzeichnung 
eines Co-operation Agreements startete. Vorher 
allerdings fand eine Fact Finding Mission in Eu-
ropa statt, die von der Appalachian Regional 
Commission (ARC) organisiert wurde, die die 
US-Experten quer durch die Europäischen Bin-
nenhäfen führte und in Wien endete. 
 
Die Unterzeichner des Co-operation Agreements 
waren von europäischer Seite die „Föderation der 
Europäischen Binnenhäfen – FEPI“, „Korridor VII 
Management-TINA Vienna“ mit Unterstützung 
durch „via donau“ sowie von amerikanischer Sei-
te die „Ohio River Basin International Trade & 
Transportation System (ORBIT3S/PPC)“ und die 
„Port of Pittsburgh Commission (PPC)“.  In der 
Zwischenzeit hat sich in den Vereinigten Staaten 
PIANC USA an die Spitze von Smart Rivers ge-
setzt, was zur Folge hatte, dass auch PIANC 
Austria und in weiterer Folge PIANC International 
Smart Rivers unterstützen. Auch das „US Army 
Corps of Engineers“ ist zu einer wichtigen Träge-
rin der Smart Rivers Initiative geworden. 
 
Vier Konferenzen, in Pittsburgh 2004 (Gastgeber 
Port of Pittsburgh Commission, PPC), Brüssel 
2006 (Gastgeber Föderation der Europäischen 
Binnenhäfen – FEPI), Louisville 2007 (Gastgeber 
PIANC USA) und Wien 2009 (Gastgeber Austria 
Tech, Hafen Wien und Stadt Wien) haben in der 
Vergangenheit stattgefunden. Vom 13. – 16. 
September 2011  ging nunmehr im Westin Pala-
ce in New Orleans, Lousiana, USA die 5. Konfe-
renz Smart Rivers `21 / 2011 über die Bühne, 
wobei das US Army Corps of Engineers und 
PIANC USA die Gastgeberrolle übernommen 
hatten. Nach dem großen Erfolg der 2009-
Konferenz in Wien war die „Smart Rivers `21 
Konferenz – New Orleans 2011“ ein weiterer 
Meilenstein in der Entwicklung der Binnenschiff-
fahrt durch den atlantikübergreifenden Dialog. 
 
Smart Rivers `21 steht für das Bemühen bedeu-
tender internationaler Organisationen und Unter-
nehmen in Europa und den USA, der Binnen-
schifffahrt  den ihr zustehenden und gewünsch-

ten Platz im Gesamtverkehrsaufkommen zu si-
chern und auszubauen. Deshalb haben die drei 
Unterzeichner des Co-operationsabkommens ein 
formelles Programm etabliert, das der Zusam-
menarbeit und der gegenseitigen Unterstützung 
in folgenden Bereichen dienen soll: 
 
a) Austausch von Informationen über Bin-

nenwasserstraßen – intermodalen Trans-
port 

 
b) Vorausschauend Technologien der Bin-

nenschifffahrt zu verbessern, zu integrie-
ren und zu harmonisieren 

 
c) Förderung der wirtschaftlichen und be-

schäftigungspolitischen Strategien für ei-
ne nachhaltige Integration der Binnen-
schifffahrt in die intermodale, globale 
Supply Chain des 21. Jahrhunderts. 

 
Die nunmehr fünf Konferenzen von Smart Rivers 
haben in steigendem Maß die Fachwelt ange-
sprochen. An der New Orleans Konferenz waren 
bereits mehr als 300 Teilnehmer interessiert, die 
aus allen betroffenen Bereichen des Binnen-
schifffahrtssektors kamen: Industrie und Behör-
den, wissenschaftliche Experten, private und 
öffentliche Unternehmen tauschten in den mehr 
als 24 Workshops und 95 Vorträgen ihr Wissen 
und ihre Erfahrungen aus. Auch die Geschäfts-
anbahnung war ein wichtiges Thema. Auf diesem 
weit gestreuten Themenfeld, besetzt mit den 
besten Experten  unserer Tage, basiert auch der 
Erfolg von Smart Rivers und unterscheidet sie 
wesentlich von reinen Vortragskonferenzen. 
 
Bei diesem Dialog EU – USA unter Beteiligung 
der chinesischen, russischen und lateinamerika-
nischen Wasserstraßenverwaltungen ist die Eu-
ropäische Präsenz besonders wichtig. Die Rolle 
des europäischen Repräsentanten übernahm der 
Präsident des Verbandes der Europäischen Bin-
nenhäfen, Roland Hörner, der auch der Direktor 
des Rhein-Neckar Hafens Mannheim ist, als 
Luncheon Speaker. Sein Thema war die Rolle 
der Binnenhäfen im Rahmen der EU Donauraum-
Strategie. 
 
Die wichtigsten Themen des technischen Pro-
gramms waren Wasserstraßenprojekte in den 
verschiedenen Kontinenten und der Wasserstra-
ßenausbau ganz allgemein, die River Information 
Services und der damit verbundene Datenaus-
tausch, Umweltschutz in der Zeit des Klimawan-
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dels, Sicherheit im Betrieb, Ausbildung und Trai-
ning, Fragen des Ausbaggerns der Fahrwasser, 
Erhöhung des Frachtvolumens auf den Binnen-
wasserstraßen (ein Thema, das alle Wasserstra-
ßen außer dem Rhein weltweit betrifft), die Fra-
gen der Schleusen und der Schleusungen, Fra-
gen der Finanzierung des Ausbaues und des 
Betriebs der Wasserstraßen insbesondere der 
Schleusenanlagen, allgemeine Themen im IT 
Bereich, Fischerei, Freizeitschifffahrt und die 
Personenschifffahrt im Hinblick auf mögliche 
Konflikte mit der Güterschifffahrt. 
 
In einer Vorkonferenz war das Thema „Innovati-
ves Schleusendesign“ behandelt worden, bei 
dem u.a. die neuen Panamakanalschleusen de-
tailliert vorgestellt und neue Technologien beim 
Schleusenbau diskutiert wurden. 
 
Eine Ausstellung interessierter Unternehmen der 
Branche sowie ein anspruchsvolles technisches 
Programm rundeten die Konferenz ab. Die euro-
päischen Teilnehmerkonnten  eines der größten 

Schubschiffe des Mississippi besichtigen und 
Schubverbände mit 12 oder 35 Bargen bei ihrer 
Fahrt beobachten 
 
PIANC International, der weltgrößte Verband für 
wassergebundene Infrastruktur, übernahm die 
Verantwortung für die Zukunft von Smart Rivers. 
Dies wird zu einer Ausweitung der möglichen 
Konferenzorte führen, ist es doch das Ziel, nach 
Europa und den USA auch Lateinamerika und 
Asien stärker einzubinden und auch dort ent-
sprechende Konferenzen zu organisieren. Das 
IOC – International Organising Committee – tritt 
Anfang Dezember in Brüssel zu seiner Konstitu-
ierung zusammen. 
 
Die 2013 Smart Rivers Konferenz wird noch ein-
mal nach Europa zurückkehren und gemeinsam 
von den Niederlanden und Belgien organisiert 
werden. 
 
 

Otto Schwetz 
 
 
 
 
 
Der Donauraum ist wieder in den Blickpunkt
der europäischen Geschichte gerückt:
 

Zukunftsgebiet Europas
 
Der diesen Raum durchfließende Strom, die Do-
nau, ist als einziger Strom Europas, der von West 
nach Ost fließt, auch Symbol für die gegenwärti-
ge politische Situation: Sie ist das Bindeglied 
zwischen Westeuropa und Byzanz, zwischen 
Germanen und Slawen und all den anderen Völ-
kern in und an diesem Raum immer schon gewe-
sen. Durch den Vorschub der Außengrenze der 
Europäischen Union an das Schwarze Meer und 
die dadurch entstandene Verbindung mit dem 
Schwarzmeer- und Kaukasusgebiet tritt dies wie-
der deutlich zutage.  
 
Sieht man von den Europa umgebenden Meeren 
ab, so ist die Donau mit ihren angrenzenden 
Regionen der wichtigste Wasserweg Europas. 
Jedes Jahr fließen rund 350 Kubikkilometer 
Wasser von der Donau ins Schwarze Meer. Das 
Donaubecken ist rund 2 Millionen Quadratkilome-
ter groß, es umfasst rund ein Drittel von Konti-
nentaleuropa. 

 
Hier leben mehr als 100 Millionen Menschen. Die 
Donau ist nach der Wolga der zweitlängste Fluss 
in Europa und auch der wichtigste Fluss, der in 
das Schwarze Meer mündet. Von ihrem Ursprung 

im Schwarzwald bis zur Mündung ins Schwarze 
Meer misst diese Wasserstraße 2.857 Kilometer. 
Ihre Bedeutung für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Großregion ist evident: Betroffen 
sind die 10 Donau-Anrainerstaaten: Deutschland, 
Österreich, Slowakei, Ungarn, Kroatien, Serbien, 
Rumänien, Bulgarien, Moldawien und die Ukrai-
ne. Hinzu kommen noch vier Staaten, deren 
Flusssysteme zur Donau entwässern: Tschechi-
en, Slowenien, Bosnien-Herzegowina und Mon-
tenegro. Diese Vielzahl an Staaten dokumentiert 
auch ein wesentliches Problem des Raumes: 
Noch sind die Donauanrainerstaaten höchst un-
terschiedlich entwickelt - etwa in Sachen Finanz-
kraft, Infrastruktur, Umweltschutz, Schul- und 
Weiterbildungssystemen, Bürgerbeteiligung, Le-
gislative, Exekutive und Justiz. Das Lernen von-
einander ist dabei keineswegs auf die Richtung 
West-Ost beschränkt! 
 
Der Donauraum ist für seine Bewohner nicht nur 
Lebensraum sondern auch gemeinsamer  Kultur-
raum, Naturraum und auch Verkehrsraum mit der 
Donau als Wasserstraße. 
 
Hinzu tritt die natürliche Konkurrenz der einzel-
nen Großgebiete im EU Europa die zur Bildung 
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Makroregion „Donauraum“ 

von Makro-Regionen gleicher Interessenslagen 
führt. Dazu gehört wohl der Mittelmeerraum aber 
auch das Vorbild für den Donauraum, die Baltic-
Sea Strategy der Europäischen Union. 
 
Die Donauraumstrategie der EU 
 
Eingedenk der Notwendigkeiten der Entwicklung 
der einzelnen Donauraumstaaten ist eine enge 
Zusammenarbeit unerlässlich. Aus diesem Grund 
haben die Außenminister von Österreich und 
Rumänien die Initiative ergriffen und eine ge-
meinsame EU-Strategie für den Donauraum an-
geregt. 

Der Europäische Rat ist dieser Idee gefolgt und 
hat am 19. Juni 2009 die Europäische Kommissi-
on beauftragt, eine Strategie für den Donauraum 
(EUSDR) zu entwickeln, die sich an der EU-
Ostseestrategie (EUSBSR) orientiert. Dieser 
Beschluss führte zu einer Reihe von Aktivitäten 
auf nationaler und auf EU-Ebene, um die Strate-
gie entsprechend vorzubereiten und schlussend-
lich in Gang zu setzten. 
 
Es sind also 14 Staaten, die sich zu dieser Mak-
ro-Region „Donauraum“ bekennen und sie nüt-
zen wollen. Im Mittelpunkt steht dabei, förderfä-
hige Projekte zu entwickeln. Um jetzt einen „Run“ 
auf die Fördermittel zu vermeiden, hat die Kom-
mission für die Strategie drei „NEIN‘s“ vorange-
stellt: 
 
Keine neuen Institutionen, keine neuen Vorschrif-
ten und Gesetzte und keine neuen Finanzmittel. 
Damit wird erreicht, dass sich die potenziellen 
Bewerber um die Qualität der einzureichenden 
Projekte bemühen müssen, was wiederum dem 
Gesamterfolg der Strategie zugutekommt. Denn 
der ist noch nicht völlig abgesichert: Nur wenn 
zählbare Erfolge bei der Projektumsetzung und -

finanzierung vorzuweisen sein werden, wird die 
EUSDR reüssieren. Dabei spielt der Hinterge-
danke mit, die Nationalstaaten und andere Kör-
perschaften zu bewegen, die (Ko-)-Finan-
zierbarkeit vorgeschlagener Projekte noch einmal 
zu prüfen. So sind bekanntlich viele von „Brüssel“ 
förderbare Projekte bislang daran gescheitert, 
dass der präsumtive Empfängerstaat nicht in der 
Lage oder willens war, den notwendigen Eigen-
mittelanteil zu finanzieren. Vielfach war der Weg 
zu den Fördertöpfen auch zu kompliziert, der von 
Wien mit Slowenien koordinierte Schwerpunkt 
„Good Governance“ kann hier helfen, entspre-
chende Wissenslücken zu füllen. 

 
 
Wie die EUSDR funktio-
niert 
 
Es ist ein großes Verdienst 
der österreichischen Bun-
desländer an der Donau - 
Oberösterreich, Niederöster-
reich und Wien sowie dem 
Burgenland - ein Basispa-
pier für die Strategie ausge-
arbeitet zu haben, das 
Großteils in die österreichi-
sche Position und darüber 
hinaus in die EU-Strategie 
eingeflossen ist. Im Zuge 
der im Vorfeld im Donaueu-
ropa durchgeführten fünf  

Stakeholderkonferenzen 
wurden zuerst die „Säulen“ 
und in weitere Folge die 

Aktionsfelder der Strategie in einem „Action-Plan“ 
festgelegt. In nunmehr 11 prioritären Themenge-
bieten wird die Strategie umgesetzt, wobei immer 
zwei beteiligte Staaten die Koordination der je-
weiligen „Priority Area“ (PA)  gemeinsam über-
nehmen. 

 
Die Rolle der Koordinatoren ist dabei so zu se-
hen, dass sie die von ihnen einzurichtende 
Steering Group leiten und als Ansprechpartner 
für projektwillige Bewerber dienen. Österreichi-
sche Koordinatoren sind auf den Gebieten Bin-
nenschifffahrt 
 

 PA 1a („via donau – Österreichische 
Wasserstraßen-Gesellschaft mbH plus 
ein Partner aus Rumänien), 

 „Good Governance“ 
 PA 10 (Stadt Wien plus ein Partner aus 

Slowenien) und  
 Weiterbildung, 
 PA 9 (BM für Arbeit, Soziales und Kon-

sumentenschutz plus ein Partner aus 
Moldawien) 

tätig. 
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WASSER 
Die Arbeit in der Priority Area 1a: Entwicklung der 
Mobilität und der Interoperabilität: Die Binnen-
wasserstraße wird dabei von einer Steering 
Group unterstützt, der neben den Ländervertre-
tern der Donauraumstaaten die wichtigsten Or-
ganisationen wie die Donaukommission, die Sa-
va Kommission, die ICPDR/IKDS, ARGE Donau-
länder, Korridor VII – die Donau und der Rat der 
Donaustädte und –regionen angehören. 
 
In den ersten Sitzungen der PA 1a – zuletzt Ende 
Oktober 2011  in Bukarest – wurde neben verfah-
rensrechtlichen Fragen vordringlich die Arbeit in 
fünf thematische Arbeitsgruppen aufgeteilt, die 
sich mit den entsprechenden Projekten ausei-
nandersetzten sollen.  
 
Es sind dies: 
 
o Working Group 1: "Waterway infrastruc-

ture & management" 
 
o Working Group 2: "Multimodal river ports 

& sustainable freight transport" 
 
o Working Group 3: "Danube fleet" 
 
o Working Group 4: "River Information 

Services" 
 
o Working Group 5: "Qualified personnel & 

education standards" 
 
Die Absicht ist, dass in jeder Arbeitsgruppe die 
Personen aktiv werden sollten, die  aktiv dazu 

beitragen können, die entsprechenden Ziele, die 
in der EUSDR angesprochen werden, zu errei-
chen. Besonders angesprochen sollen solche 
Personen oder Organisationen werden, die Pro-
jekte im Laufen bzw. konkrete Projektideen in-
nerhalb der jeweiligen thematischen Bereiche der 
Arbeitsgruppe haben. Von besonderem Interesse 
aus Sicht der Arbeitsgruppen sind die im Sektor 
tätigen Personen/Unternehmen wie Reedereien, 
Spediteure oder Häfen. 
 
In der jetzigen Phase werden vor allem die po-
tenziellen Projekte gesammelt und einer Prüfung 
unterzogen, inwieweit sie für die Donauraumstra-
tegie geeignet sind. 
 
Eines wurde aber schon in den ersten Sitzungen 
klar: die EUSDR wird nur dann Erfolg haben, 
wenn die Regionen und die Kommunen sich 
dafür engagieren, wenn die Generaldirektionen 
ihre gegenseitige Abschottung aufgeben und 
fächerübergreifend handeln und wenn das För-
derwesen bei der Europäischen Kommission 
endlich so vereinfacht wird, dass es auch genutzt 
wird - was nicht mit einer Vereinfachung bei der 
Kontrolle missverstanden werden darf. 
 

Otto Schwetz 
 
Der Autor ist u.a. Präsident der PIANC Austria, 
Vorsitzender Korridor VII – die Donau, Leiter des 
Arbeitskreises Verkehr und Schifffahrt der ARGE 
Donauländer und Konsulent der TINA Vienna 
Urban Technologies & Strategies 

 
 
EU STRATEGY FOR THE DANUBE REGION 
Coordination of Priority Areas 
Bosnia and Herzegovina and Montenegro can also be involved as appropriate. 
 

Priority Area Countries 

1) To improve mobility and intermodality 
Inland waterways: Austria, Romania 
Rail, road and air: Slovenia, Serbia 
(Interest: Ukraine) 

2) To encourage more sustainable energy Hungary, Czech Republic 

3) To promote culture and tourism, people to people contacts Bulgaria, Romania 

4) To restore and maintain the quality of waters Hungary, Slovakia 

5) To manage environmental risks Hungary , Romania  
6) To preserve biodiversity, landscapes and the quality of air 
and soils Germany (Bavaria), Croatia 

7) To develop the knowledge society (research, education and 
ICT) Slovakia, Serbia 

8) To support the competitiveness of enterprises Germany (Baden-Württemberg), 
Croatia 

9) To invest in people and skills  Austria, Moldova 

10) To step up institutional capacity and cooperation Austria (Vienna), Slovenia 
11) To work together to tackle security and organised crime 
 Germany, Bulgaria 
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Functional Airspace Blocks ab Dezember 2012 

„Meilenstein für die europäische 
Luftfahrt“: Austro Control Vor-
stand Heinz Sommerbauer 

 
Das Jahr 2012 wird für die europäischen Flugsi-
cherungen und damit auch Austro Control grund-
legende Änderungen bringen. Single European 
Sky wird Realität und damit die Schaffung eines 
einheitlichen europäischen Luftraums unabhän-
gig von Staatsgrenzen, der sich ausschließlich an 
betrieblichen Erfordernissen orientiert und  so zu 
einem sicheren, effizienten und wirtschaftlichen 
Ablauf des Flugverkehrs beiträgt.  
 
Die Umsetzung von Single European Sky bein-
haltet zwei wesentliche Eckpunkte: Zum einen 
die Schaffung von grenzüberschreitenden Luft-
raumblöcken (Functional Airspace Blocks) bis 
Ende 2012, zum anderen die Etablierung von 
(verbindlichen) Leistungszielen mit einem völlig 
neuen Gebührensystem. All das bedeutet für die 
europäischen Air Navigation Service Provider 
(ANSPs) ein Umdenken. Die europäische Kom-
mission erwartet sich durch Single European Sky 
eine nachhaltig positive Entwicklung des europä-
ischen Luftverkehrssystems. 
 
4. Dezember 2012 – Functional Airspace 
Blocks (FABs) treten in Kraft 
 
Am 4. Dezember 2012 ist es soweit. Single Eu-
ropean Sky nimmt konkrete Gestalt an. Die der-
zeit über 60 Kontrollbereiche werden zu neun 
Luftraumblöcken zusammengefasst. Durch Sy-
nergien innerhalb der Blöcke werden Abläufe 
optimiert und die Effizienz gesteigert. Strecken-
führungen erfolgen unabhängig von Staatsgren-

zen rein nach be-
trieblichen Erfor-
dernissen. In Euro-
pa geht man davon 
aus, dass derzeit 
jeder Flug durch-
schnittlich um rund 
49km länger als 
notwendig ist. Die-
se Fragmentierung 
des Luftraumes 
kostet die Airlines 
eine Milliarde Euro 
im Jahr und verur-
sacht 5 Mio. Ton-
nen an vermeidba-
rem CO2- Emissio-
nen. 
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Für Austro Control Vorstand Heinz Sommerbauer 
ist Single European Sky ein Meilenstein in der 
europäischen Luftfahrt: „Erstmals wird sich die 
Luftraumstruktur nicht mehr an Staatsgrenzen 
sondern an Verkehrsströmen orientieren. Die 
erfolgreiche Umsetzung dieses Projekts spart 
Zeit, Geld und Treibstoff. Passagiere und Airlines 
profitieren von kürzeren Flug- und Wartezeiten 
und die Umwelt profitiert von einem deutlich ver-
ringerten CO2-Ausstoß. Austro Control ist als Teil 
von FAB CE (Functional Airspace Block Central 
Europe) direkt an der erfolgreichen Umsetzung 
von „Single European Sky“ beteiligt.“ 
 
FAB CE - Functional Airspace Block Central 
Europe: Sieben Staaten - ein Luftraum 
 

 
Sieben Staaten –ein Luftraum. Vertragsunter-
zeichnung am 5. Mai 2011 
 
Mit der Unterzeichnung des Staatsvertrages zur 
Implementierung des Functional Airspace Blocks 

Central Europe (FAB CE) durch die Staaten Ös-
terreich, Tschechien, Ungarn, Slowenien, Slowa-
kei, Kroatien und Bosnien-Herzegowina wurde 
am 5. Mai 2011, in Brdo, Slowenien, ein zentraler 
Meilenstein zur Umsetzung von Single European 
Sky gesetzt. 
 
Zeitgleich wurde von Austro Control und den 
weiteren nationalen Flugsicherungen eine Ver-
einbarung ANSP (Air Navigation Service Provi-
der) - Agreement unterzeichnet, in der die künfti-
ge Zusammenarbeit auf der operationellen Ebe-
ne geregelt wird. Damit wurden die Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Implementierung 
von FAB CE bis zum Starttermin am 4. Dezem-
ber 2012 geschaffen. 
 
Ziele für Europa – Performance Scheme 
 
Die Leistungsfähigkeit des gesamteuropäischen 
Luftverkehrssystems soll deutlich erhöht werden. 
Das Prinzip ist simpel: Gesamteuropäische Leis-
tungsziele wurden im Dezember 2011 von der 
Europäischen Kommission unter Zustimmung der 
Staaten festgelegt. Nationale Aufsichtsbehörden 
müssen Performance Pläne erstellen, die dann 
von der Kommission im Hinblick auf die Verein-
barkeit mit den gesamteuropäischen Zielen ge-
prüft werden. Diese Pläne beinhalten etwa  Ver-
kehrsprognosen Kosten oder Investitionen. 
 
Die „Key Performance Areas“ sind die Bereiche 
Sicherheit, Kapazität, Kosteneffizienz und Um-
welt. Die erste Regulierungsperiode beginnt An-
fang 2012 und läuft bis 2014 danach laufen die 
Perioden jeweils fünf Jahre. Die Ziele sind ambi-
tioniert: Bis 2014 soll beispielsweise im Kapazi-
tätsbereich eine Reduzierung der Verspätungen 
im Streckenbereich auf 0.5 Minuten pro Flug und 
bei den Kosten eine jährliche Senkung der 
durchschnittlichen europäischen Gebührenrate 
um 3,5% erreicht werden. 

 
Austro Control:

Fluglotsinnen und Fluglotsen sorgen für Sicherheit
 
Die Fluglotsinnen und Fluglotsen von Austro 
Control garantieren die Sicherheit von Passagie-
ren und Flugzeugen. Vom Anlassen der Trieb-
werke bis zum Verlassen des österreichischen 
Luftraums sorgen sie für einen sicheren Ablauf 
des Flugverkehrs. Sie geben Flugroute und Flug-
höhe vor, erteilen die Starterlaubnis, geben die 
Freigabe zur Landung und sorgen dafür, dass 
Flugzeuge einander nie zu nahe kommen. Der 
Fluglotse ist– neben dem Piloten – der wichtigste 
aktive Sicherheitsfaktor in der Luftfahrt. 
 
Die Arbeit eines Fluglotsen besteht in der Füh-
rung des Flugverkehrs mithilfe eines Radarbilds 

und durch den Funkkontakt mit den Piloten. Je-
des vom Radar erfasste Flugzeug wird am Moni-
tor als sogenanntes „Label“ dargestellt. Dadurch 
erhält der Fluglotse alle relevanten Daten, die er 
zur sicheren Durchführung seiner Arbeit benötigt. 
 
 
Wichtigste Aufgabe ist, dafür zu sorgen, dass 
Flugzeuge immer in den vorgeschriebenen 
Sicherheitsabständen unterwegs sind. Diese 
„Staffelung“ genannten Abstände betragen hori-
zontal (das heißt Flugzeuge befinden sich in der 
gleichen Höhe) 5 nautische Meilen (zirka 9 Kilo-
meter) und vertikal 300 Meter. 
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Anforderungen: 
– gutes räumliches Vorstellungsvermögen 
–  rasche Reaktionsfähigkeit 
– Entscheidungsfreudigkeit 
– Simultankapazität 
– hervorragende Konzentrations- und 

Gedächtnisleistung 
– hohe Teamfähigkeit 
 
Voraussetzungen: 
– Reifeprüfung 
–  bei männlichen Bewerbern abgeleisteter 

Präsenz-/Zivildienst 
–  gute Englischkenntnisse 
–  gutes Sehvermögen 
–  EU-Staatsbürgerschaft 
 
Alle weiteren Informationen auf 
www.austrocontrol.at 

Austro Control sucht Fluglotsen! 
 
Aufgrund des zu erwartenden Flugaufkommens 
investiert Austro Control in die Zukunft und setzt 
den Personalaufbau konsequent fort. Kontinuier-
lich wird nach geeigneten Kandidatinnen und 
Kandidaten für den Beruf des Fluglotsen gesucht. 
Pro Jahr stehen bis zu 40 hochwertige Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung. 
 
Die Ausbildung dauert im Schnitt rund drei Jahre 
und wird direkt bei Austro Control absolviert. 
Nach dem Bestehen eines mehrstufigen Aus-
wahlverfahrens sowie einem positiven fliegerärzt-
lichen Gutachten steht einer Karriere bei Austro 
Control nichts mehr im Wege. Geboten wird ein 
umfassendes, professionelles und internationales 
Training. Die Praxisausbildung erfolgt durch hoch 
qualifizierte Instruktoren auf sechs Radarpulten 
und einem der weltweit modernsten virtuellen 
360-Grad-Towersimulatoren. 
  

 

AUSTRO CONTROL 
SUCHT FLUGLOTSEN!
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Flugverkehr wird durch die Politik zunehmend belastet:
 

Luftfahrt Symposium im Zeichen der Allianzen
 
Das heuer zum zehnten Mal veranstaltete Sym-
posium des österreichischen Luftfahrtverbandes 
(ÖLFV) stand im Zeichen der Allianzen. Präsi-
dent Mario Rehulka, konnte hierzu wieder zahl-
reiche Experten aus dem In- und Ausland im 
Form der Raiffeisen Zentralbank in Wien begrü-
ßen. 
 
Kaum eine Branche ist so stark vom internationa-
len Wettbewerb geprägt wie die Luftfahrt. Ein 
Aspekt, den einige Referenten in den Mittelpunht 
ihrer Ausführungen stellten. So wies etwa Gritta 
Grabner, stellvertretende Geschäftsführerin des 
Fachverbandes Luftfahrt in der Wirtschaftskam-
mer Österreich, auf die zunehmende Belastung 
des Flugverkehrs durch die Politik hin. Belastun-
gen wie die Flugabgabe in Österreich und 
Deutschland sowie die Einbeziehung des europä-
ischen Flugverkehrs in den Emissionshandel 
zogen sich wie ein roter Faden durch das dies-
jährige Symposium. 
 
Anliegen, die auch Keynote Speaker Stefan H. 
Lauer, Vorstandsmitglied der Lufthansa und Auf-
sichtsratsvorsitzender der AUA, in seinen Aus-
führungen nachdrücklich vertrat. Externe Krisen 
wie das Erdbeben in Japan oder die politischen 
Umbrüche in Nordafrika seien keine so großen 
Herausforderungen für Fluglinien wie andere 
Problemfelder: „Diese Krisen stärken unser Im-
munsystem“, so Lauer. Die Lufthansa habe für 
solche Situationen gut vorgesorgt und könne 
durch einen geringen Leasinganteil flexibel auf 
Nachfrageschwankungen reagieren. 
 
Kopfzerbrechen bereitet der Airline vielmehr das 
regulative Umfeld. Mit einem Blick auf die Flugli-
nien der Golfregion sprach Lauer von einem 
wettbewerbsverzerrenden Umfeld. Während in 
Europa und Nordamerika der Luftverkehr weitge-
hend liberalisiert sei, finde man im Mittleren Os-
ten, aber auch in Asien nach wie vor viele 
Staatscarrier. Dem Staat gehöre in solchen Län-
dern nicht nur die Fluglinie selbst, sondern auch 
der Flughafen, die Flugsicherung, die Handling-
gesellschaft am Flughafen und die Infrastruktur. 
Dementsprechend günstig sei die Kostenbasis 
dieser Fluglinien. 
 
Lauer sieht im Wettbewerb mit den Fluglinien 
dieser Region dramatische Herausforderungen; 
er sprach von einer „Umsortierung des Weltluft-
verkehrs“. Es sei nicht fair, dass diese Gesell-
schaften den größtmöglichen Marktzugang for-
dern und sich gleichzeitig unter einem staatlichen 

Schutzschirm befänden. Ein seit acht Jahren von 
Emirates angekündigter Börsengang wäre laut 
Lauer ein erster Schritt in Richtung mehr Trans-
parenz 
 
Die Lufthansa selbst sieht Lauer als einen Ver-
fechter des fairen Wettbewerbs. Die europäi-
schen Regierungen müssten sich aber die Frage 
stellen, ob sie weiterhin Luftverkehr organisieren 
wollen oder dabei zusehen, wie sich die Ver-
kehrsströme Richtung Asien und Australien zu-
nehmend über den Mittleren Osten verlagern. 
 
Risiko für die europäische Luftfahrt 
 
Bei einem derartigen Szenario sei, so Lauer, 
nicht nur die Lufthansa ein Verlierer. Dramatisch 
verlieren könnte auch die AUA. Die Drehschei-
benfunktion des Wiener Flughafens würde da-
durch in Frage gestellt. Werden Langstreckende-
stinationen eingestellt, müsse als Folge ein 
Rückgang von bis zu 40 Prozent im Osteuropa-
verkehr befürchtet werden. 
 
AUA-Vorstandsdirektor Peter Malanik spach 
ebenfalls von fatalen Auswirkungen für den Wirt-
schaftsstandort Wien, sollte ein derartiges Sze-
nario eintreten. Immerhin befinde sich die Dreh-
scheibe Wien in Hinblick auf den Asienverkehr in 
einer idealen geografischen Position. 
 
Im Namen der Lufthansa bekannte sich Lauer ein 
weiteres Mal zur neuen Tochter AUA und dem 
Drehkreuz Wien. Während in Frankfurt kaum 
weiteres Wachstumspotenzial vorhanden sei, 
nutze die Lufthansa auf ihren anderen Drehkreu-
zen den vorhandenen Spielraum. Entscheidend 
für Wien werde die dritte Piste sein, zur deren 
Bau sich auch Friedrich Lehr als Vertreter des 
Flughafens Wien bekannte. Aber auch in diesem 
Bereich forderte Lauer mehr Entscheidungsfreu-
digkeit von den europäischen Politikern. Auch 
hier drohe Europa im weltweiten Wettbewerb, 
insbesondere mit den Golfstaaten, zurück zu 
fallen.  
 
Die Zukunft der Allianzen 
 
Vor 15 Jahren wurde mit der Star Alliance der 
erste weltweite Airlineverbund aus der Taufe 
gehoben. Sowohl Christian Klick von der Star 
Alliance als auch Michael Blunt von oneworld 
hoben die positiven Aspekte einer Allianz hervor. 
Oneworld, in Österreich bisher nur durch British 
Airways, Iberia und Finnair vertreten, erhält mit 
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Air Berlin und Niki im nächsten Jahr eine lokale 
Verstärkung. Auch Niki-Geschäftsführer Otmar 
Lenz im Beitritt zur oneworld-Allianz zahlreiche 
positive Aspekte. Allerdings, schränkte er ein, 
werde es auch negative Auswirkungen auf die 
Entscheidungsgeschwindigkeit geben.  
 
Unterschiedlich wurde von die Zukunft der Allian-
zen bewertet. Allianzen dominieren heute rund 
drei Viertel des weltweiten Luftverkehrs. Wäh-
rend die einen meinen, Allianzen werden weiter-
hin durch den Beitritt neuer Mitglieder wachsen, 
sehen Lauer und Malanik in Zukunft einen Trend 
hin zu einer verstärkten Konsolidierung innerhalb 
der Luftfahrtbranche. Derzeit seien jedoch die 
nationalen Eigentumsregeln noch ein Hindernis, 
das in einer globalisierten Branche wie der Luft-
fahrt beseitigt werden müsste. 

Abgerundet wurde das Symposium mit einer 
Markteinschätzung der beiden großen Flugzeug-
hersteller Airbus und Boeing. Nicht zuletzt auf 
Grund der anhaltend großen Nachfrage nach 
Flugreisen werde sich die Nachfrage nach neu-
en, effizienteren und umweltschonenderen Flug-
zeugen in den nächsten zwei Jahrzehnten mas-
siv erhöhen. So rechnet Boeing mit einem zu-
sätzlichen Bedarf von 20.000 Flugzeugen - ein 
teilweiser Ersatz der derzeit im Einsatz befindli-
chen rund 19.000 Verkehrsflugzeuge nicht einge-
rechnet.  
 
So bleibt die Luftfahrt auf absehbare Zeit eine 
Wachstumsbranche mit jährlichen Steigerungsra-
ten von rund 5,Prozent, in der es zahlreiche Her-
ausforderungen zu bewältigen gibt, da sich das 
Volumen bis 2030 verdoppeln wird. 

 
 

 
 
Mario Rehulka (Präsident Luftfahrtverband), Otmar Lenz (Niki), Christoph Neumayer (IV-Generalsekretär), Mode-
rator Rudolf Nagiller, Walter Rothensteiner (Generaldirektor RZB), Gritta Grabner (Wirtschaftskammer), Heinz 
Sommerbauer (Austro Control), Staatssekretär Wolfgang Waldner (BMEIA), Friedrich Lehr (Flughafen Wien), 
Stefan Lauer (Lufthansa), Drew Magill (Boeing/Seattle), Alan Pardoe (Airbus/Toulouse), Moderatorin Regina 
Preloznik, Christian Klick (Star Alliance/Frankfurt), Michael Blunt (Oneworld Alliance/New York) (von links) 
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Der Zwang zum „wilden“ Abstellen macht die 
Beteuerung von Kommunen, sie seien „fahrrad-
freundlich“, zum bloßen Lippenbekenntnis 

 

GSV fordert den Ausbau von Fahrrad Abstellanlagen:

"Laternenparken" ist keine Lösung
 
Die Österreichische Gesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen (GSV) unterstützt die aktuel-
len politischen Bestrebungen zur Förderung des 
Radverkehrs. Die verstärkte Nutzung des Fahr-
rades erfordere jedoch auch den Bau geeigneter 
Abstellanlagen. "Vielfach müssen Fahrräder an 
Masten von Straßenbeleuchtungen und Ver-
kehrszeichen oder an Baumschutzgittern festge-
bunden werden", so GSV-Generalsekretär Peter 
Kudlicza. Schon einfache Rohrgestelle würden 
Abhilfe schaffen, wenngleich "intelligente" Kon-
struktionen, die das Fahrrad fixieren und den 
Diebstahl erschweren, die bessere Lösung seien. 
 
Die GSV schlägt auch - wo dies möglich und 
sinnvoll ist - die Einrichtung von "Zentrumszonen" 
vor, in denen die Verkehrsflächen von Fußgän-
gern, Radfahrern und Kraftfahrzeugen gemein-
sam genutzt werden, ohne einander zu behin-
dern oder zu gefährden. "Radfahren ist in unse-
rem Land deutlich unterentwickelt", hebt der 
GSV-Generalsekretär hervor und zitiert eine Un-

tersuchung des deutschen Umweltbundesamtes, 
wonach die durchschnittliche jährliche Fahrleis-
tung mit dem Rad pro Einwohner in Österreich 
unter 200 km und in Deutschland bei 300 km 
liegt, in den Niederlanden jedoch über 1000 km. 

 

Mit der Seilbahn ins Büro?
 
„Seilbahnen kennen wir insbesondere im Zu-
sammenhang mit Bergen und Schnee. Seilbahn-
systeme sind aber auch abseits von Schnee und 
Eis ein sehr effizientes Verkehrsmittel“, betonte 
der Marketingleiter der Doppelmayr Seilbahnen 
GmbH in Wolfurt/Vorarlberg, Ekkehard Assmann,  
bei den diesjährigen Salzburger Verkehrstagen. 
Vor allem im Stadtverkehr habe sich gezeigt, 
dass Seilbahnen eine Lösung für Erschließungs-
defizite und Transportprobleme sein können. 
Jüngste Beispiele im urbanen Bereich dokumen-
tierten die Leistungsfähigkeit und Attraktivität 
dieses Transportsystems. 
 
Als Beispiele nannte Assmann unter anderen 
eine Seilbahnverbindung nach Roosevelt Island 
(New York City), die als Teil des Metronetzes 
jährlich mehr als 700.000 Personen befördert; 
fast doppelt so viel Fahrgäste nutzten jährlich die 
mit der Straßenbahn verknüpfte Seilbahn 
Marquam Hill, Portland, Oregon (USA). In den 
algerischen Städten Algier, Skida, Tlemcen und 
Constantine seien Seilbahnen Teil des ÖPNV 
und legten Strecken, für die man mit dem Auto 
fast eine Stunde brauchen würde, in sieben Mi-
nuten zurück. Die London Cable Car werde ab 
Sommer 2012 – ebenfalls als Teil des ÖPNV – 
den Stadtteil Royal Victoria Dock erschließen. 

In New York ist die Seilbahn nach Roosevelt 
Island Teil des Metronetzes 
 
Seilbahnen seien schnell, flexibel, platzsparend, 
wirtschaftlich, schnell zu realisieren und städte-
baulich zu integrieren. Ohne an starre Fahrpläne 
oder Taktfrequenzen gebunden zu sein zeichne-
ten sie sich durch hohe Beförderungskapazitäten 
und eine günstige Umweltbilanz aus. Auf einer 
neuen Verkehrsebene könnten sie bauliche Hin-
dernisse problemlos überwinden; sie erforderten 
zudem geringe Investitions- und Betriebskosten, 
so Assmann. 
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BUCHREZENSIONEN 
 
 
Internationale Verkehrsunfälle 

Das Verkehrs-
aufkommen in 
Europa ist seit 
Abschaffung der 

Grenzkontrollen 
innerhalb der EU 
und durch Schaf-
fung des europä-
ischen Binnen-
marktes stark 
gestiegen. Dies 
führt dazu, dass 
für die rechtliche 
Abwicklung der 
Folgen eines 

Verkehrsunfalles - das Befassen mit internationa-
len Bestimmungen und Verordnungen der EU - 
immer häufiger den Arbeitsalltag von europäi-
schen Gerichten, Rechtsanwälten und Versiche-
rungen bestimmt. Das Buch ist ein verständli-
cher, praxisnaher Ratgeber und beantwortet die 
oft schwierigen Fragen des anwendbaren Rechts 
bzw. der Gerichtszuständigkeit. 
 
Reisinger, Nora: Internationale Verkehrsunfälle – 
Gerichtszuständigkeit und anwendbares Recht“, 
Verlag LexisNexis, Wien 2011, 178 Seiten, ISBN 
978-3-7007-4970-7, Preis: 44,00 EUR 
 
 
 
Leitfaden von A bis Z 
für Autofahrer unterwegs 

Der „Leitfaden 
von A bis Z für 
Autofahrer un-
terwegs“ vermit-
telt den Ver-
kehrsteilnehmern 
in einem über-
sichtliche, alpha-
betischen Aufbau 
einen Überblick 
über die wich-
tigsten für den 

Straßenverkehr 
relevanten Ge-
setze und Ver-
ordnungen in 

kompakter Form und leicht verständlicher Spra-
che. Er versteht sich als Ergänzung zu vorhan-

denen Lehrmitteln für Ausbildner, Fahrschüler 
und Führerschein-Neulinge. Langjährige Stra-
ßenbenützer können mit diesem Nachschlage-
werk ihr Wissen auffrischen und auf den neues-
ten Stand bringen. 

 
Grundtner, Herbert und Heinschink, Thomas: 
Leitfaden von A bis Z für Autofahrer unterwegs“, 
Verlag LexisNexis, Wien 2011, 120 Seiten, ISBN 
978-3-7007-4967-7, Preis: 19,00 EUR 
 
 
 
Satellitenortung und Navigation 
 

Die Neuauflage 
beschreibt die 

internationalen 
Neuerungen 

Vom zurzeit 
weltweit führen-
den System GPS 
der USA werden 
sowohl die in 
den letzten Jah-
ren erfolgten 

Veränderungen 
erklärt als auch 
die unter der 

Bezeichnung 
„Modernization of GPS" geplanten Maßnahmen 
behandelt. Ausführlich werden die noch in der 
Phase der Realisierung befindlichen Satellitenor-
tungssysteme Galileo (Europa) und Compass 
(China) erläutert. Eine knappe Beschreibung der 
Experimentalsatelliten mit dem Namen GIOVE 
zeigt die Vorbereitung zum System Galileo. Das 
Buch ist in erster Linie als Informationsquelle für 
aktive und potenzielle Nutzer konzipiert. Außer-
dem ist es als Lehrbuch und Nachschlagewerk 
für die Studierenden in den Fachrichtungen, in 
denen die Satellitenortungstechnik zur Anwen-
dung kommt, bestimmt. Schließlich ist bei der 
Herausgabe des Buches an alle Leser, die an 
dieser modernen und zukunftsträchtigen Technik 
interessiert sind, gedacht worden. 

 
Mansfeld, Werner: „Satellitenortung und Naviga-
tion“, Verlag Vieweg + Teubner, Wiesbaden 
2010, 380 Seiten, ISBN 978-3-8348-0611-6, 
Preis: 61,63 EUR 
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Straßen- und Tiefbau 

Die 11. Auflage 
des mittlerweile 
im 34. Jahr er-

scheinenden 
Fachbuches 

wurde umfang-
reich überarbei-
tet und aktuali-
siert. Es vermit-
telt umfassendes 
Grundwissen für 
den modernen 
Straßenbau. Es 
ist nach Bauab-
lauf gegliedert, 
spricht eine gro-

ße Bandbreite von Nutzern an und ist für die 
Straßenbauer Berufsausbildung ebenso geeignet 
wie für Straßenbauer Meisterkursen oder zum 
Einsatz unmittelbar auf der Baustelle. Studenten 
dient es zur Verdeutlichung praktischer Zusam-
menhänge. Vermittelt werden technische und 
betriebliche Grundkenntnisse, Grundzüge der 
Straßenplanung sowie vorbereitende, begleiten-
de und auszuführende Arbeiten, ergänzt durch 
ein Kapitel über Fachrechnen, Zeichnungen aus 
dem Straßen– und Tiefbau sowie einer Tabellen-
sammlung. Eine CD enthält Tabellen, Abbildun-
gen aus dem Inhalt und alle Projektaufgaben. 
 
Richter, Dietrich und Heindel, Manfred: „Straßen-
und Tiefbau“, Verlag Vieweg + Teubner, Wiesba-
den 2011, 610 Seiten, ISBN 978-3-8348-0869-1, 
Preis: 44,15 EUR 
 
 
Straßenbau 

 
Neue Richtlinien 
für Autobahnen, 
Landstraßen und 

Stadtstraßen 
machten eine 

vollständige 
Überarbeitung 

des 1996 erst-
mals herausge-
gebenen Lehr-
buches „Stra-
ßenbau“ not-
wendig. Es er-
hebt den An-
spruch, ein 

Nachschlagewerk für die Ingenieure zu sein, die 
in Baufirmen, Ingenieurbüros oder Verwaltungen 
mit dem Entwurf oder der Baudurchführung von 
Verkehrswegen für den Öffentlichen Personen-
verkehr oder den Individualverkehr beschäftigt 
sind. Studenten hilft es bei der Vertiefung des 
Wissens aus einschlägigen Vorlesungen zum 
Straßenwesen Inhalte sind unter anderem Stra-
ßennetze, die Straßengesetzgebung, Straßen-
verwaltung, theoretische Grundlagen, der Pla-
nungsablauf eines Straßenentwurfs, Bauausfüh-
rung, Straßenentwässerung, Landschaftspflege, 
Straße und Umwelt, Straßenbaustoffe, Straßen-
instandhaltung und Betrieb. 
 
Natzschka, Henning: „Straßenbau“, Verlag Vie-
weg + Teubner, Wiesbaden 2011, 580 Seiten, 
ISBN 978-3-8348-1343-5, Preis: 61,63 EUR 
 
 
Hafen Wien – Logistik im Fluss 

Über den Zeit-
raum eines Jah-
res hat der Fo-
tograf Hubert 
Dimko Stim-
mungen und 
Eindrücke im 
Hafen Wien mit 
der Kamera 
festgehalten. In 

Schwarzweiß-
Bildern werden 
die Anlagen und 

Geschäftsfelder des Hafens Wien vorgestellt 
sowie seine Bedeutung als moderner europäi-
scher Verkehrsknoten und Motor für Wiens Wirt-
schaft beleuchtet. Die täglichen Abläufe der Lo-
gistik im Hafen Wien und die Menschen, die die-
se ermöglichen, wurden in dem Bildband einge-
fangen. In diesem Buch wird bewusst gemacht, 
welche Ästhetik und Spannung einer an sich sehr 
„harten" Branche anhaften. 
 
Der Bildband zeigt eindrucksvoll, welche Bedeu-
tung der Hafen Wien als europäischer Logistik-
knoten hat. Ein Buch - nicht nur für Logistikexper-
ten sondern vor allem für Menschen, die einen 
spannenden Bereich der Bundeshauptstadt nä-
her kennenlernen möchten. 
 
Hafen Wien (Hrsg.): „Logistik im Fluss“, Verlag 
echomedia, Wien 2011, 168 Seiten, ISBN 978-3-
902672-44-5, Preis: 29,90 EUR 
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Impressionen von den Alpbacher Technologiegesprächen 2011
zum Thema „Urbane Mobilität“:

 

Auf dem Weg zum smarten Bürger in der smarten City
Die Weltbevölkerung wächst nicht nur, sie rückt 
auch immer dichter zusammen: Waren es im 
Jahre 1900 nur 13 Prozent, werden es 150 Jahre 
später, also 2050, bereits 70 Prozent sein, die in 
Metropolen wohnen. Für die Infrastruktur dieser 
Ballungszentren, insbesondere für die Verkehrs-
systeme bedeutet dies eine gewaltige Herausfor-
derung. 
 
Die technischen Voraussetzungen zur Bewälti-
gung bestehen nach Ansicht von Tatjana Oppitz, 
der Generaldirektorin von IBM Österreich, heute 
bereits. Sie verwies bei ihrer Präsentation im 
Plenum dabei vor allem auf die tollen Kommuni-
kationsmöglichkeiten. Damit die Städte aber wirk-
lich „smart“ werden, bedarf es des Zusammen-
spiels aller Stakeholder: der Politik, der Wirt-
schaft und der Bevölkerung. 
 
Mit der Rolle und den Aufgaben der Politik auf 
dem Weg zu „Smart  City“ beschäftigte sich 
Wiens Vizebürgermeisterin Maria Vassilakou im 
Arbeitskreis „Die Zukunft der urbanen Mobilität“. 
Auch die österreichische Ostregion folgt dem 
Trend zur Agglomeration: Die Wiener Bevölke-
rung wird von heute rund 1,7 Millionen auf deut-
lich über zwei Millionen wachsen. Und die Metro-
polenregion Wien/Niederösterreich/Bur-genland 
hat heute schon Wachstumsraten von über 20 
Prozent.  
 
 
Pendlerschlange reicht von Wien bis London 
 
Die Autos der 420.000 Menschen, die heute 
schon täglich mit dem PKW nach Wien pendeln, 
ergeben eine Autoschlange, die bis London 
reicht. Da Energie teurer werden wird, brauchen 
wir, so Vassilakou, dringend ein intermodales 
Verkehrskonzept für die Metropolenregion und 
neue, effizientere, nachhaltige Technologien – 
sonst wird Mobilität zur sozialen Frage. Moderne 
Verkehrspolitik müsse Klimaschutz, Lebensquali-
tät, Leistbarkeit und Qualität unter einen Hut 
bringen. 
 
Für Wien schon konkret geplant sind der massive 
Ausbau der Radinfrastruktur (mit der Zielsetzung 
Verdoppelung des Radverkehrsanteils bis 2015), 
ein flächendeckendes modernes Car Sharing 
System ab 2012 (laut Vassilakou ersetzt ein Car 
Sharing Auto bis zu acht private Pkw), und die 
Verbesserung des Angebots für Fußgängerinnen.  

In Städten wird nach Ansicht der Wiener Vize-
bürgermeisterin auch der E-Mobility-Sektor schon 
in wenigen Jahren massiv an Bedeutung gewin-
nen. 
 
Dieser erwarteten Rolle der E-Mobilität wollen 
auch die Wiener Stadtwerke verstärkt Rechnung 
tragen, so deren Generaldirektorin-Stellver-treter, 
Martin Krajcir, in seinen der Präsentation von 
Vassilakou folgenden Ausführungen. 
 
 
Kundenorientierung durch moderne 
Info-Systeme 
 
Mit dem Forschungsprojekt „e-mobility on de-
mand“ sollen in einer realen Laborsituation prak-
tische Erfahrungen gesammelt und in der Folge 
ein gesamtheitliches Mobilitätskonzept für den 
Großraum Wien entwickelt werden. Auf Basis der 
Erfahrungen mit „e-mobility on demand“ soll bis 
2013 ein flächendeckendes und nutzungsorien-
tiertes E-Mobilitätsangebot realisiert werden. Zu 
den Eckpunkten werden dabei Angebote im Be-
reich E-Car Sharing, E-Firmenflotten, E-Bikes 
und die dafür notwendige Ladeinfrastruktur zäh-
len. Im Fokus wird dabei, so Krajcir, die Kunden-
orientierung auf Basis moderner, einfach zu 
handhabenden Informationssystemen stehen. 
 
Die Ausgangslage in Wien ist im internationalen 
Vergleich sehr gut. Die Wiener sind jetzt schon 
auf Grund des gut ausgebauten Netzes häufiger 
(36% aller Wege) mit Öffis unterwegs als mit dem 
eigenen Auto (31%). Für die angestrebte Steige-
rung des ÖPNV Anteiles auf 40% haben die 
Stadtwerke bereits in den letzten Jahren große 
Investitionen getätigt (so z.B. 2010 fast 300 Mio 
Euro in den U-Bahn-Neubau), und sie wollen 
diese Offensive fortsetzen: Von 2011 bis 2015 
sollen weitere 2,3 Mrd. Euro in den Verkehrsbe-
reich investiert werden. 
 
 
Herausforderungen, aber auch Daten wie nie 
zuvor 
 
Katja Schechtner vom Massachusetts Institute of 
Technology (MIT) ging in ihrem Referat 
„Changing Urbanities: Internationale For-
schungsansätze zukünftiger urbaner Mobilität“ 
eingangs nochmals auf die bereits mehrfach 
angesprochenen Prognosen, wonach 2050 mehr 



125

FORUM ALPBACH 
als zwei Drittel der Weltbevölkerung in Städten 
leben werden, ein. Dieser Zustrom von Men-
schen stelle zwar auf der einen Seite die urbanen 
Verkehrssysteme vor nie dagewesenen Heraus-
forderungen, auf der anderen Seite stünden heu-
te den Stadtplanern aber auch Daten für Analyse 
und Planung zur Verfügung (z.B. die auf Mobil-
funkdaten basierende Erkenntnis, dass es im 
Mobilitätsverhalten von Personen keine unvor-
hergesehenen Wege gibt), die es in dieser Quali-
tät früher nicht gab (mangels entsprechender 
technischer Systeme nicht geben konnte). 
 
Die Planer stünden damit, so Schechtner, an der 
Schwelle zur unmittelbaren, dynamischen Steue-
rung des „Pulses der Stadt“. Das führt freilich 
auch zur Frage, ob in Zukunft in einer „Stadt als 
Maschine“ die Menschen nur noch vorgegeben 
Wegen folgen können. Schechtner zitiert dazu 
ihren MIT-Kollegen Dietmar Offenhuber, der das 
nicht glaubt: „I think that technology can help us 
to become `smart citizens´…… I think that the 
desired future of the city is not the super-efficient, 
Singapore-style omniscient city……but a place 
where processes, infrastructures and decisions 
will have a higher degree of public awareness, 
participation and scrutiny“. 
 
 
 
Auf drei Rädern ökologisch und flott durch 
die City 
 
Einen ungewöhnlichen Ansatz zur Lösung der 
Verkehrsprobleme in Megacities, ein von ihm 
entwickeltes Elektrodreirad, stellte Gerald Kiska, 
Gründer und CEO der gleichnamigen Firma in 
Salzburg-Anif, vor.  
 
Basierend auf konkreten Erhebungen in stark 
verstauten Städten wie z.B.London, wonach Mo-
torräder die fünffache Durchschnittsgeschwindig-
keit eines PKW erreichen (25 gegenüber 5 kmh), 
hat er den E3W (Electric-3-Wheeler) entwickelt, 
ein schmales dreirädriges Leichtbaufahrzeug mit 
Elektroantrieb und selbsttragender Kunststoffka-
rosserie, das nur 400 kg wiegt, und auf 100 km 
nur das Äquivalent von einem halben Liter Ben-
zin verbraucht. 
 
Anton Mayer, Vorstand Forschung & Entwicklung 
bei Magna International wies in seiner Präsenta-
tion zur „Zukunft des Individualverkehrs im urba-
nen Bereich“ auf die höchst unterschiedlichen 
Szenarien hin, die sich weltweit aus den unter-
schiedlichen Kundenanforderungen ergeben. Auf 
der einen Seite (der Welt) steht der Wunsch nach 
„kosteneffizienter Mobilität“, auf der anderen 
(vornehmlich in Europa) aber das Streben nach 
„Lifestyle“ mit „Zero  Emission“.  Die Fahrzugher-
steller müssen dem mit ihren Fahrzeugkonzepten 
entsprechend Rechnung tragen. 

Mehr Effizienz oder mehr Lifestyle? 
 
In Europa sind deshalb die entscheidenden Kon-
zeptkriterien: 
 
• Ein wettbewerbsfähiger Produktpreis 
• Das Styling 
• Die passende Transportkapazität, kom-

biniert mit höchster Sicherheit 
• Ein Antriebssystem das zwar „Eco“ ist, 

aber über ausreichende Reichweite ver-
fügt 

• Komfortable und in das Gesamtsystem  
integrierte individuelle Mobilität 

 
 
„Complete Mobility“  
 
Kurt Hofstädter, Mitglied des Vorstandes der 
Siemens AG Österreich, wies in seinen Ausfüh-
rungen zur „Zukunft der schienengebundenen 
Infrastruktur im urbanen Bereich“ auf den Konflikt 
zwischen dem Wunsch nach individueller Mobili-
tät und dem weltweiten Wachstum der Ballungs-
räume und deren Verdichtung hin.  
 
Auflösbar sei dieser Konflikt nur durch „Complete 
Mobility“, also integrierte Mobilitäts- und Logistik-
systeme, die Menschen und Güter wirtschaftlich, 
schnell und sicher befördern. Ein Gesamtkon-
zept, in das auch Energieversorgung, 
Zutrittskontrolle, Fahrgast-Information, Gebäude-
automatisierung und Parkmanagement einge-
schlossen sind. 
 
 
City Maut unvermeidlich? 
 
Erwin Toplak, Mitglied des Vorstandes der 
Kapsch TrafficComAG, hält zur Vermeidung des 
Verkehrsinfarktes in Städten neben dem Ausbau 
der öffentlichen Verkehrsmitteln und der verbes-
serten Steuerung des Individualverkehrs mittels 
intelligenter Telematiksystemen eine Limitierung 
durch Gebühren („City Maut“) und Umweltzonen 
für unumgänglich.  
 
Mit den Einnahmen können auch die erheblichen 
Aufwendungen für die Verbesserung der Ange-
botsseite (Ausbau der Öffis, Park&Ride Anlagen, 
etc.) finanziert werden. Erfahrungen in Städten 
wie Stockholm, Singapur oder Mailand hätten 
gezeigt, dass die Verkehrsteilnehmer durch der-
artige kombinierte Systeme sehr wohl ihr Ver-
kehrsverhalten umstellen. 
 
Technologie ist verfügbar und erprobt 
 
Entsprechend ausgereifte Telematiksysteme 
seien jedenfalls verfügbar und würden auch be-
reits erfolgreich eingesetzt. Es handelt sich dabei 
einerseits um klassische Stadtmautsysteme, 
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Im Rahmen der diesjährigen Alpacher Technologiegespräche präsen-
tierte Bundesministerin Doris Bures ihre Forschungs-Offensive 

Umweltzonen auf der Basis von Emissionsklas-
sen, verkehrsberuhigte Zonen oder aber auch 
Zonen mit besonderen Zugangsregelungen. 
Kapsch biete eine Reihe von Systemen an, mit 
denen diese Zielsetzungen einfach und effizient 
umgesetzt werden können. Sie bestehen immer 
aus einer straßenseitigen Infrastruktur, welche 
ein einfahrendes Fahrzeug auf Basis des Kenn-
zeichens oder über eine On Board Unit erfasst. 
Die dafür entwickelten Kameras und Antennen 
können auch in städtebaulich sensiblen Berei-
chen (Denkmalschutz!) eingesetzt werden. Die 
Kommunikation zum Zentralsystem erfolgt über 
sichere, verschlüsselte Datenleitungen. 
 
Walter Goldenits, A1 Telekom Austria, zeichnete 
ein Szenario, in dem die physische Mobilität 
durch die digitale Mobilität ersetzt und der Stra-
ßen-Highway durch den Daten-Highway entlastet 
wird. Die Komponenten sind 
 
• Teleworking 
• E-Goverment 
• E-Learning 
• E-Shopping 
 
Grundlage dieser Services ist eine Versorgung 
der Haushalte über ein gut ausgebautes Glasfa-
ser- und Mobilfunknetz, wobei darauf zu achten 
sein wird, dass es nicht zu einer „digitalen Kluft“ 
zwischen Stadt und Land kommt. 
 
Am Datenhighway ist der Himmel los 
 
Datenhighways heben, so Goldenits, die urbane 
Mobilität auf ein neues Niveau: 
 
• Mit Mobile-Voice ist man überall und zu 

jeder Zeit telefo-
nisch verbunden 

• Mobile-Data er-
möglicht überall 
und zu jeder Zeit 
den Internetzu-
gang 

• Mit Mobile 
Teleworking 
/Cloud Compu-
ting ist man auch 
unterwegs mit 
dem Arbeitsplatz 
verbunden. 

• Mobile-TV bietet 
auch unterwegs 
Fernsehen in 
bester Qualität 

 
Datenhighways sind aber 
auch Bestandteil moder-
ner Verkehrsinfrastruktur, 
weil sie helfen, Verkehr 
zu optimieren: 

• Verkehrstelematik erfasst, übermittelt, 
verarbeitet und nutzt verkehrsbezogene 
Daten 

• Der automatisierte Informationsaus-
tausch zwischen Maschinen („Machine to 
Machine“), Fahrzeugen oder Containern 
untereinander oder mit einer Leitstelle 
ermöglicht eine optimale Verkehrssteue-
rung und Überwachung. 

 
 
 
3000 Euro weniger externe Kosten 
 
Abschließend noch einige Sätze aus dem State-
ment von Christian Kern, CEO ÖBB Holding AG, 
zur „digitalen Stadt von morgen“: 
 
Die Meßlatte für die Qualität des Bahnverkehrs in 
Stadtregionen ist die Erreichbarkeit. Ist diese 
gegeben, ist der Transport per Bahn 20 Mal effi-
zienter als mit dem Auto. Ein Pendler aus Nie-
derösterreich, der für den Weg nach Wien die 
Bahn nimmt, erspart der Gesellschaft externe 
Kosten von rund 3000 Euro. 
 
Die Ausweitung der Städte bringt es mit sich, 
dass die Entfernungen von Tür zu Tür wachsen. 
Das macht es für den Bahnkunden schwieriger, 
den Weg zur und von der Station zu überbrü-
cken. Die Antwort kann nur in einem gekoppelten 
Angebot der verschiedenen Verkehrsträger, ver-
bunden mit der vollständigen Information des 
Kunden für die gesamte Wegstrecke bestehen, 
idealerweise verbunden mit „electronic ticketing“ 
und „electronic payment“. 
 

Hans Peter Halouska 
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Diskussionsrunde mit Stephan J. Dreyhaupt, Susanne Thiard-Laforet, 
Heinz Walter, Josef Höchtl, Otto Schwetz, Isabella Meran-Waldstein 
(von links) 

Erneuerbare Energien in der Schwarzmeerregion
könnte Europa noch besser nutzen:
 

Blue Danube meets Black Sea
 
Die Schwarzmeerregion ist reich an erneuerba-
ren Ressourcen, die für die Energieerzeugung 
genutzt werden können. Gerade Österreich in-
vestiert stark in diesem Raum. Die Konferenz 
„Blue Danube meets Black Sea“ informierte über 
die Chancen, Risiken und Rahmenbedingungen 
in diesem Raum: 
 
Karl Rose, vom World Energy Council, sieht die 
größten Quellen der für „Grü-
nen Strom“ in Biomasse und 
der Wasserkraft. Die meisten 
Investitionen würden jedoch 
in Windenergie und Photovol-
taik getätigt; hingegen wenig 
in Biomasse und in Energieef-
fizienz. „Wind, Solar- und 
konventionelle Energieformen 
reichen aber nicht aus“, sagte 
Rose. Auch Investitionen in 
intelligente Netze wären sinn-
voll. UHV Hochspannungs-
netze wurden beispielsweise 
in China schnell realisiert, bei 
uns habe man noch nicht 
einmal richtig begonnen, sich 
mit dem Thema zu beschäfti-
gen. Es gebe hier also star-
ken Aufholbedarf für Europa. 

 
In allen Schwarzmeerländern bestünden be-
trächtliche Potenziale für Biomasse, Wind, 
Geothermie und Wasserkraft, freilich mit unter-
schiedlicher Gewichtung und im Wettbewerb mit 
den in dieser Region ebenfalls reichlich vorhan-
denen fossilen Energieträgern. Dennoch dürfe 
man die Augen nicht vor der Notwendigkeit einer 
höheren Effizienz bei Energie und Mobilitätssek-
tor verschließen. 
 
Die Länder der Schwarzmeerregion hätten gro-
ßes Interesse, Investitionen in erneuerbare Ener-
gien zu fördern, berichtete Alexander Schwartz, 
Partner TJP. Viele Investoren zögerten indes mit 
Blick auf die Risiken durch die nur eingeschränk-
te politische Stabilität. 

Russland habe laut Heinz Walter, Regionalma-
nager GUS in der WKO, bei erneuerbaren Ener-
gien noch großen Aufholbedarf. Deren Anteil 
liege gegenwärtig bei 1%. 
 
Auch Josef Höchtl, Präsident der österreichi-
schen Gesellschaft für Völkerverständigung, sieht 
beträchtliches Potenzial bei dem Ausbau der 
Infrastruktur in der Schwarzmeerregion. Otto 

Schwetz, Vorstand vom IDM Institut für den Do-
nauraum & Mitteleuropa wurde bezüglich der 
Infrastruktur noch konkreter: Es müssen nicht nur 
Energieverbindungen hergestellt werden, son-
dern vor allem auch bessere Verkehrsverbindun-
gen. 
 
Isabella Meran Waldstein, zuständig für internati-
onale Beziehungen in der Industriellenvereini-
gung, sieht vor allem die österreichische Politik 
gefordert. Diese müsse die Investitionstätigkeit in 
diesem Raum unterstützen. Vor allem langfristige 
Infrastrukturprojekte seien wichtig.  
 
 

Bernhard Weiner
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1. Körperschaften und Organisationen 
 
Arbeitskreis der Automobilimporteure Österreichs 
in der Industriellenvereinigung 
Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien 
 
ÖAMTC 
Schubertring 1-3, 1010 Wien 
 
Vereinigung Österreichischer Industrieller 
Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien 
 
VÖZ – Vereinigung der Österr. Zementindustrie 
Reisnerstraße 53, 1030 Wien 
 
Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) 
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien 
 
 
 
2. Ämter von Landesregierungen 
 
Amt der Wiener Landesregierung 
MA 28, Straßenverwaltung und Straßenbau 
Lienfeldergasse 96, 1170 Wien 
 
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 
Landhausplatz 1, 3109 St. Pölten 
 
Amt der Tiroler Landesregierung  
Herrengasse 11, 6020 Innsbruck  
 
Amt der Vorarlberger Landesregierung  
Montfortstraße 12, 6900 Bregenz 
 
Amt der Burgenländischen Landesregierung 
Freiheitsplatz 1, 7000 Eisenstadt 
 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung  
Landhaus, 8010 Graz  
 
 
 
3. Verkehrsinfrastruktur- und 

Verkehrsbetriebe 
 
ASFINAG - Autobahnen- und  Schnellstraßen-
Finanzierungs AG  
Rotenturmstraße 5-9, 1011 Wien 
 
AUSTRO CONTROL - Österreichische  Gesell-
schaft für Zivilluftfahrt  
Schnirchgasse 11, 1030 Wien  

EHG Ennshafen GmbH 
Donaustraße 3, 4470 Enns 
 
Graz-Köflacher Bahn und Busbetrieb GmbH 
Köflachergasse 35-41, 8020 Graz 
 
NÖVOG Niederösterreichische Verkehrsorgani-
sationsgesellschaft mbH 
Riemerpatz 1, 3100 St. Pölten 
 
Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsgesellschaft 
mbH (SCHIG) 
Lassallestraße 9b, 1020 Wien 
 
Via donau – Österr. Wasserstraßen GmbH 
Donau-City-Straße 1, 1220 Wien 
 
 
 
4. Technologiegesellschaften 
 
Austrian Institute of Technology (AIT) 
Giefinggasse 2, 1210 Wien 
 
AustriaTech, Gesellschaft des Bundes für tech-
nologiepolitische Maßnahmen GmbH 
Donau-City-Straße 1, 1220 Wien 
 
Consualia GmbH 
Plankengasse 6/1/16, 1010 Wien 
 
ITS-Vienna Region 
Mariahilferstraße 77-79, 1061 Wien 
 
TINA Vienna Transport Strategies GmbH 
Lange Gasse 30, 1080 Wien 
 
 
 
5. Zivilingenieure 
 
AXIS Ingenieurleistungen ZT GmbH  
Rainergasse 4, 1040 Wien 
 
Ingenieurbüro NEUKIRCHEN ZV GmbH 
Eßlinggasse 17, 1010 Wien 
 
KLESTIL Ziviltechniker GmbH 
Franz Siegelgasse 1, 2380 Perchtoldsdorf  
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6. Bauindustrie 
 
ALPINE-Bau GmbH  
Alte Bundesstraße 10, 5071 Salzburg 
 
GRANIT GmbH Bauunternehmung 
Feldgasse 14, 8010 Graz 
 
HABAU Hoch- und Tiefbaugesellschaft m.b.H. 
Greiner Straße 63, 4320 Perg 
 
G. Hinteregger & Söhne Bauges.m.b.H. 
Bergerbräuhofstraße 27, 5020 Salzburg 
 
HOCHTIEF Construction Austria GmbH& Co KG 
Amalienstraße 65, 1130 Wien 
 
Leithäusl Gesellschaft m.b.H. 
Neulinggasse 14, 1030 Wien 
 
PORR Bau GmbH 
Absberggasse 47, 1110 Wien 
 
Swietelsky Bau GmbH 
Edelbacherstraße 10, 4010 Linz 
 
Traunfellner Anton Gesellschaft mbH 
Erlaufpromenade 32-34, 3270 Scheibbs 
 
 
 
7. Verkehrstelematik / Verkehrstechnik 
 
Alpine-Energie Österreich GmbH 
Oberlaaer Straße 276, 1230 Wien 
 
Kapsch TrafficCom AG 
Am Europlatz 2, 1120 Wien 
 
Siemens AG Österreich  
Siemens Straße 90, 1210 Wien 
 
SWARCO – Heoscont 
Straßenmarkierung GmbH 
Münchendorferstr. 33, 2353 Guntramsdorf 
 
Trafficpass Holding GmbH 
Rauhensteingasse 4/2, 1010 Wien 
 
 
 

8. Transportwirtschaft/Logistik 
 
Logwin Holding Austria GmbH 
Plainbachstraße 5, 5101 Bergheim 
 
Industrie Logistik Linz GmbH Co KG 
Stahlstraße 60, 4031 Linz 
 
 
 
9. Medienunternehmen 
 
ORF /Ö3 Verkehrsredaktion 
Heiligenstädter Lände 27c, 1190 Wien 
 
Manstein ZeitschriftensverlagsgmbH 
Brunner Feldstraße 45 
2380 Perchtoldsdorf 
 
IIR - Institute for International Research GmbH 
Linke Wienzeile 234, 1150 Wien 
 
 
10. Banken, Versicherungen Kfz- und allg. 

Wirtschaftsbetriebe 
 
Bank Austria UniCredit Group 
Schottengasse 6, 1010 Wien 
 
Raiffeisen Zentralbank Österreich AG  
Am Stadtpark 9, 1030 Wien 
 
Swarovski D.& Co. 
6112 Wattens in Tirol 
 
TCI GmbH  
Ramplach Nr. 120 
2620 Wartmannstetten 
 
UNIQA Versicherungs-AG 
Praterstraße 1-7, 1020 Wien 
 
 
 
11. Personenmitglieder 
 
Dkfm. Hans Peter Halouska 
Buchkammerl 14, 3400 Klosterneuburg 
 
Dipl. Ing. Dr. Richard Schenz 
c/o WKÖ, Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien 

 



7 Schicksale –
7 Schatten

Ein gutes Gefühl, beim Club zu sein.

Die Stimmung war 
perfekt

Dominik war ein verant-
wortungsbewusster und 
geselliger junger Mann. 
Alle wussten, auf Nick 
konnte man zählen, mit 
Nick konnte man „Pferde 
stehlen“. 

Nach den Arbeiten rund 
ums Haus ging’s ab auf 
das schon lange einge-
plante Fest im Ort. 

Dominik geht zu Fuß auf 
die Veranstaltung und 
erlebt dort fröhliche und 
ausgelassene Stunden. 
Spät in der Nacht steigen 
er und ein paar Freunde 
dann doch noch in sein 
Auto ein – sie wollen 
gemeinsam die Nacht 
nützen und „weiterzie-
hen“. Die Stimmung auf 
der Fahrt ist „perfekt“, 
sie schaukelt sich immer 
mehr hoch. Alle wollen 
wissen, was der Wagen 
hergibt. In einer Kurve 
gerät das Auto außer 
Kontrolle und prallt mit 
hoher Geschwindigkeit 
gegen einen Baum. Nur 
ein Insasse überlebt. Für 
Dominik und die anderen 
Freunde kommt jede Hilfe 
zu spät. Dominik wurde 
nur 19 Jahre alt.
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Ein ÖAMTC-Verkehrssicherheitsbeitrag zur Unfallprävention bei 
jungen Fahranfängern. Eine Aktion, die bewegt und zum Nachden-
ken anregt. Denn der Weg in die motorisierte Mobilität hat neben 
vielen positiven Aspekten leider auch Schattenseiten.

Sieben „Schatten“ stehen stellvertretend für alle Jugendlichen, 
die in Österreich im Straßenverkehr tödlich verunglückten – jeder 
Schatten zeigt ein tragisches Schicksal auf.

Ziel ist es, dass Jugendliche mehr über das richtige Verhalten im 
Straßenverkehr nach denken und sicherheitsbewusster handeln.

Termine zur Ausstellung und weitere Informationen unter:
www.oeamtc.at/schatten




